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VORWORT. 

Die  vorliegende  Arbeit  steht  mit  meiner  früheren  über 
die  babylonischen  Exilarchen^)  in  einem  gewissen  Zusam- 
menhange. Hier  wie  dort  wird  der  Versuch  geschildert, 
die  Juden  der  Diaspora  unter  einer  mit  staatlicher  Autorität 
ausgestatteten  Behörde  zusammen  zu  fassen.  Es  war  nicht 
meine  Absicht,  die  vollständige  Geschichte  des  vvestphälischen 
Konsistoriums  zu  schreiben.  Erfordert  doch  die  Lösung 
einer  derartigen  Aufgabe  die  souveräne  Beherrschung  des 
weitschichtigen,  umfassenden  Aktenmateiials  und  deshalb 
eine  Muße,  über  die  ich  auch  nicht  annähernd  verfügen 
kann.  Wohl  aber  glaube  ich  diejenige  seiner  Aufgaben, 
die  dem  Konsistorium  selbst  zweifellos  als  die  bedeutendste 
erschien,  eingehend  quellenmäßig  dargestellt  und  zu  anderen 
Zweigen  seiner  Tätigkeit  wenigstens  schätzbare  Beiträge 
geliefert  zu  haben.  Allen  denen,  die  mir  ihre  freundliche 
Unterstützung  dabei  nicht  versagt  haben,  insbesondere 
der  Königl.  Regierung  hierselbst,  den  löblichen  Archiv- 
Verwaltungen,  den  Herren  Dr.  M.  Brann,  Dozenten  am 
jüdisch-theologischen  Seminar  zu  Breslau,  Professor  Dr. 
Brunner,  Direktor  der  hiesigen  Landesbibliothek,  Realschul- 
direktor Dr.  Friedland  zu  Seesen,  Lehrer  Horwitz  hier, 
Konsislorial- Oberrabbiner  Dr.  Netter  zu  Metz,  Professor 
Simonsen  zu  Kopenhagen  und  Dr.  M.  Stern,  Ober- 
bibliothekar zu  Berlin,  statte  ich  hiermit  meinen  ergeben- 
sten Dank  ab.    Wie  dem  einzelnen  Menschen,  so  müssen 

>)  Die  Häupter  der  Vertriebenen.  Frankfurt  a.  M.  1890. 
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auch  ganzen  Gemeinschaften  hohe  Ziele  vorschweben,  von 
rosiger  Morgendämmerung  umhauchte  Zukunflsträume,  die 
ihr  Herz  über  die  nüchterne  Alltäglichkeit  hinweg  empor- 
heben zu  höheren  Zwecken.  Solch  ein  Ziel  ist  für  die 
deutsche  Judenheit  unserer  Tage  die  Verkörperung  der 
Einheitsidee.  Freilich  nicht  das  staatliche  Zwangskleid,  wie 
es  im  Königreich  Westphalen  das  Judentum  anlegen  mußte, 
begehren  wir.  Uns  soll  auf  dem  kräftigen,  fruchtbaren 
Boden  der  Freiheit  und  Selbstbestimmung,  wie  so  manche 
andere,  auch  diese  köstliche  Frucht  reifen. 

Gas  sei,  im  März  1914. 

Dr.  Felix  Lazarus. 


I.  Vorrerhandlangeii. 

In  der  Hauptstadt  des  ehemaligen  Kurfürstentums 
Hessen  und  des  einstigen  Königreichs  Westphalen  bewahrt 
eine  Bibliothek  ein  überaus  kostbar  ausgestattetes,  mit 
Gold  reich  verziertes  und  auf  Seide  geschriebenes  Büchlein. 
Es  enthält  in  schwungvollen  Versen  den  »Festgesang  bey 
Erhebung  ihres  Durchlauchtigsten  Landesherrn  zur  hohen 
Kur- Würde«,  gewidmet  von  den  Ober-Hof-  und  Kammer- 
agenten Susmann  Abraham  und  Moses  Joseph  Büdingerusw.^) 
Es  ist  ein  schönes  Zeichen  von  echtem  Patriotismus,  wenn 
die  Juden  trotz  aller  Bedrückungen  die  guten  Regenten- 
eigenschaften des  1803  zum  Kurfürsten  erhobenen  Wilhelm  I. 
wohl  zu  schätzen  wußten.  Wenige  Jahre  später  wurde 
Hessen  ein  Teil  des  Königreichs  Westphalen.  Zum  ersten- 
male  auf  deutschem  Boden  empfingen  die  Juden  das 
Gnadengeschenk  der  Freiheit  und  Gleichberechtigung,  aber 
aus  der  Hand  eines  Fremden.  Unter  dem  »fremden  Usur- 
pator« erstand  eine  der  französischen  nachgebildete  Kon- 
sistorialverfassung  für  die  Juden,  nach  welcher  das  Land 
in  Syndikate,  Bezirke  und  Sprengel  zerfiel.  Es  ist  zu  ver- 
wundern, daß,  während  dem  französischen  Konsistorium 
eine  kleine  Bibliothek  von  Schriften  gewidmet  ist,  die  den 
Gegenstand  erschöpfend  behandeln,  die  deutsche  Schwester- 
behörde noch  keinen  Darsteller  gefunden  hat.  Und  doch 
auch  wieder  nicht  zu  verwundern.  Denn  die  gedruckten 
Quellen  sind  schwer  zugänglich,  und  das  Aktenmaterial  ist 
in  zahlreichen  Archiven  zerstreut.  Bereits  im  Jahre  1843  er- 
schien in  der  Zeitschrift    »Jedidja«*)    ein  Aufsatz    >Das  is- 

*)  Anhang.  S.  auch  S.  6. 

*)  Die    Zeltschrift    »Jedidjac    erschien  von  1817  bis  1823  unter 
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raelitlsche  Konsistorium  im  vormaligen  Königreiche  West- 
phalen  in  dem  Zeiträume  von  1808—1813.  Aus  den  Original- 
akten«. Die  breit  angelegte  Darstellung,  welche  105  Seiten 
füllt  und  offenbar  von  dem  Herausgeber  der  Zeitschrift, 
dem  schreibseligen  früheren  Konsistorialrate  Jeremias 
Heinemann  stammt,  kommt  leider  über  die  allerersten  An- 
fänge ihres  Gegenstandes  nicht  hinaus.  Da  der  Aufsatz, 
so  viel  ich  sehe,  nirgendwo  bisher  benutzt  worden  ist, 
vermutlich  infolge  der  vergleichsweise  großen  Seltenheit 
der  Zeitschrift,  so  soll  hier  ausführlicheres  aus  ihm  mit- 
geteilt werden,  als  streng  genommen  vielleicht  in  den 
Rahmen  dieser  Arbeit  paßt.  Durch  den  Geheimen  Finanz- 
rat Israel  Jacobsohn*)  wurde  die  Zusammenberufung  einer 
Deputation  hervorragender  Israeliten  aus  allen  Teilen  des 
Königreichs  Westphalen  herbeigeführt.  Das  vom  Minister 
Simeon  ausgehende  Einladungsschreiben,  die  Namen  der 
Deputierten,  so  wie  die  von  ihm  der  Deputation  gemachte 
Vorlage,  welche  die  Grundlage  der  Beratungen  bilden 
sollte,  werden  angegeben.  Am  8.  Februar  1808  fand  die 
Eröffnung  der  Versammlung  durch  den  Minister,  am  fol- 
genden Tage  der  Empfang  durch  den  König  Jerome  statt. 
Unter  den  22  Deputierten*)  befanden  sich  aus  Kassel 
Oberstadt-  und  Land- Rabbiner  Lob  Meyer  Berlin'),  Vor- 
steher Moses  Joseph  (Büding  oder  Büdinger)^),  Vorsteher 
Susmann  Abraham^),  Vorsteher  Jakob  Simon  Michel')  und 
Landschreiber  Abraham  Hirsch').  Auch  das  spätere  Mit- 
glied des  Konsistoriums,  Land-  und  Stadt-Rabbiner  Mendel 


diesem  Titel,  zum  letztenmale  1833,  dann  von  1839—1843  unter  dem 
neuen  Titel  »Allgemeines  Archiv  des  Judentums«.  Über  den  Hetaus- 
geber  Heinemann  siehe  S.  33  ff. 

')  Über  Jacobsohn  S.  9  ff. 

•)  Später  kamen  noch  drei  hinzu.  Siehe  S.  7. 

*)  Über  Berlin,  Bfiding,  Abraham,  Michel  und  Hirsch  vgl.  die 
weitere  Darstellung.  Hirsch  Schloß  stammte  aus  Sandersleben.  Cf. 
die  Vorrede  zu  seinem  Comm.  z,  d.  Haftarot  '^Z)t  \'^.H.. 
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Steinhardt  aus  Hildesheim'),  geliörte  zu  dieser  ersten  Ver- 
sammlung. Drei  Pariser,  Mitglieder  des  großen  Pariser 
Sanhedrin,  Bechamin^),  Dalembert')  und  Michel  Berr")  wohn- 
ten als  Ehrenmitglieder  den  Verhandlungen  bei.  Diese 
begannen  am  11.  Februar  nachmittags,  nachdem  in  der 
festlich  geschmückten  Synagoge  ein  Dankgottesdienst  ab- 
gehalten worden  war').  Jacobsohn  wurde  zum  Präsidenten 
gewählt.  Die  Sitzungen  fanden  in  der  Landvorsteher- 
stube statt  und  betrafen  die  verschiedensten  Gegenstände. 
Die  Versammlung  verwarf  die  Idee,  jüdische  Volksschulen 
zu  begründen,  als  zu  kostspielig  und  unnötig.  Die  jüdischen 
Kinder  sollten  die  christlichen  Schulen  besuchen  und  nur 
besonderen  Religionsunterricht  erhalten.  Solchen  zu  er- 
teilen sollte  ausschließlich  ein  vom  künftigen  Konsistorium 
geprüfter  Religionslehrer  befugt  sein,  der  sich  streng  an 
einen  ebenfalls  vom  Konsistorium  zu  entwerfenden  Kate- 
chismus halten  sollte'*).  An  den  städtischen  christ- 
lichen »verbesserten  Schulanstalten«  müsse 
möglichst  ein  Rabbiner  Anstellung  finden, 
der  die  jüdischen  Kinder  mit  den  christ- 
lichen zusammen  im  Hebräischen  und  die 
ersteren  allein  in  Religion  unterrichten  werde. 
Den  Hauptberatungsgegenstand  bildete  die  Errichtung  des 
Konsistoriums  selbst.  Zum  Präsidenten  des  Konsistoriums 
wurde  der  Präsident  der  Deputation,  Jacobsohn,  gewählt, 
der  sich  seine  Kollegen  im  Amte,  drei  Rabbiner,  zwei  zu- 
gleich auch  als  Lehrer  zu  verwendende  weltliche  Räte  und 
den  Sekretär  zunächst  selbst  wählen  sollte.  Der  Präsident 
sollte  kein,  die  geistlichen  Räte  je  500,  die  weltlichen  je  250 
und  der  Sekretär  500  Taler  Gehalt  beziehen.    Auf  Einwohner 

*)  Siehe  weiter  unlen  S.  27  ff.  u.  d.  Anhang. 

*)  Über  Dalembert  siehe  S.  16.  Über  Berr  vgl.  Graetz,  Band 
XI*,  S.  280  f.  In  der  Casseler  Steuerliste  von  1810  (im  Besitz  des  Herrn 
Fiorino  hier)   kommt  I.  Bechemin  sowie  Simon  Meier  Dalmbert  vor. 

»)  »Jedidjat  a.  a.  O.  S.  62. 

*)  S.  18  f. 


—     8     - 

des  Königreichs  sollte  Jacobsohn  bei  der  Auswahl  nicht 
beschränkt  sein^).  Eine  überaus  wichtige  Bestimmung, 
daß  nämlich  das  Konsistorium  nur  auf  3Jahre 
eingesetzt  werden  sollte,  übergeht  der  an  den 
Minister  gerichtete  Bericht  über  die  seitherigen  Verhand- 
lungen, welchen  der  Sekretär  vorlas  und  wohl  auch  abge- 
faßt hatte,  mit  völligem  Stillschweigen^).  Man  kann  sich 
denken,  daß  Jacobsohn  die  Aussicht,  sich  nach  3  Jahren 
einer  Neuwahl  durch  eine  Art  Synode^)  unterwerfen  zu 
müssen,  wenig  behagte,  und  wird  wohl  in  ihm  den  Ur- 
heber dieser  bedeutungsvollen  Auslassung  su  sehen  haben. 
Am  28.  Februar  erfolgte  die  Entlassung  der  Depu- 
tierten   durch    eine    ministerielle    Verfügung^).      Nunmehr 

>)  a.  a.  O.  S.  44  ff  und  S.  46  ff.  Amram  (»Wie  ist  die  israeli- 
tische Schule  usw.  entstandene,  S.  11)  weiß  sich  die  Tatsache,  daS 
mehrere  Konsistorialräte  nicht  dem  Königreich  angehörten,  nicht  zu 
erklären.  Die  Reisediäten  der  Delegierten  —  sie  betrugen  2  Taler 
täglich  nebst  Auslagen  für  Logis  und  Reise  (Eingabe  Meyersteins 
vom  18.  Nov.  1810)  —  bildeten  den  Gegenstand  sich  jahrelang  hin- 
ziehender, recht  unerfreulicher  Verhandlungen.  So  scheinen  die  drei 
Deputierten  des  Leinedepartements  Rüben  Meyer  aus  Qöttingen 
(Meyersicht),  Jakob  Meyer  aus  Einbeck  (Jakob  Elias  Meyerstein)  und 
Bendix  Abraham  aus  Holzminden  (Bendix  Abraham  Rawseheff)  über- 
haupt nicht  oder  doch  erst  1813  zu  ihrem  1808  verauslagtcR  Gelde 
gelangt  zu  sein.  Das  Konsistorium  muß,  da  es  zu  jener  Zeit  noch 
nicht  bestand,  sich  für  unzuständig  erklären  (Staats-Archiv  Hannover 
Akta  Nr.  26,  Vfg.  v.  3.  August  1810).  Am  25.  November  1811  bittet 
Meyerstein  um  endlichen  Entscheid  des  Präfekten  Delius  zu  Qöttingen. 
Nach  endlosem  Hin  und  Her  genehmigt  am  3.  Januar  1813  der  Mi- 
nister die  exekutorische  Beitreibung  der  rückstandigen  Reisekosten. 
Am  30.  Januar  1813  bittet  Oelliehausen  um  Niederschlagung  der  auf 
die  Gemeinde  entfallenden  Summe,  da  die  Mitglieder  zu  arm  seien, 
den  Mietszins  der  Synagoge  und  die  darin  zu  brennenden  Lichter  zu 
bezahlen.  In  recht  unverschämter  Weise  verlangt  das  nimmerruhende 
Echte  am  4.  Februar  1813,  der  Präfekt  solle  die  Implorantcn  ab-  und 
inr  Ruhe  verweisen.  Ähnlich  am  19.  Februar  1813  Adelebsen.  Zur 
Beitreibung  des  Geldes  wurden  die  Friedensgerichte  angerufen.  Aber 
am  9.  März  1813  verweist  der  Präfekt  auf  denselben  Weg  wie  für  die 
Eintreibung  der  Knltnssteuer.  Das  sei  Sache  der  beschwerdeführenden 
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begann  die  sehr  anschaulich  geschilderte  umfassende  Tä- 
tigkeit Jacobsohns  behufs  Organisation  der  in  Aussicht 
genommenen  Oberbehörde.  Unter  den  Beratern  des  Präsi- 
denten werden  auf  jüdischer  Seite  David  Friedländer^)  und 
Aron  Wolfssohn^)  aus  Berlin,  Herz  Homberg  und  Peter 
Beer  in  Prag,  Bensew  in  Wien  und  vor  allem  Lazarus 
Riesser  in  Hamburg,  auf  christlicher  Abt  Henke')  in  Helm- 
städt  und  Kanzler  Niemeyer^)  in  Halle,  lauter  wohlbe- 
kannte Persönlichkeilen  jener  Zeit,  von  Heinemann  genannt. 
Die  Ernennung  der  Mitglieder  des  Konsistoriums  durch 
den  Minister  erfolgte  am  IQ.  Oktober  1808').  Von  ihnen 
hatten  der  in  der  ersten  Sitzung  vom  19.  Dezember  d.  J. 
getroffenen  Geschäftseinteilung  gemäß  Berlin  und  Stein- 
hardt  die  theologischen,  Simon  Kaikar,  David  Fränkel  und 
Jeremias  Heinemann  die  Schulsachen'),  der  Präsident  nebst 
Kaikar  und  Heinemann  die  Finanzsachen  und  der  (christ- 
liche) Sekretär  Merkel  die  juristischen  Gegenstände  zu 
bearbeiten. 

II.  Die  Mitglieder  des  Konsistoriams. 

DerPräsident. 

Die  Seele  des  Ganzen  war  der  Präsident,  wenn  man 
auch  die  übrigen  Mitglieder  sich  keineswegs  als  so  willen- 
lose,   gefügige    Werkzeuge')    denken    darf,    wie    das    her- 

Syndici  der  Israeliten  selbst.  Damit  mag  nach  5  Jahren  diese  peinliche 
Sache  zur  Ruhe  gelangt  sein.  Wenigstens  fehlen  uns  weitere  Nachrichten. 

')  Jedidja  a.  a.  O.  S.  104  und  unten  S.  16  f.  Über  Henke  vgl. 
Braunschweigisches  Magazin  1906,  S.  104.  Nach  einer  Nachricht  bei 
Zunz,  »S.  Meyer  Ehrenberg«,  wollte  Jacobsohn  den  Meyer  1807  zum 
Konsistorialrat  machen.  Aber  er  lehnte  ab  (S.  24).  Über  Niemeyer  siehe 
S.  45.  Cf.  S.  34. 

*)  Jedidja  105  ff.  Zum  Expedienten  ward  Bendix  Berlin,  zum 
Pedell  Simon  Meßner,  beide  aus  Cassel,  gewählt.  Ersterer  bezog  200, 
letzterer  66%  Taler  Qehait. 

')  Jost,Qesch.  desJudentums  u.  s.  Sekten,  III,  S.  325;  a.  Oraetz,Xl«, 
281.  Siehe  dagegen  weiter  unten.   Über  die  Schuldirektion  unten  S.  34. 
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kömmlich  geworden  ist.  Jacobsohn  ist  freilich  nicht  das 
gewesen,  als  was  ihn  Goethe  bezeichnet,  ein  »Judenheiiand«. 
Aber  seine  große,  edle  Seele  ist  doch  ganz  ausgefüllt  ge- 
wesen von  der  reinsten  Menschenliebe.  Kein  Opfer  war 
ihm  zu  groß,  keine  Arbeit  zu  schwer,  keine  Geldsumme 
unerschwinglich,  wenn  es  galt,  das  Jammerlos  seiner  ge- 
knechteten Glaubensgenossen  zu  erleichtern.  Seine  Zwecke 
waren  die  lautersten,  die  Mittel,  die  er  wählte,  nicht  selten 
verfehlt*).  Ootthold  Salomon  hat  wahrlich  nicht  zuviel 
gesagt,  wenn  er  dem  selbstlosen  Philantropen  bei  der  Ge- 
dächtnisfeier in  Berlin  die  Worte  nachrief:  »Menschenliebe 
war  das  lebhafteste  Gefühl  im  Herzen  Jacobsohns  und  die 
Menschheit  sein  Wirkungskreis.t 

Geboren  am  17.  Oktober  1768  zu  Halberstadt 
wollte  er  sich  zuerst  dem  Rabbinerstande  widmen"). 
Als  Schwiegersohn  des  hochangesehenen  Braunschwei- 
gischen Kammeragenten  und  Rabbiners  Herz  Samson 
folgte  er  diesem  im  Januar  1795  in  beiden  Ämtern'). 
Wer  ein  lebensvolles  Bild  von  der  jammervollen  Lage,  von 
der  trostlosen  Misere  gewinnen  will,  in  der  die  Juden 
noch  unmittelbar  vor  der  französischen  Zeit  in  Deutschland 


')  Die  Biographie  Jacobsohns  haben  Kleinschmidt  im  Jahrgang 
XXIII,  Zeitschrift  des  Harzvereines  für  Geschichte  und  Altertumskunde 
(Wernigerode  1890)  und  Zimmermann  im  »Braunschweigischen  Magazine 
1906  gegeben.  Ersterer  behandelt  die  braunschweigische  Periode  seines 
Lebens,  letzterer  die  spätere  ausführlicher.  Die  jüdischen  Quellen 
stehen  beiden  nur  in  ganz  unzureichendem  Maße  zur  Verfügung. 
Einen  jüdischen  Biographen  hat  Jacobsohn  aber  noch  immer  nicht 
gefunden.  Siehe  auch  noch  Allgem.  deutsche  Biogr.  [ADB.j  XIII,  619. 

')  Braunschw.  Atagazin  a.  a.  O.  S.  97.  Über  seinen  Vater  Israel 
Jacob  geb.  1729,  gest.  1803  siehe  Auerbach:  »Geschichte  der  isr. 
Gemeinde  HalberslaJt.  S.  137  ff. 

•)  Dem  des  Kammeragenten  und  Landrabbiners  für  den  Weser- 
distrikt, d.  h.  die  jetzigen  Kreise  Gandershcim  und  Holzminden.  Zum 
Kammeragenten  wurde  er  ernannt  durch  Verfg.  vom  30.  Dez.  1794 
und  5.  Januar  1795  (Zeitschrift  des  Harzvereines  a.  a.  O.  S.  203),  zum 
Landrabbiner  am  1.  Januar  1795  (Braunschweig.  Magazin  a.  a.  O.  S.  9S). 
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schmachteten,  der  lese  die  aktenmäßige  Darstellung  der 
zahllosen  Plackereien  und  Chikanen,  die  der  Kamnier- 
agent  über  sich  ergehen  lassen  mußte  (Zimmermann  a.  a.  O,). 
Und  doch  genoß  der  kluge  Mann  die  volle  Gunst  des 
Herzogs,  war  zum  Geheimen  Finanzrat  emporgestiegen 
und  durch  seine  zahlreichen  edlen  Stiftungen,  durch  seine 
wahrhaft  großartige  Mildtätigkeit  ein  Wohltäter  des  Landes 
geworden.  Nicht  einmal  seinen  ältesten  Sohn  Meyer  als 
Lehrling  bei  der  Braunschweiger  Kaufmanns  Innung  ein- 
geschrieben zu  sehen,  konnte  er  erreichen,  trotz  eines  aus- 
drücklichen Befehles  der  Polizeibehörde^).  Ein  Sturm  der 
Entrüstung  erhob  sich  im  Lande  wegen  dieses  beschei- 
denen Wunsches  eines  Mannes,  der  nur  4000  Taler  jähr- 
lich für  seine  eigenen  Bedürfnisse,  26000  Taler  für 
Wohltätigkeitszwecke  auszugeben  pflegte,  eines  Mannes, 
dem  wegen  seines  gemeinnützigen  Wirkens  1807  von  der 
Universität  Helmstädt  der  Ehrendoktorhut  verliehen  wurde. 
Solche  Beweise  schändlichen  Undanks  konnten  nicht  dazu 
beitragen,  ihn  mit  Liebe  zu  einer  Regierung  zu  erfüllen,  unter 
der  auch  der  beste  Jude  den  meisten  als  verachteter  Paria 
galt.  Derartigen  Stimmungen  gibt  sein  Brief  vom  30.  Ok- 
tober 1811  dem  Geheimrat  von  Strombeck  gegenüber  Aus- 
druck. »Ich  hingegen»,  heißt  es  darin,  »bereichere  oder 
beärmere  (ich  weiß  nicht,  wie  ich  es  benennen  soll)  mich 
an  Menschenkenntnis  und  mache  solche  üble  Erfahrungen, 
daß  ich  wirklich  große  Anlage  zur  Misanthropie  bekomme, 
und  beinahe,  wie  jener  franz.  Autor,  sagen  muß:  wer  nach 
seinem  vierzigsten  Jahre  kein  Menschenfeind  wird,  ist  nie 
ein  Menschenfreund  gewesen.  Diese  leidige  Erfahrung 
wirkt,  ich  gestehe  es  selbst,  auf  meinen  moralischen  und 
physischen  Charakter.  Dieses  thut  mir  doppelt  wehe*. 
Auch  in  der  westphälischen  Zeit  wird  es  ihm  gewiß  an 
Gelegenheit  zu  ähnlichen  Erfahrungen  nicht  gefehlt  haben 
bei   dem    so    tief  eingewurzelten    Judenhaß.     Solche    Ge- 

*)  Braunschw.  Magaz.  a.  a.  O    S.  1C2  ff. 
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danken  konnten  indessen  nur  vorübergehend  die  unermüd- 
liche Energie  des  unverwüsthchen  Idealisten  lähmen.  Als 
das  Unglaubliche  geschah  und  der  bisher  nur  als  gefürch- 
teter  Kriegsfürst  bekannte  Korse  den  gedrückten  Juden 
die  Sonne  seiner  Huld  leuchten  lassen  zu  wollen  schien, 
da  richtete  Jacobsohn  voll  Hoffnung  seine  Augen  nach 
Paris.  Er  ließ  dort  eine  Schrift  erscheinen:  >Les  premiers 
pas  de  la  nation  juive  vers  le  bonheur  sous  les  auspices 
du  grand  monarque  Napoleon«  (1806),  in  welcher  er  den 
Kaiser  zur  Einsetzung  eines  hohen  Rates  sowie  eines 
Patriarchen  für  die  europäischen  Juden  aufforderte*).  Als, 
vielleicht  auch  im  Zusammenhange  mit  dieser  Anregung, 
dem  erfinderischen  Geiste  des  Herrschers  die  Idee  des 
Pariser  Sanhedrin  entsprungen  war,  da  ließ  Jacobsohn 
durch  Benedikt  Schott"),  den  Direktor  der  Seesener  An- 
stalt, den  Deputierten  in  Paris  eine  Denkschrift  über  seine 
Lieblingsidee,  die  Notwendigkeit  einer  besseren  Erziehung 
unter  den  Juden,  überreichen'),  ganz  im  Gegensatz  zu 
der  feindlichen  Haltung,  welche  die  Berliner  Aufklärer, 
David  Friedländer  und  Genossen,  gegenüber  der  Pariser 
Versammlung  einnahmen.  Um  das  Judentum  mit  Hilfe  eines 


')  Das  Manuskript  liegt  den  Seesener  Akten  bei.  Jacobsohn 
selbst  war  sicherlich  nicht  der  Verfasser,  vielleicht  der  Direktor  Schott. 
—  Über  Anfeindungen  J.'s  in  Westphalen  vgl.  S.  19. 

•)  Philippson,  »Neueste  Geschichte  des  jüdischen  Volkes«  I, 
S.  15  ff.  erwähnt  Jacobsohns  oder  Schotts  Schrift  nicht.  Qraetz  kennt 
>ies  Premiers  pas<  nur  aus  einem  Auszug  bei  Bran,  »Gesammelte 
Aktenstücke  über  die  Verbesserung  der  Juden  in  Frankreich.  Vgl. 
Qraetz,  Band  XI»,  S.  265. 

•)  Schott  war  ein  radikaler  Aufklärnngsfreund,  dem  die  Haiber- 
städter  Orthodoxen  die  Hauptschuld  an  den  religiösen  Neuerungen 
des  Casseier  Konsistoriums  gaben.  Seine  (Jacobsohns)  »Umgebung 
in  Cassei  und  sein  dem  flachen  Rationalismus  und  den  destruktiven 
Bestrebungen  der  Berliner  Reformer  huldigender  Freund  und  Ratgeber 
Sch.t  [ott]  hätten  J.  »zu  diesen  Eingriffen  in  das  historische  Judentum, 
wie  iH  die  Freiheit  des  Gewissens  des  Einzelnen  verleitet«.  (Auerbach 
«.  a.  O.  S.  140).  S.  auch  unten  S.  31  ff. 
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besseren  Jugendunterrichts  innerlich  zu  erneuern  und  die 
äußere  Befreiung  so  durch  die  innere  vorzubereiten,  hatte 
er  bereits  1801  die  anfangs  zu  einer  Industrie-  und  Acker- 
bauschule*) bestimmte  Schule  zu  Seesen")  mit  einem 
Kostenaufvvande  von  mehr  als  100.000  Talern  begründet. 
Unter  den  Napoleons  Onade  ihr  Dasein  verdankenden 
staatlichen  Neuschöpfungen  sollte  die  größte,  das  König- 
reich Westphalen,  die  in  der  Verfassung')  auch  den  Juden 
verheißenen  Rechte  durch  Königliches  Dekret  vom  27.  Ja- 
nuar 1808  voll  verwirklichen').  Die  namentlich  in  den 
hessischen  Teilen  des  Reiches  nicht  nur  den  Juden,  son- 
dern auch  den  Lutheranern  und  Katholiken  gegenüber 
geübte  krasse  Intoleranz  *)  hatte  einer  so  vollkommenen 
Parität  der  verschiedenen  Konfessionen  weichen  müssen, 
wie  sie  höchst  selten  in  einem  Staate  geherrscht  hat.  An- 
ders in  dem  Nachbarstaate,  dem  einem  deutschen  Regenten, 
dem  Fürstprimas  Dalberg*),  unterstellten  Oroßherzogtum 
Frankfurt.  Der  ehemalige  Mainzer  Kurfürst,  ein  feinsinniger, 
Kunst  und  Wissenschaft  liebender,  den  Juden  persönlicii 
auch  keineswegs  abgeneigter  Herr,  gestattete  Ihnen  zwar,, 
die    öffentlichen     Promenaden     und    die   Cafehäuser    der 


')  Braunschw.  Magaz.  a.  a.  O.  S.  99. 

*)  Siehe  unten  S.  31.  Sein  Schwager  Isak  Herz  Samsoa  be- 
gründete um  dieselbe  Zeit  die  Anstalt  in  Wolfenbüttel. 

*)  »Alle  Untertanen  sollen  vor  dem  Gesetz  gleich  seia  und 
die  verschiedenen  Konfessionen  ihren  Kultus  frei  ausüben«  ;  s.  auch 
Philippson  a.  a.  O.  S.  28;  Kleinschmidt,  »Geschichte  des  Königreich» 
Wcstphalea«,  S.  156;  Thimme,  »Die  inneren  Zustände  des  Kurfürsten- 
tums Hannover«,  Band  II,  S.  230;  Holzapfel,  »Das  Königreich  West- 
phalen«, Magdeburg  1895,  S.  77. 

*)  Thimme  a.  a.  O.  II,  S.  229.  'Im  Hessischen  waren  Lutheraner 
und  Katholiken  nicht  nur  in  Ausübung  ihres  Kultus  empfindlichen 
Beschränkungen  unterworfen,  sondern  auch  von  den  Staatsämtera 
fast  gänzlich  ausgeschlossen«. 

»)  Thimme  a.  a.  O.  S.  230.  Über  Dalberg  siehe  Beaulien-Mar- 
connay  »Karl  von  Dalberg«.  Dea  Titel  Oroßherzog  erhielt  der  Prin^a». 
erst  1810. 
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Hauptstadt  Frankfurt  zu  benutzen.  Aber  das  war  so  ziem- 
lich alles,  was  ihnen  eingeräumt  wurde.  Die  neue  »Stät- 
tigkeits-  und  Schutzordnung«  vom  30.  November  1807  war 
ein  so  rührend  schöner  Ausdruck  echt  mittelalterh'chen 
Geistes,  daß  der  noch  in  Braunschweig  weilende  Jacobsohn 
sich  in  innerster  Seele  schmerzlich  davon  berührt  fühlte. 
Daß  die  niedrige  Schacher-  und  Krämerpolitik  der  Frank- 
furter Patrizier  mit  ihrem  Bestreben,  den  unbequemen 
jüdischen  Konkurrenten  niederzuhalten,  so  ganz  und  gar 
siegen  würde,  hatte  er  nicht  erwartet.  In  einer  Schrift 
>Unterthänigste  Vorstellung  an  Seine  Hoheit  den  Fürst-Primas 
der  Rheinischen  Konföderation  über  Höchstdessen  neue 
Stättigkeits-  und  Schutzordnung  für  die  Judenschaft  in 
Frankfurt  a.  M.«^)  wandte  er  sich  an  den  Fürsten.  Zu- 
nächst hatte  er  damit  nur  den  Erfolg,  daß  Frankfurts  und 
Deutschlands  größter  Sohn,  Goethe,  auf  den  Plan  trat. 
Goethe  stimmte  einer  Gegenschrift  »Bemerkungen  über 
des  Herrn  Geheimen  Finanzrath  Israel  Jacobsohn  unter- 
thänigste  Vorstellung  etc.«  freudig  zu.  In  Jacobsohns  Bitt- 
schrift an  Dalberg  hatte  es  geheißen:  »Ihr  so  allgemein 
als  tief  verehrter  Charakter,  Ihr  überall  hochgefeierter  Name 
bürgt.  Sie  konnten  das  nie  wollen.  Sie  können  es  am  we- 
nigsten jetzt  wollen,  jetzt  in  einem  Zeitalter,  da  unter  dem 
lauten  Beifall  aller  weisen,  aller  edlen  und  guten  und  aller 
menschlichen  Menschen,  die  besten  und  erleuchtetsten 
Fürsten,  die  Zierden  unserer  Throne,  beschäftigt  sind,  den 
Juden  die  schwersten  Ketten  abzunehmen,  da  ein  Alexander, 
da  der  Held  des  Jahrhunderts,  der  Mann  der  Kraft  und  der 
Weisheit,  da  Napoleon  als  Befreier  jenes  unglücklichen 
Volkes  auftritt,  das  eine  lange  Reihe  von  Jahrhunderten 
hindurch  mit  Schmach  beladen  im  Dreck,  im  tiefsten 
Elende,  in  einem  Zustande  schmachtete,  aus  dem  das 
Laster  und  das  Verbrechen  wie  der  Rauch  aus  der  Flamme 


')  Jacobsobns  Schrift  erschien  auch  französisch  unter  dem  Titel 
»Tres  Hutnble  Remonstrance  etc.t  Brunswic  1803. 
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hervorgehen  mußte.«  (Zeitschrift  des  Harzvereins  1890, 
S.  207.)  Bettina  von  Arnim  aber  erhielt  am  3.  April  180H 
von  Goethe  einen  Brief,  in  dem  es  heißt:  »Dem  braun- 
schweigischen  Judenheiland  ziemt  es  wohl,  sein  Volk  an- 
zusehen, wie  es  sein  und  werden  sollte;  dem  Fürsten 
Primas  ist  aber  auch  nicht  zu  verdenken,  daß  er  dies 
Geschlecht  behandelt,  wie  es  ist,  und  wie  es  noch  eine 
Weile  bleiben  wird.«  Am  20.  April  schrieb  Goethe  an 
Bettina  :  »Es  war  mir  sehr  angenehm  zu  sehen,  daß  man 
den  finanzgeheimrätlichen  jacobinischen  Israelssohn  so 
tüchtig  nach  Hause  geleuchtet  hat.«  In  der  Beurteilung 
Dalbergs  hat  sich  übrigens  der  »Israelssohn«')  (ein  echt 
Goethesches  Wortspiel)  als  der  schärfere  Menschenkenner 
erwiesen.  1811  wurden  die  Frankfurter  Juden  der  Gleich- 
berechtigung teilhaftig.  Auch  den  versteckten  Vorwurf 
der  Parteilichkeit,  den  man  aus  jenem  Schreiben  vom 
3.  April  an  Bettina  heraushört,  verdiente  Jacobsohn  keines- 
wegs, der  vielmehr  durch  nichts  in  seiner  Eigenart  tref- 
fender gekennzeichnet  werden  kann,  a!s  durch  seine 
seinerzeitige  Bitte  an  den  Herzog  von  Braunschweig,  er 
möge  den  Juden  das  Recht  nehmen,  ein  Prozent  mehr 
fordern  zu  dürfen  als  die  Christen.  Denn  ein  solches  Recht 
müsse  leicht  zu  Wucher  führen').  »Es  ist  gut,  wenn  die 
Juden  sich  nach  den  bestehenden  Landesgesetzen  richten 
müssen  und  bloß  in  Religionssachen  ihr  eigenes  Forum 
haben,  daß  aber  auch  alsdann  bei  der  Handhabung  der 
Gerechtigkeit  kein  Unterschied  gemacht  werde.<  Jacobsohns 

»)  Wahrscheinlich  soll  damit  auf  Jacobsohns  Vater  Israel  Jacob 
angespielt  werden.  Qoethe  war  gewiß  kein  Antisemit  im  heutigen 
Wortsinne.  Niemand  hat  die  Bibel  in  solchen  Ewigkeitsworten  zu 
schildern  gewußt,  wie  er,  und  über  die  Juden  ist  kein  schöneres 
Wort  gesagt  worden  als  das  Ooethesche:  »Die  Juden  sind  das  be- 
harrlichste Volk  der  Erde;  es  ist,  es  war,  es  wird  sein,  um  dea  Namen 
Qottes  durch  alle  Zeiten  zu  tragent.  Aber  große  Geister  sind  zu 
Zeiten  eben  auch  recht  klein  und  bleiben  Kinder  ihrer  Zeit. 

')  Braunschw.  Magaz.  a.  a.  O. 
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Tätigkeit  im  Königreich  Westphalen  bezeichnet  den  Höhe- 
punkt seines  Wirkens.  Auch  an  äußeren  Ehren  hat  es  ihm 
während  derselben  nicht  gefehlt.  November  1812  ernannte 
Jerome  ihn  zu  seinem  Hofbankier*)  und  zum  Ritter  des 
von  ihm  gestifteten  Ordens  der  Krone  von  Westphalen*), 
und  das  Okerdepartement  entsandte  ihn  als  Vertreter  von 
Handel  und  Gewerbe  in  die  Versammlung  der  Reichs- 
stände Westphalens.  Als  Präsident  des  Konsistoriums  suchte 
er  eine  selbständige  Stellung  zu  gewinnen,  wenn  er  auch 
den  Rat  der  verschiedensten  Autoritäten  einholte').  Welche 
Anstrengungen  die  Aufklärungsfanatiker  vom  Schlage  Fried- 
länders  machten,  um  ihn  ganz  zu  sich  herüber  zu  ziehen, 
das  zeigt  sehr  anschaulich  ein  Brief  David  Friedländers*)  an 
Aron  Wolfssohn*).  Wolfssohn,  Direktor  und  Professor  a.  D. 
der  Königlichen  Wilhelmsschule  in  Breslau,  war,  anschei- 
nend auf  Friedländers  Veranlassung,  1808  nach  Braun- 
schweig gereist,  um  mit  Jacobsohn  zu  verhandeln.  An  ihn 
richtete  Friedländer  nun  folgendes  Schreiben") : 

1)  Zeitschrift  des  Harzvereines  a.  a.  O.  S.  210. 

*)  Am  8.  November  1812  zu  gleicher  Zeit  mit  Abraham  Zadig, 
dem  erstea  Leibarzte  Jeromes  (S.  24)  und  Mayer-Dalembert,  Sekretär  u. 
Adjunkten  der  Mairie  in  Cassel  (Braunschw.  Magaz.  1906,  S.  113, 
Zeitschrift  des  Harzvereines  1891,  S.  63).  Siebe  auch  S.  7  und  unten. 
Der  Orden  der  westphälischen  Krone  war  1808  gestiftet  worden 
(Ooecke-Iigen :  »Das  Königreich  Westphalen«,  S.  149,  nach  Klein- 
schmidt: >Oeschichte  des  Königreichs  Westphalen«,  S.  80  erst  am 
25.  Dezember  1809).  Napoleon  fand,  daß  zu  viele  Tiere  darin  vor- 
kämen (der  Hessische  Löwe,  der  Braunschweigische  Leopard,  der 
Preußische  Adler,  das  Hannoversche  Roß  und  der  Napoleonische  Adler). 

»)  Siehe  oben  S.  9. 

*)  Oben  S.  9.  Über  Friediänder  s.  Oraetz  XI»,  S.  156  ff.,  Phi- 
lippson,  »Neueste  Geschichte  des  jüdischen  Volkes«  1,  S.  52,  54  und 
soHst;  Jost,  »Geschichte  des  Judentums  und  seiner  Sekten«,  III,  S. 
316  ff.  u.  ADB.  VII,  393.  Über  Wolfssohn  vgl.  Oraetz  a.  a.  O.  S.  120, 
239;  Freudenthal  in  der  Monatsschrift,  Jahrgang  1892,  S.  419  ff.; 
Delitzsch,  »Zur  Geschichte  der  jüdischen  Poesie,  S.  107.  Das  intime 
Verhältnis  zwischen  Friediänder  und  Wolfssobn  geht  auch  aus  einem 
anderen  Briefe  Friedländers  hervor  Monatsschrift,  1906,  S.  372. 

*)  Abgedruckt  in  der  Monatsschrift,  Jahrgang  41,  S.  375  ff. 
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»Dem  Königl.  Professor 

Herrn  A.  Wolfsohn 

Braunschweig. 

Berlin,  den  21.  September  8  (1808). 
Mein  theurer  Freund  ! 
Etwas  freundlicher  ist  es,  Ihr  liebes  Schreiben  vom 
10.  d.,  und  daraus  schließe  ich,  daß  Sie  weniger  un- 
päßlich und  auf  dem  Wege  der  Besserung  sind.  Das 
freut  mich  denn  sehr.  Ihren  ersten  Brief  habe  ich  übri- 
gens beantwortet.  Meine  jetzige  Antwort  erhalten  Sie 
nach  Ihrem  Verlangen  in  Br.faunschweig],  und  ich  billige 
es  überaus,  daß  Sie  mit  dem  edlen  Manne  ganz  freimütig 
sprechen.  Ihre  Schilderungen  haben  mich,  ohne  daß  Sie 
es  wollten,  herzlich  belustigt,  und  hinterdrein  sehr  be- 
trübt. Was  wollen  Sie  auch  von  den  beiden  Knaben  in 
Allongen-Perücken  anders  erwarten?  Sagen  Sie  es  un- 
serm  geheimen  FR.*),  daß  mit  dem  Wegschaffen  von 
pp'^no  na3  njis  pipo  inr«  wir  uns  nur  lächerlich  machen. 
Entweder,  oder.  Entweder  die  Reparatur  des  Gebäudes 
muß  sachverständigen,  kühnen  Baumeistern,  die  zugleich 
Authorität  (sie)  haben,  aufgetragen  werden ;  oder  wir 
überlassen  alles  der  Zeit ;  d.  h.  wir  lassen  das  Gebäude, 
dessen  Ständer  ausweichen,  und  das  in  allen  seinen 
Th.eilen  verwest  ist,  in  sich  versinken  und  untergehn. 
Welcher  Mann  von  Geist  wird  an  solche  Glaubensver- 
besserer sich  anschließen?  Wer  nur  irgend  einen  Nahmen 
hat.  wird  davon  bleiben.  Ich  will  zugeben,  daß  unsere 
jungen  Cons.-Räthe*) entweder  den  Mut  nicht  haben,  gegen 
die  alten  Rabbinen  aufzutreten  oder  wirklich  selbst  noch 
an  die  Unfehlbarkeit  des  Talmuds   und  an  die  Wichtig- 


')  Finanzrat  =  Jacobsohn.  Wer  mit  den  »beiden  Knabenc  gemeint 
ist,  weiß  ich  nicht. 

')  Es  scheint  hiernach,  daß  Jacobsohns  Vorschlagsliste,  die  er 
am  2.  Oktober  1S08  dem  Minister  unterbreitete,  am  21.  September 
endgültig  abgeschlossen  und  diese  Tatsache  Friedländer  bekannt  war. 

Lazarus.  2 


18 


keit  der  Fleisch-  und  Milch-Gesetze  glauben.  Kann  das 
aber  Maßstab  für  Männer  Ihres  Wissens,  Ihrer  Einsicht, 
Ihres  Eifers  seyn  ?  Überhaupt,  mein  Lieber,  was  geht 
Ihnen  zb^h^  jnns,  nnrm  pb'Dr,  nifoi}^enan?  Sie  verfertigen 
das  Lehrbuch  und  Ihren  Precis  der  Religion,  wie  es  dem 
Zeitgeist  angemessen,  und  wie  es  in  den  neu  zu  errich- 
tenden Schulen  zum  Grunde  gelegt  werden  soll*):  mit 
mntD  und  snsj  und  -[nj;  p^tr  haben  Sie  ja  nichts  zu  thun. 
Dieses  wird  unserm  Freund,  dem  an  Penetration,  gutem 
Willen  u.  Eifer  für  die  gute  Sache  keiner  noch  den  Rang 
abgelaufen  hat,  einleuchten ;  und  nach  Verfertigung 
dieses  Schul-  und  Lehrbuches  haben  Sie  ihre  Bestim- 
mung erfüllt.  Ich  bin,  wie  ich  schon  gesagt  habe,  ganz 
der  Meinung,  daß  Sie  dem  G.  F.  R.  den  klaren  Wein  ein- 
schenken. —  Die  Folgen  des  Temporisierens,  des  Schönens, 
des  Nicht-Anstoßgebens  empfinden  wir  nicht  allein  in 
den  alt.  preuß.  Staaten,  sondern  auch  anderwegen.  Mit 
unserm  unpassenden  Äußern  schrecken  wir  die  gebil- 
detsten Seelen  ab,  und  den  Übertritt  des  W.  (?)  habe  ich 
wahrhaftig  mit  Kummer  vernommen.  Sagen  Sie  ja  das 
alles  dem  edlen  Manne.  Unterstützen  Sie  das  mit  der 
Ihnen  eigenen  Kraft  der  Gründe  und  des  Eifers  für  die 
gute  Sache ;  und  wenn  Sie  glauben,  daß  es  frommt,  so 
sagen  Sie  ihm,  wie  sehr  ich  mit  Ihnen  über  alle  diese 
Gegenstände  übereinstimme  und  daß  ich  viel  dreuster  (!) 
zu  Werke  gehen  würde  als  selbst  Sie :  das  ist  wohl  viel 
gesagt.  Machen  Sie  indessen,  daß  Sie  bald  ganz  wieder 
hergestellt    werden ;     denn   wenn    auch    das    Leben    hi- 


>)  Das  klingt  ganz  so,  als  habe  Wolfssühn  einen  förmlichen 
Auftrag  zur  Abfassung  von  Religionslehrbüchern  von  Jacobsohn  er- 
halten. Damit  würde  gut  übereinstimmen  die  Bezeichnung  der  vom 
Konsistorium  dem  Direktor  Schott  genannten  Religionslehrbücher  als 
provisorischer  und  der  Hinweis  auf  später  erscheinende  (ISll  ;  siehe 
weiter  unten),  vergleiche  Akten  der  Jacobsohnschule  »die  Einrich- 
tung eines  jüd.  Consistoriic  1,  24,  Nr.  49  u.  Nr.  64,  s.  auch  S.  7  u.  36. 
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nieden  und  in  unsern  Zeiten  eben  nichts  Wünschens- 
werthes  mehr  hat,  so  ist  doch  eine  Kränkiende  (sie.) 
Existenz  noch  weniger  als  Zero«^). 

Wolfssohns  Mission  mußte  scheitern.  Der  Präsident 
wählte  die  Männer  seines  Vertrauens  nicht  aus  den  radi- 
kalen Kreisen,  und  die  Absicht,  die  Orthodoxen  durch  ex- 
treme Maßnahmen  zu  verletzen,  lag  ihm  fern.  Indessen  gab 
seine  Tätigkeit  auf  religiösem  Gebiete  doch  Stoff  genug 
für  eine  erbitterte  Opposition,  die  selbst  das  Ohr  des  Kö- 
nigs zu  finden  wußte^).  Wie  der  Präsident  selbst  dem 
Geschichtsschreiber  Jost  später  erzählte,  wurde  er  an  einem 
»Courtaget  von  Jerome  ziemlich  ungnädig  wegen  seiner 
angeblichen  Sektirerei  zur  Rede  gestellt  und,  ohne  daß  ihm 
zu  einer  Erwiderung  Zeit  blieb,  stehen  gelassen').  Höchst 
unwahrscheinlich  ist  es  indessen,  daß  er  noch  vor  der 
Auflösung  des  Königreichs  Westphalen  seine  Demission 
gegeben  haben  sollte*).  Der  Abend  dieses  reichen  Lebens 
in  Berlin  ist  bereits  wiederholt  Gegenstand  ausführlicherer 
Schilderung  gewesen,  sodaß  ich  hier  darauf  verzichten 
kann,    zumal    ich    neues  Material    nicht    beizubringen  ver- 


')  Daß  Friedländers  Umsturzpläne  in  Cassel  keinen  geeigneten 
Boden  fanden,  sagt  auch  Jost  a.  a.  O.  S.  325  ff. 

*)  Graetz  a.  a.  O.  4,  13  ff.  Sogar  seine  persönliche  Ehren- 
haftigkeit anzutasten  scheuten  setne  Feinde  sich  nicht.  Selbst  der 
Unterpräfekt  zu  Einbeck  spricht  es  in  einem  Berichte  an  den  Präfekten 
Delius  zu  Qöttingen  ganz  unverblümt  aus,  daß  Jacobsohn  von  allen 
Israeliten  verhältnismäßig  am  wenigsten  Vermögenssteuer  bezahle 
(Staatsarchiv  Hannover  Des.  51  XIII,  Nr.  9).  Klagen  über  angebliche 
Steuerhinterziehungen  des  »Millionärs«  Jacobsohn  kommen  oft  in 
den  Akten  vor. 

')  Jost  a.  a.  O.  III,  326  Anmerkung. 

*)  Kleinschmidt  in  der  Zeitschrift  des  Harzvereines  a.  a.  O.  S.  210. 
Neuer  Nekrolog  der  Deutschen,  Band  VI,  Teil  II  696.  Dagegen  spricht 
entschieden,  daß  er  in  den  Akten  auch  nach  1813  immer  noch  als 
Konsistorialpräsident  und  verantwortlicher  Leiter  der  Behörde  erscheint. 
Siehe  weiter  unten.  Richtig  wird  sein,  daß  nach  der  Abreise  Jacob- 
sohns    Berlin    die    Geschäfte  in  Vertretung  fühlte. 

2* 
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möchte^).  Als  der  einst  so  mächtige  Mann  in  der  Nacht 
vom  13.  zum  14.  September  1Ö28  in  Berlin  starb,  war  er 
längst  ein  stiller,  einsamer  Mann  geworden.  Erst  nach 
elfjährigem  Aufenthalte  in  Preußen,  vier  Jahre  vor  seinem 
Tode,  hatte  er  in  Berlin  das  Bürgerrecht  erhalten^),  und 
keiner  seiner  Blütenträume  war  voll  zur  Reife  gelangt. 
Auf  sein  Grab  aber  hätte  man  seinen  eigenen  Ausspruch 
als  Grabschrift  setzen  dürfen,  daß  er  den  besten  Teil  seines 
Lebens  und  einen  großen  Teil  seines  Vermögens  für  die 
Veredlung  seines  Volkes  verwandt  habe'). 

Die  geistlichen  Räte  des  Konsistorinms. 

Lob  Mayer    Berlin. 

Unter  den  drei  Rabbinern  des  Konsistoriums  nahm 
der  Ortsrabbiner  von  Cassel  eine  bevorzugte  Stelle  ein. 
Von  Mayer  Low  Berlin  weiß  der  Nachruf,  den  die  Freunde 
und  Verehrer  dem  hochbetagt  kurz  nach  der  Auflösung 
des  Konsistoriums  Heimgegangenen  widmeten,  zu  rühmen: 
>Weder  der  Verlust  einer  ihm  über  alles  teuren  Gattin, 
noch  der  Tod  zärtlich  geliebter  Kinder,  welche  im  reiferen 
Alter  bereits  vor  ihm  schieden,  noch  der  Verlust  eines 
beträchtlichen  Vermögens,  noch  die  Leiden  einer  langjähri- 
gen Siechheit,  noch  irgend  eine  Art  von  Widerwärtigkeit, 
vermochten   seine  Seele  zu  erschüttern,   seinen   Gleichmut, 

»)  Oraetz  a.  a.  O.  414  f.;  Philippson  a.  a.  O.  158  f.  Interessant 
ist  das  Zusammentreffen  des  halbblinden  und  kranken  Dessauer  Ge- 
lehrten Joseph  Wolf  mit  Jacobsohn  1824.  Als  Wolf  aus  dem  Hause 
Jacobsohns  trat,  rührte  ihn  die  geistige  Schwäche  des  einstigen 
Führers  der  westphälischen  Judenheit  so  tief,  daß  er  seufzend  zu 
seinem  Sohne  sprach:  »Ach,  das  ist  Jacobsohnt  (Ph.  Philippson, 
»Biographische  Skizzen«,  2.  Heft,  216  ff.). 

*)  Am    1.  Oktober  1824.    Braunschweig.  Magazin  1906,  S.  115. 

»)  Zeitschrift  des  Harzvereins  a.  a.  O.  S.  231.  Rührend  schildert 
Ph.  Philippson  seine  Qüte  gegen  den  bekannten  Prediger  Wolf  aus 
Dessau    (»Skizzen«).    Zweites    Heft    216  ff.    Siehe    oben    Anm.  1. 
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seine  fromme  Er^'ebung  zu  mindern,  die  Heiterkeit  seines 
Gemüts  ihm  zu  rauben,  die  Lebhaftigkeit  seines  stets  regen 
Geistes  zu  tödten«*).  Wer  das  schrieb,  mag  wohl  die  Bitter- 
nisse gekannt  haben,  welche  diesem  Manne  ein  Martyrium 
bereitet  haben,  wie  es  in  ähnh'cher  Art  so  mancher  seiner 
Amtsgenossen  hat  über  sich  ergehen  lassen  müssen.  Ge- 
boren 1738  zu  Fürth  als  Sohn  des  hochangesehenen 
Abraham  Maier  Berlin^)  hatte  er  als  Rabbinatsassessor  in 
seiner  Vaterstadt  gewirkt"),  bis  er  1789  den  für  ihn  so 
verhängnisvollen  Ruf  als  »Hochfürstlich  Bambergischer 
Land  Oberrabbiner«  erhielt.  Feinden,  die  es  verstanden  zu 
hassen,  die  mit  erfinderischer  Grausamkeit  sich  für  einge- 
bildete Beleidigungen   an  dem   ganz  schuldlosen    Manne*) 

')  Abgedruckt  bei  Eckstein  »Nachträge  zur  Geschichte  der 
Juden  im  ehemaligen  Fürstbistum  Bamberg«  S.  43.  Siehe  auch 
weiter  S.  26  tf. 

•)  Abraham  Maier  führte  nach  seinem  früheren  Aufenthaltsorte 
den  Namen  Berlin.  (Eckstein  a.  a.  O.  S.  5).  Wenn  Kleinschmidt 
«Oeschichte  des  Königreichs  Westphalenc,  S.  156,  Abraham  Berlins 
Sohn  als  Lob  Meyer  aus  Berlin  bezeichnet,  so  befindet  er  sich  in 
einem  Irrtum.  Als  Hof-  und  Kammerfaktor  und  Hofmünzlieferant 
wird  Abraham  Maier  auch  von  Haenle  »Juden  in  Ansbach« 
S.  103  unter  dem  Namen  »Meier  Berlin«  erwähnt.  Nach  Barbeck 
»Juden  in  Nürnberg  und  Fürth«  S.  81,  84  erhielt  er  1763  ZoU-, 
Geleits-  und  Mautfreiheit  und  durfte  Ober-  und  Untergewehr  führen. 
Kurz  zuvor  war  er  von  Berlin  zurückgekehrt,  wohin  man  ihn  während 
des  siebenjährigen  Krieges  als  Geisel  für  eine  der  Fürther  Gemeinde 
auferlegte  hohe  Kontribution  geschleppt  hatte,  ein  Unglück,  das  auch 
auf  seinem  Leichenstein  erwähnt  ist.  Seine  Gattin  Röschen,  die  in 
einem  Fürther  Memorbuch  ihrer  frommen  Spenden  wegen  sehr 
{,'erühmt  wird,  entriß  ihm  der  Tod  im  Jahre  176S,  vgl.  Löwenstein 
in  der  »Zeitschrift  für  Geschichte  der  Juden  in  Dtschl.«  Band  2,  S.  89. 

»)  Eckstein  a.  a.  O.  S.  5,  Jew.  Enc.  III,  78.  Wenn  es  an  letzterer 
Stelle  von  ihm  heißt  »and  at  the  same  time  rabbi  of  Baiersdorf, 
Bavaria«,  so  liegt  da  wohl  eine  Verwechselung  mit  seinem  um  ein 
Jahr  älteren  Bruder  Noa  Chajjim  Hirsch  vor.  —  Vgl.  indessen  Eckstein 
a.  a.  O.  S.  176ff.  Baiersdorf  war  Rabbinatssitz  des  Fürstentums  Bayreuth. 
Siehe  »Zeitschrift  für  Geschichte  der  Juden  in  Deutschland«  II,  95. 

*)    Dafür  hält  ihn  auch  Eckstein  nach  eingehender  Durchprüfung 
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ZU  rächen  wußten,  gelang  es  für  eine  Fülle  ausgesuchtei 
Quälereien  des  weltfremden  Gelehrten  die  Mithilfe  der 
Behörden  zu  gewinnen.  Mehr  als  zwei  Jahre  dauerte  der 
Prozeß,  den  man  gegen  ihn  angestrengt  hatte,  eine  end- 
lose Kette  von  Demütigungen  und  ehrverletzenden  Kränkun- 
gen für  den  würdigen  Rabbiner.  Seine  Gegner  scheinen  mit 
raffinierter  Bosheit  alles  daran  gesetzt  zu  haben,  ihn  nicht 
nur  in  seinem  alten  Wirkungskreise  zu  Bamberg,  sondern 
auch  in  dem  zu  seinem  Glücke  neugewonnenen  zu  Gasse! 
unmöglich  zu  machen.  Sie  wußten  deshalb  den  Urteils- 
spruch des  Fürstbischöfiichen  Gerichtes  immer  wieder 
hinaus  zu  schieben.  Rührend  zu  lesen  sind  die  Bittgesuche 
des  Gequälten^),  so  oder  so  doch  endlich  die  Untersuchung 
abzuschließen.  Die  gründliche  Prüfung  der  Akten  ergibt 
das  gleiche  Resultat,  zu  welchem  schon  der  gerichtliche 
Gutachter  kam,  dass  die  Denunzianten  ihre  Beschuldigung 
der  unerlaubten  Geschenkannahme  in  Amtssachen  mit 
nichts  haben  bescheinigen  können').  Auch  die  übrigen 
ihm  in  Bamberg  gemachten  ebenso  grundlosen  Vorwürfe 
haben  das  hohe  Ansehen  nicht  im  mindesten  erschüttern 
können,  dessen  sich  Berlin  als  »Oberlandrabiner  der  jüdi- 
schen Gerichte  zu  Hessenkassel«*)  zu  erfreuen  hatte.  Wenn 
man  ihm  auch  bei  seiner  im  Sommer  1795  erfolgten  An- 
kunft in  Cassel  die  Pferde  nicht  vom  Wagen  ausgespannt 
haben  sollte,  wie  eine  mündliche  Ueberlieferung  zu  melden 
weiß*),   so    brachte    man  dem  scharfsinnigen  Talmudisten, 


des  vollständigen  Prozeßmaterials.  Siehe  »Jaden  in  Bambergc  S.  176 
ff.  Nachträge  dazu  S.  1.  Anmerkung  1.  Vgl.  Porges' Bemerkungen  in 
der  Monatsschrift  1898,  S.  476  ff. 

')  Er  uRtcrzeichnet  bald  Low  Mayer  Berlin,  bald  Lob  Mayer 
Berliner,  bald  Low  Mayer  Berliener. 

')    Eckstein  »Nachtraget  S.  31. 

*)  So  unterzeichnet  er  eine  Eingabe  vom  9.  März  1795  an 
die  Bamberger  Behörde. 

*)  Eckstein  »Nachträge«  S.  34.  Berlins  Amtssiegel  in  Cassel 
zeigt  in  der  Mitte   einen  gekrönten  Löwen,    über   dessen  Haupts  im 
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der  »eine  jetzt  vielleicht  i<aum  noch  vorhandene  Vollendung 
des  rabbinischen  Studiums«  aufzuv;^eisen  vermochte,  dem 
»Weisen  im  strengsten  Sinne  des  Wortes«^)  zweifellos 
große  Verehrung  entgegen.  Als  Jacobsohn  sein  Kon- 
sistorium zusammensetzte,  wurde  Berlin,  der  schon  das 
biblische  Alter  erreicht  hatte,  ebenfalls  Mitglied  der  neuen 
Behörde,  sowie  Großrabbiner*).  Als  solcher  zeigte  er  für 
alle  Angelegenheiten  des  religiösen  Lebens  größtes  Inter- 
esse^^). Bei  den  Verfügungen  einer  kollegialischen  Behörde 
läßt  sich  der  Anteil  des  Einzelnen  an  den  getroffenen 
Entscheidungen  schwer  feststellen.  Daß  er  aber  von 
Herzen  viele  der  neuen  Verordnungen  billigte,  wird  man 
aus  seiner  uns  bekannten  Stellungnahme  zu  einzelnen  der- 
selben, so  zum  Beispiel  zu  der  Beerdigungsfrage  schließen 
dürfen.  Der  Bankier  Lob  Gans  zu  Cassel  war  1812  gestor- 
ben. Er  hatte  testamentarisch  verfügt,  er  wünsche  erst 
zwei  Tage  nach  seinem  Tode  beerdigt  zu  werden.  Im 
Widerspruch  mit  dem  damals  üblichen  Brauche  einer 
früheren  Beerdigung  entschied  Berlin,  daß  der  letzte  Wille 
des  Verstorbenen  erfüllt  werden  müsse^).  Das  Konsistorium 
berief  sich  in  seiner  späteren  Verordnung  auf  diese 
Entscheidung*).      Auch     für     die     Konfirmation     trat     er 

Halbkreise  die  Worte:  Low  Mayer  Berlin.  Am  Rande  des  Kreises 
der  Titel:  >Fürstl.  Hessen  Casselischer  LO.  Rabbiner. 

')    Siebe  Todesanzeige  a.  a.  O. 

^)  Nicht  1809,  wie  es  in  Sulamith  Jahrgang  IV,  Band  I,  S.  430 
heißt,  sondern  am  19.  Oktober  1808  wurde  Berlin  Konsistorialrat 
(oben  S.  9.)  Den  Angaben  von  Snlamith  folgen  Qraetz,  Band  XI,  S.  309 
und  Jew.  Encycl.  III,  78.  Siehe  auch  Horwitz  »Die  Israeliten  unter  dem 
Königreich  Wesiphalen«  S.  20  ff.  »A  director  of  the  consistory«  (Jew. 
Enc.  s.  V.)  war  Berlin  nicht.    Es  gab  überhaupt    keine  solche  Würde. 

*)  Daß  Berlin  »keinen  Willen«  mehr  gehabt  hätte  (Qraetz  a.  a.  O.), 
ist  eine  durch  nichts  zu  begründende  Annahme,  wenn  er  auch  infolge 
seines  hohen  Alters  sich  vermutlich  religiösen  Neuerungen  der  Be- 
hörde gegenüber  passiver  verhalten  haben  mag  als  sein  weit  jüngerer 
Kollege  Steinhardt. 

*)    Sulamith  IV.  Jahrgang,  II.  Band,  S.  162  Anmerk.    Anläßlich 
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ein^).  Bereits  in  der  Instruktion  für  die  Rabbiner  vom  15.  März 
1809  hatte  die  Behörde  die  ihr  unterstellten  Geistlichen 
zur  Abhaltung  der  Konfirmation  verpflichtet.  (§11  der 
Instruktion.)  Die  Verfügung  vom  2G.  April  1809  dehnte  im 
Gegensatze  zu  Dessau*)  die  Zeremonie  auch  auf  Mädchen 
aus  und  setzte  für  diese  das  vollendete  zwölfte  Lebens- 
jahr, für  Knaben  das  vollendete  dreizehnte  Jahr  als  frühesten 
Termin  fest.  Trotz  dieser  Edikte  scheint  man  in  den  Ge- 
meinden des  Königreichs  der  Einsegnungsfeier  nur  wenig 
Gegenliebe  entgegengebracht  zu  haben.  Daran  scheint  auch 
Heinemanns  schriftstellerische  Propagandatätigkeit  wenig 
geändert  zu  haben.  (Siehe  S.  35.  Fürst  ist  diese 
Schrift  unbekannt  geblieben.)  Noch  am  20.  Mai  1813,  also 
kurz  vor  Auflösung  des  Konsistoriums,  ergeht  ein  Kon- 
sistorial-Erlaß,  in  welchem  die  Notwendigkeit  dieses  Aktes 

eines  Spezialfalles  (am  17.  Dezember  1812  war  in  der  Nähe  von 
Hannover  ein  israelitisches  Kind  an  dem  Todestage  beerdigt  worden) 
fragt  der  Präfekt  des  Ailerdepartements  zu  Hannover  das  Konsistorium 
wegen  des  frühzeitigen  Begrabens  der  Toten  bei  den  Juden  an.  Das 
Konsistorium  erwidert  ihm  ausführlich  am  11.  Januar  1813  und  nimmt 
zugleich  diese  Anfrage  zum  Anlaß,  um  eine  dringliche  Verfügung  an 
die  Syndici  zu  erlassen,  in  welcher  unter  Hinweis  auf  das  Staatsgesetz 
(Code  Napoleon,  Art.  77)  solche  frühzeitigen  Begräbnisse  aufs  strengste 
verboten  werden.  (St.  A.  Hannover  des.  51  XIII.  Nr.  36.)  Ein  heftifjer, 
langwieriger  Streit  wurde  in  dieser  Frage  in  Mecklenburg,  Preußen 
und  Oesterreich  (Graetz  XI»,  28,  149,  154)  geführt.  Vgl.  ausführliches 
über  die  Breslauer  Vorgänge,  an  denen  besonders  der  Arzt  Abraham 
Zadig,  später  Jeromcs  Leibarzt  (über  denselben  siehe  S.  16,  Anm.  2 
and  unten),  lebhaften  Anteil  nahm,  im  Aufsatz  M.  Freudenthals 
in  der  Monatsschrift  1893,  S.  570  fi.  Der  Bankier  Gans  zu  Cassel  mag 
wohl  identisch  sein  mit  dem  Lob  Herz  Gans,  welcher  unter  den  zehn 
Begründern  des  Casseler  Israelitischen  Krankenpflege-Vereins  ibe- 
gründet  1773)  genannt  wird.  (Siehe  die  kleine  Schrift  »zur  Fest-Feier 
des  100jährigen  Stiftungstages«  Cassel  1874).  In  der  Casseler  Steuer- 
liste vom  Jahre  1810,  Nr.  45,  kommt  er  ebenfalls  vor. 

')  Siehe  Stern  »Geschichte  des  Judentums  von  Mendelssohn  etc.« 
S.  171  ff. 

*)  Dort  bestand  sie  nur  für  Knaben  und  nur  da,  wo  es  die  Eltern 
forderten  oder  gestatteten  (Philippson  a.  a.  O.  S.  188). 
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ausführlich  begründet  und  seine  allgemeine  Einführung  in 
ganz  Weslphalen  angekündigt  wird.^)  Offenbar  hatte  man 
die  früheren  Erlasse,  wie  so  manche  anderen  Verfügungen 
gar  nicht  beachtet.  Demgegenüber  wird  die  besondere 
Weihe,  mit  welcher  Berlin  die  Feier  vollzog,  mehrfach  her- 
vorgehoben. Trotzdem  muß  die  Bezeichnung  >Refürm- 
rabbiner«,  wie  sie  dem  >rühmlichst  bekannten,  gelehrten 
und  echtfrommen«  (Sulamith  IV.  Jahrgang  II.  Band  S.  162) 
Greise  beigelegt  worden  ist'),  als  unangebracht  betrachtet 
werdet?.  Ein  Hauptstück  der  Reform,  fast  die  einzige,  die 
allen  Anfeindungen  zum  Trotz  sich  überall  siegreich  durch- 
gesetzt hat,  die  deutsche  Predigt  nämlich,  scheint  er  weniger 
gepflegt  zu  haben.  Wohl  kaum  deshalb,  weil  er  sich  wie 
viele  seiner  damaligen  Kollegen  dazu  unfähig  gefühlt  hätte. 
Hatte  er  doch  in  Bamberg  dem  Gerichte  gegenüber  selbst 
zugestanden,  ausreichende  Übung  im  Gebrauch  der  deutschen 
Sprache  zu  besitzen^),  obwohl  ihm  das  Gegenteil  nütz- 
licher gewesen  wäre,  und  bezeugen  doch  seine  Schriftsätze 
die  Wahrheit  dieser  seiner  Angabe  durchaus.  Es  dürften 
also  doch  wohl  religiöse  Bedenken  vorliegen,  wenn  er  am 
11.  Februar  1808  beim  Dankfeste,  das  der  Emanzipation 
galt,  in  hebräischer  Sprache  predigte  und  Jacobsohn  die 
deutsche  Rede  überließ,  wohl  eine  der  ersten  in  einer 
Synagoge  von  dem  Verfasser  gehaltenen  Predigten*).  Während 

')  »Wir  werden  also  binnen  kurzer  Zeit  die  Konfirmation  den 
Grundsätzen  des  in  hebräischer  und  deutscher  Sprache  hier  beilie- 
genden Religionsbekentnisses  im  wesentlichen  angemessen,  im  ganzen 
Königreiche  einführen    und  Ihnen  die  Art  der  Einführung  mitteilen«. 

*)  So  nennt  ihn  Eckstein  »Nachträge«  S.  42.  Ganz  anders 
urteilt  ein  Mann  wie  Lazar  Rießer,  vgl,  Zeitschrift  für  Geschichte  der 
Juden  in  Deutschland  Band  I,  S.  36S  ff.  Jacobsohn  selbst  sagt  in  seinem 
Bericht  an  den  JVlinisler  Simeon  (abgedruckt  bei  Horwitz  a.  a.  O.  S.  21) 
»Ich  muß  freimütig  gestehen,  daß  die  Wahl  der  Departementsrabbinen 
(darunter  Berlin,  Kaikar  und  Steinhardt)  streng  genommen  nicht  die 
Erwartungen  der  aufgeklärten  Glaubensgenossen  erfüllen  wird«. 

»)    Siehe  Eckstein  a.  a.  O.  S.  12. 

*)    An   und   für   sich    kommt   auf  die  Priorität  biebei  nicht  so 
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sein  Adjunkt  Rosenbach  von  BGdinger  in  der  Leichenrede 
als  einer  der  ersten  Prediger  gerühmt  wird,  findet  sich  von 
Berhn  kaum  eine  derartige  Nachricht^).  Als  Talmudist  galt 
er  für  hervorragend.  Seine  Werke  werden  in  Jew.  Enc.  s.  v. 
zusammengestellt.  Über  seine  Familienverhältnisse  ist  wenig 
bekannt.  Seine  Frau  Rechel  war  eine  Tochter  des  Vor- 
stehers Bermann  Hamburger  in  Fürth*).  Verschiedene 
Schicksalsschläge,  die  ihn  getroffen  haben,  von  denen  uns 

sehr  viel  an.  Aber  da  Ph.  Phillppson  »Skizzen«  II.  Heft,  S.  1S5  und 
nach  ihm  Kayserling  »Bibliothek  jüdischer  Kanzelrednen  I,  S.  7, 
Martin  Phiiippson  »Neueste  Geschichte«  I,  161  diese  angebhche  Tat- 
sache von  Wolfs  Priorität  als  so  wichtig  hingestellt  haben,  so  seien 
auch  hier  darüber  einige  Worte  gestattet.  Irrtümlich  ist  es  jedenfalls, 
wenn  M.  Phiiippson  Wolfs  erste  Rede  schon  in  das  Jahr  1805  ver- 
legt. Sie  fand  vielmehr  erst  am  22.  Oktober  1808  statt,  wie  die 
fesselnde,  ausführliche  Schilderung  in  den  »Skizzen«  S.  180  ff.  ergibt. 
Die  Predigt  Jacobsohns,  des  ehemaligen  Rabbiners,  wurde  also  weit 
früher  gehalten.  (Über  die  Rabbinertätigkeit  Jacobsohns  siehe  S.  10. 
Jacobsohn  sprach  ferner  bei  dieser  Gelegenheit  im  Tempel  zu 
Cassel,  nicht  etwa  in  der  mit  der  Schule  verbundenen  Synagoge.  Nicht 
dem,  Jacobsohn  als  Prediger  allerdings  weit  überlegenen  Joseph 
Wolf  (Wolfs  Reden  rühmt  auch  Sulamith,  IV.  Jahrgang,  II.  Band, 
S.  251),  sondern  Jacobsohn  kommt  demnach  das  Verdienst  zu,  »die 
erste  deutsche,  von  ihm  selbst  verfaßte  Predigt«  in  einer  Synagoge 
Deutschlands  gehalten  zu  haben.  Die  Abfassung  der  ersten  deutschen 
Predigten  überhaupt  ist  freilich  eine  Ehre,  die  beiden  nicht  zu- 
kommt, und  eine  Ehre,  auf  die  sich  der  Verfasser  herzlich  wenig 
einbildete.  Kein  Geringerer  als  Moses  Mendelssohn  selbst  steht  am 
Eingange  der  modernen  Predigthalle  durch  seine  zur  Feier  der  Schlach- 
ten von  Roßbach  und  Leuthen,  sowie  des  Hubertsburger  Friedens  ver- 
faßten, aber  nicht  von  ihm  selbst,  sondern  von  Berliner  Rabbinern 
gehaltenen  Predigten.  Mendelssohn  selbst  meint  in  einem  Briefe  an 
Lessing,  über  seine  Predigt  hätte  »Doktor  Slop  wohl  einschlafen 
mögen«.  Noch  viel  früher  als  in  Dessau  und  Cassel,  nämlich  bereits  1797, 
wurde  übrigens  in  hochdeutscher  Sprache  in  Breslau  in  der  Synagoge 
gepredigt,  vgl.  Brann,  Geschichte  des  Landrabbinats  Schlesien  S.  264  und 
dessen  Jahrb.  zur  Belehrung  und  Unterhaltung,  Jahrg.  45.  (1897)  S.  95  ff. 

•)  Eine  von  Berlin  anläßlich  der  Rückkehr  des  Kurfürsten  am 
7.  Kislev  5573  gehaltene  deutsche  Rede  liegt  mir  im  Manuskript  vor. 

*)  Eckstein  a.  a.  O.  S.  6.  Seine  Wohnung  befand  sich  Fisch- 
gasse Ecke.    Siehe  weiter.    Rechel  starb  5555  am  4.  Adar. 
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aber  sonst  nichts  Näheres  bekannt  ist,  erwähnt  die  eine 
der  beiden  in  Casseler  Zeitungen  erschienenen  Todesan- 
zeigen^). Vier  Söhne  hat  er  hinterlassen^).  Er  starb,  von 
seiner  Familie  und  zahlreichen  Verehrern^)  tief  betrauert, 
am  21.  Mai  1814.3) 

Menachem   Mendel  Steinhardt. 

Geboren  17ß8  in  Fürth  als  Neffe  des  dortigen  Rab- 
biners*) Joseph  Steinhardt*)  wurde  er  1808  als  Rabbiner  zu 
Hildesheim  zum  Mitgliede  des  Konsistoriums  berufen^). 
Zugleich  wurde  er  zum  Rabbiner  für  das  Departement  der 
Leine  mit  dem  Amtssitz  in  Seesen  und  einem  Jahresge- 
halt von  1200  Frcs.  ernannt.  Später  bezog  er  als  Departe- 
ments-Rabbiner zu  Warburg  ein  Gehalt  von  500  Talern. 
Als  Konsistorialrat  hatte  er  ein  Gehalt  von  ca.  618  Talern, 
wie  die  beiden  anderen  geistlichen  Konsistorialräte.  Im 
Konsistorium  hatte  er  mit  Berlin  zusammen  die  theologischen 
Sachen  zu  bearbeiten^). 

Aus  Steinhardts  literarischer  Tätigkeit  ist  besonders 
seine  Schrift  »Dibre  ha-Iggeret«  (Rödeiheim  1812)  bekannt, 
in  welcher  er  die  durch  das  Konsistorium  verordneten 
rituellen  Erleichterungen   zu   rechtfertigen  versuchte.    Ähn- 

')    Casselsche  Allgemeine  Zeitung  vom  27.  Mai  1314,    Nr.  147, 

')    Casselsche  Polizei-  und  Commerzienzeitung  S.  578. 

»)  Sein  noch  vorhandenes  Bild  trägt  die  Unterschrift:  L.  M. 
BERLIN.  Landrabbiner  in  Kur-Hessen,  gest.  d.  21  ten  May  1814.  Es 
ist  von  Sal.  Pinhas  gemalt. 

*)  Nach  Mitteilung  Dr.  Branns  war  er  der  Neffe  des  damals 
in  Fürth  amtierenden  Joseph  ben  Menachem  Mendel  Steinhardt  (gest. 
am  7.  August  1776.)  Über  Joseph  Steinhardt  siehe  Barbeck  »Oeschichte 
der  Jaden  in  Nürnberg  und  Fürth t  S.  64  ff.,  Jew.  Enc.  XI  343.  Sula- 
mith  VII.  Jahrgang  II.  Band,  S.  11  bezeichnet  unseren  Mendel  Stein- 
hardt fälschlich  als  Sohn  des  Fürther  Rabbiners.  So  auch  Stein- 
schneider, Katalog  der  Bodleiana  1533. 

*)  »Moniteurc  1803,  »Jedidja<  (»allgem.  Archiv  des  Judentums«) 
Jahrgang  1843.  1804  kam  Steinhardt  nach  Hildesheim.  Vorher  war 
€r  in  Minden.     Siehe  Anhang. 

•)    Oben  S.  9. 
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liehen  Zwecken  dient  seine  Arbeit  »Scheelot  und  Teschubot 
Dibre  Menachem«  (Offenbach  1804).  Auch  deutsche  Predig- 
ten von  ihm  werden  erwähnt.  In  dem  1810  begründeten 
Lehrer-Seminar  erteilte  er  den  Unterricht  im  Talmud  und 
Maimonides').  Als  die  Herrlichkeit  des  Benjamin  unter  den 
Napoleoniden,  Jeromes,  zusammenbrach  und  mit  ihr  das 
israelitische  Konsistorium-),  kehrte  auch  Steinhardt  Cassel 
den  Rücken.  Am  26.  April  1814  weilte  er  aber  noch  dort^). 
Am  15.  Februar  1815  schreibt  Konsistorialrat  Heinemann 
an  Jacobsohn  nach  Berlin,  Steinhardt  habe  bei  seinem  Ab- 
gange nach  Paderborn  Heinemanns  Frau  den  Schlüssel  zu 
der  nachmals  so  viel  erwähnten  eisernen  Kiste,  die  die 
Wertpapiere  der  Talmudthorakasse*)  barg,  ausgehändigt^). 
Über  die  Tätigkeit  Steinhardts  in  seinem  neuen  Wirkungs- 
kreise Paderborn  siehe  den  Anhang.  Die  mir  durch  freund- 
liche Vermittlung  des  Herrn  Waisenhaus-Inspektors  Heil- 
brunn zur  Verfügung  gestellten  alten  Paderborner  Oemeinde- 


»)  Über  das  Seminar  unten  Seite  43.  Über  Steinhardts  Pre- 
digten Sulamith  IV,  Bd.  II,  251. 

*)    Siehe  unten. 

»)    Brief  Merkels  von  diesem  Datum  (siehe  weiter). 

*)  Ein  Fonds  von  11320  Talern,  21  Albus,  10  Hellern,  über  den 
das  Konsistorium  nach  langem  Streit  am  1.  März  1810  das 
Verfügungsrecht  erhalten  hatte,  und  um  den  ein  bis  zum  Jahre  1823 
währender  Streit  zwischen  Jacobsohn  und  den  neuen  Männern,  den 
>Vorstchern  und  Deputierten  der  israelitischen  Korporation  in  Kur- 
hessen« geführt  werden  sollte.  Siehe  weiter. 

')  Siehe  unten  im  Anhang.  Interimistisch  verwaltete  Steinhardt 
mit  Berlin  zusammen  nach  Kalkars  Tode  auch  dessen  Rabbinat  Esch- 
wege. Der  Konsistorialkasse  sollten  dadurch  5000  Pres.  —  Kalkars 
Gehalt  —  erspart  werden.  Durch  diesen  Vorschlag  hoffte  das  Kon- 
sistorium den  in  Geldangelegenheiten  stets  so  wenig  entgegenkom- 
menden Minister  für  die  Zahlung  einer  Witwenpension  von  einem 
Viertel  des  von  Kaikar  bezogenen  Gehaltes  zu  gewinnen.  Trotzdem 
drang  es  mit  seinem  bei  den  bedrängten  Verhältnissen  der  Hinter- 
bliebenen —  einiger  Kinder  wollen  sich  die  Verwandten  annehmen  — 
doppelt  berechtigten  Antrage  erst  nach  wiederholten  Berichten  durch. 
(St.  A.  Berlin,  IV,  B.  Rep,  VI,  Nr.  6  und  Nr.  20.) 
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Protokolle  verzeichnen  zum  Jahre  1815  die  Notiz,  dem 
Landesrabbiner  Steinhardt  sei  ein  Synagogensitz  eingeräumt 
worden.  Zum  Paderborner  Landrabbinat  gehörte  auch 
Neukirchen,  dessen  Beitrag  zu  dem  Gehalt  des  Land- 
rabbiners in  den  Oemeindeakten  erwähnt  wird.  In  Pader- 
born starb  Steinhardt  im  58.  Lebensjahre  im  September  1825^) 

Simon  Isak  Kaikar. 

Über  Simon  Kalkars^)  Geburtsjahr  lauten  die  Nach- 
richten verschieden.  In  Altona  1754  oder  1756  geboren*^), 
kam  er  1776  nach  Kopenhagen  und  war  hier  13  Jahre 
lang  bei  Joseph  Moses  Wessely  —  vermutlich  als  Haus- 
lehrer —  tätig*).  Am  20.  März  1780  suchte  sein  Altonaer 
Landsmann  Haendel  Jacob  Rüben  im  Verein  mit  Kaikar  um 
das  Privilegium  nach,  in  Kopenhagen  eine  Kattundruckerei 
anzulegen  und  trat  mit  der  Begründung  dieses  Unterneh- 
mens an  die  Spitze  eines  hochbedeutsamen  Industriezweiges. 
In  eineTextilaktiengesellschaft  verwandelt,  besteht  das  Unter- 
nehmen heute  noch  und  zwar  —  ein  eigenartiger  Zufall 
—  unter  der  Direktion  eines  Urenkels  Kalkars.  1789  bewarb 
Kaikar  sich  um  die  Kopenhagener  Lehrerstelle  und  erhielt 

»)  Sulamlth  VII.  Jahrgang  II.  Band  S.  11  ff.  Über  die  west- 
phälischen  Landtage,  die  ganz  ähnlich  wie  in  Kurhessen  unter  dem 
Vorsitz  eines  fürstlichca  Beamten  stattfanden,  berichtet  die  Zeitschrift 
für  vaterländische  Geschichte  und  Altertumskunde  Band  X  Münster 
1847  S.  270  ff.  Über  Paderborn  s.  auch  den  Artikel  in  Jew.  Enc.  IX  454  ff. 

•)  Kalkars  Gestalt  war  für  uns  bisher  in  Dunkel  gehüllt.  Obige 
Angaben  erhielt  ich,  soweit  sie  nicht  die  Casseler  Zeit  betreffen,  meist 
durch  die  außerordentliche  Liebenswürdigkeit  des  Herrn  Oberrabbiners 
Professor  D.  Simonsen  in  Kopenhagen  aus  dänischen  Quellen. 

»)  Der  Bericht  über  die  Kopenhagener  Volkszählung  von  1787 
verzeichnet:  Simon  Isak  Kaikar,  31  Jahre  alt,  bei  den  Gelehrten  der 
jüdischen  Nation.  Verheiratet  mit  fiendel  Nathan,  21  Jahre  alt.  Kind: 
Bella  4  Jahre  alt.  Anderswo  wird  sein  Geburtsdatum  auf  den  7.  Ok- 
tober 1754  verlegt. 

*)  J.  M.  Wessely  war  ein  naher  Verwandter  des  berühmten 
Dichters  dieses  Namens. 
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sie*).  1803  scheint  er  als  Rabbiner  nach  Stockholm  über- 
gesiedelt zu  sein,  ein  Amt,  welches  er  bei  seiner  Berufung 
nach  Cassel  noch  innegehabt  haben  soll.  In  der  Stock- 
holmer Gemeindestube  hängt  heute  noch  sein  Bild-).  Seine 
Geschäfte  müssen  ihn  indessen  noch  öfter  nach  der  Haupt- 
stadt Dänemarks  geführt  haben.  Denn  im  Nissan  (5568  =) 
1808  unterzeichnet  er  in  Kopenhagen  als  Dritter  bei  einer 
religiösen  Rechtsentscheidung.  Auch  im  September  1807 
scheint  er  in  Kopenhagen  geweilt  und  die  Schrecken  des 
damals  durch  die  Engländer  über  die  unglückliche  Stadt 
verhängten  Bombardements  miterlebt  zu  haben').  In  Stock- 
holm war  er  Nachfolger  des  Rabbiners  Lob  Pinchas  aus 
Strelitz*).  In  glücklichster  Ehe  lebend,  erfreute  er  sich  einer 
zahlreichen  Nachkommenschaft*^).  Unter  seinen  Söhnen 
haben    zwei    sich    als  Gelehrte    einen     Namen    gemacht*^). 

')  Am  1.  Oktober  17£9.  —  Am  9.  Oktober  des  Jahres  erhielt 
er  den  Qeleitsbrief  und  damit  wohl  das  »Bürgerrecht«. 

*)  Freundliche  Mitteilung  des  sei.  Oberrabbiners  Professor  Klein 
in  Stockholm,  der  mich  auch  auf  eine  Erwähnung  Kalkars  als  Stock- 
holmer Rabbiners  in  zpT  ^'^'^p  von  Moses  Hausen  (Seite  56  b)  erschienen 
1803,  aufmerksam  machte.  Vielleicht  hatte  K.  vor  der  Casseler  Zeit 
seiu  Rabbineramt  in  St.  wieder  aufgegeben.  Öfteren  Wohnsitzwechsel 
finden  wir  indessen  auch  sonst,  so  bei  Wittersheim. 

*)  Siehe  weiter  die  Anmerk.  über  Nathan  Simon  K.  Die  belagerte 
Stadt  kann  doch  wohl  nur  Kopenhagen  sein,  vgl.  S.  33,  Anm.  3. 

*)    Mitteilung  des  Prof.  Simonsen-Kopenhagen. 

')  Seine  Frau  Hendel  (Hella)  war  die  Tochter  Meier  Nathans 
in  Aitona.  Nach  der  Volkszählungsliste  von  1787  war  sie  in  diesem 
Jahre  21  Jahre  alt,  also  1766  geboren.  Sie  starb  \a  Kopenhagen  am 
15.  Dezember  1843.  Aus  der  Ehe  gingen  6  Kinder,  4  Söhne  und  2 
Töchter,  hervor.  Das  älteste  Kind  rvar  eine  Tochter  Bella,  geboren 
1783  (folgt  ans  der  Volkszählungslisic  von  1787).  Sie  heiratete  später 
den  Obergerichtsanwalt  Delbanca  in  Kopenhagen. 

•)  Siehe  S.  33  das  über  Nathan  Simon  K.  Gesagte.  Er  war  in 
Kopenhagen  am  20.  Februar  1783  geboren  und  starb  im  März  1861. 
Die  Liste  von  1804  erwähnt  ihn  als  am  !4.  Mai  aus  Stockholm  zurück- 
gekehrt (1801  war  die  ganze  Familie  nicht  in  K.  zur  Zeit  der  Zählung. 
Vielleicht  weilte  sie  schon  in  Schweden).  Seine  Frau  hieß  Fradchen 
Hartig,  war  1786  geboren  und  starb  1858.  Er  nahm  in  K.  eine  höchst 
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Einer  derselben  freilich  hat  nach  dem  Tode  des  Vaters 
dem  Judentum  den  Rücken  gekehrt^).  1808  vertauschte 
Kaikar  seine  Stockholmer  Stellung  mit  der  eines  Mitgliedes 
der  höchsten  israelitischen  Behörde  im  neuen  Königreich 
Westphalen.  In  einem  interessanten  Briefe  an  Jacobsohn 
weist  der  berühmte,  allverehrte  L.  J.  Rießer  auf  Berlin  und 
Kalker  (sie)  als  fromme  Männer  hin,  deren  Tendenzen 
Jacobsohn  doch  seinerzeit  gebilligt  habe'^).  Von  einer  Zu- 
sammenkunft Berlins  und  Kalkars  mit  den  beiden  Lehrern 
der  Dessauer  Schule,  Moses  Philippson  und  Joseph  Wolf, 
erzählt  der  letzteren  Biograph,  ohne  auf  einzelnes  näher 
einzugehen').  Dem  Zusammenhange  nach  zu  urteilen, 
scheint  es  sich  hauptsächlich  um  Beratungen  über  rituelle 
Streitfragen  gehandelt  zu  haben.  Kaikar  wurde  zugleich 
mit  seiner  Berufung  als  geistlicher  Konsistorialrat  zum 
Rabbiner  für  das  Departement  der  Werra  mit  dem  Wohn- 
sitz in  Witzenhausen  und  einem  Gehalt  von  2000  Frcs. 
ernannt.  Später  erscheint  er  als  Departementsrabbiner  zu 
Eschwege.  In  seinem  Todesjahre  1812,  am  29.  Januar,  nahm 
er  in  Verbindung  mit  Heinemann  eine  unangemeldete  Re- 
vision der  von  Jacobsohn  begründeten  Seesener  Anstalt*) 
vor,    die  den  höchsten  Unwillen  ihres  Direktors,  des  Hof- 


angesehene Stellung  ein.  Von  seinen  10  Kindern  lebt  eine  QSjährige 
Tochter  noch. 

*)  Das  jüngste  Kind  Christian  Andreas  Hermann  Kaikar  wurde 
1803  in  Stockholm  geboren  und  starb  in  Kopenhagen  am  2.  Februar 
1886.  Nach  dem  Tode  des  Vaters  nahm  den  9jährigen  Knaben  sein 
Schwager  Delbanca  zu  sich.  Nachdem  er  1819  eine  Reise  nach  Zürich 
als  Student  unternommen  hatte,  ließ  er  sich  1823  durch  den  Bischof 
Megastor  in  Kopenhagen  taufen.  1826  machte  er  sein  theologisches 
Examen  und  war  1843- 18S6  als  Pfarrer  tätig.  Er  verfaßte  zahlreiciie 
gelehrte  Schriften,  darunter  eine  Bibelübersetzung  imVerein  mit  anderen. 

»)  Zeitschrift  für  Geschichte  der  Juden  in  Deutschland  Band  I. 
S.  368  ff.  Auch  in  dän.  Quellen  lautet  der  Name  so. 

^)    Philippson,  Biographische  Skizzen,   I.  Heft,  S.  98. 

*)  Archiv  der  Jacobsohn-Schule  »Die  Einrichtung  eines  jüdischen 
Kons.«  Nr.  47.  Über  Schott  siehe  auch  oben  S.  12  und  Anm.  ?,  2,  3. 
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rates  Schott,  erregte.  Es  ist  anzunehmen,  daß  es  sich  dabei 
auch  um  reUgiöse  Gegensätze  handelte.  Kaikar  starb  am 
21.  Juni  1812^).  Er  hinterließ  eine  Witwe  mit  vier  unmün- 
digen Kindern^). 

An  seine  Stelle  im  Konsistorium  trat  1813  Nathanael 
Wittersheim,  geboren  1766,  der  sein  Amt  nur  etwa  ein 
Jahr  lang  verwaltete  und  nach  elfjähriger  dortiger  Tätigkeit 
1831  als  Konsistorialrabbiner  zu  Metz  starb*).  In  dieser 
einflußreichen  Stellung  hat  Wittersheim,  der  mit  reichem 
jüdischen  Wissen  auch  umfassende  profane  Kenntnisse  ver- 
band und  die  französische  Sprache  meisterhaft  beherrschte, 
als  Begründer  der  französischen  Zentralrabbinerschule  zu 
Metz,  als  Neubegründer  des  dortigen  israelitischen  Kranken- 
hauses wie  als  Schriftsteller  eine  erfolgreiche  Tätigkeit  ent- 
faltet.    Seiner  Verdienste    um    das    Hospiz    gedenkt   auch 

')  Noch  kurz  vor  des  Vaters  Heimgang  halte  der  Präsident 
Jacobsohn  selbst,  der  es  in  unschuldiger  Eitelkeit  liebte,  sich  gelegent- 
lich auch  als  Redner  beim  Gottesdienste  zu  betätigen,  einen  von 
K's.  Söhnen  nebst  drei  anderen  Jünglingen  konfirmiert.  Jeder  der  vier 
schien  ihm  in  seiner  Art  einer  solchen  Auszeichnung  würdig:  L.  Kaikar, 
der  sich  dem  Handwerkerberuf  widmen  wollte,  als  Sohn  seines  gleich 
frommen,  gelehrten  und  liebenswürdigen  Kollegen  im  Konsistorium; 
J.  M.  Rublno,  der  spätere  berühmte  Professor  der  Philologie  an  der 
Universität  Marburg,  und  C.  Silbeischmidt,  weil  sie  den  Lehrerstand 
gewählt  hatten  und  jedenfalls  in  das  1810  begründete  Lehrerseminar 
eintraten.  Der  4.  Konfirmand  war  J.  M.  Lindenfeld  aus  Casscl.  (Siehe 
»Rede  des  Präsidenten  Jacobsohn  bei  der  von  ihm  Sabbats  den  8. 
Nissan  5572  in  der  hiesigen  Synagoge  verrichteten  Konfirmation«. 
Cassel  1812).  S.  auch  S.  28,  Anm.  5. 

2)  Sulamith  Jahrgang  VII,  Band  II  S.  432.  Rev.  des  Et.  juives 
XH,  295  Der  sonst  ziemlich  seltene  Name  kommt  auch  in  der  Cas- 
seler  Schulgeldliste  von  1811  vor.  In  seinem  Bewerbungsgesuch  um 
Kalkars  Stelle  wünscht  W.  seinen  Buchhalterposten  auch  als  Konsisto- 
rialrat  beizubehalten.  Das  Konsistorium  hält  das  unter  Berufung  auf 
Mendelssohns  gleiche  Tätigkeit  für  unbedenklich  und  empfiehlt  die 
Anstellung  des  seit  1788  auch  als  Oeneralsyndikus  für  die  Israeliten 
des  Elsaß  tätigen  Wittersheim  l'aine  mit  einem  Gehalte  von  2000  Pres. 
Er  wurde  durch  Jacobsohn  in  sein  Amt  eingeführt  und  vereidigt. 
(St.  A.  Berlin  IV,  B.  Rep.  VI,  Nr.  6.) 
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seine  Grabsclirift.  Ein  Werk  über  den  Kalender  unter  dem 
Titel  nr2  n'j«,  gedruckt  in  Metz  182!,  entstimmt  seiner  Feder. 
Einen  von  Kalkars  Söhnen,  Nathan  S.  Kaikar,  finden 
wir  später  in  Kopenhagen,  wo  er  1834  ein  Drama  über 
den  Stoff  der  Josephsgeschichte^)  und  eine  Sammlung  he- 
bräischer Gesänge  unter  dem  Titel  D'^itrytr  'V^:  erscheinen 
ließ.  Eines  dieser  Gediclite  ist  dem  früh  verstorbenen  Vater 
gewidmet  und  strömt  die  ganze  Verehrung  des  Sohnes  in 
glutvollen  Versen  aus-).  David  Fränkel  aber,  sein  Kollege 
im  Konsistorium  und  Herausgeber  der  Sulamith,  widmete 
Kaikar  und  den  übrigen  geisthchen  Räten  folgenden  ergrei- 
fenden Nachruf:  »Unvergeßlich  seid  ihr  uns,  ihr  frommen, 
seltenen  Rabbinen  des  Konsistoriums,  die  ihr  diese  unvoll- 
kommene Welt,  in  welclier  Verkennung  und  Anfeindung 
oft  das  Los  der  Besseren  sind  und  wo  msn  das  Glänzende 
so  gern  zu  schwärzen  sucht,  nach  und  nach  verlassen 
habt,  und  die  ihr  nun  in  Edens  seligen  Gefilden  ruht. 
Gesegnet  sei  euer  Andenken  immerdar«-'^). 

Die  weltlichen  Räte  des  Eocsistoriums. 

Jeremias    Heinemann. 
Heinemann    war    am    20.  Juli  1778    zu    Sandersleben 
geboren.     Sein  Vater,    Meister   Joachim   Heinemann*),    ge- 

»)  Der  Titel  ist  ?]Dr  nh'^'-ii.  Über  N.  S.  K.  eben  S.  30,  Anra.  6. 

^)  cyiiyyB'  •'JJt::  Kopenbsgen  1314  S  4.  In  sjcdidjac  1817  I. 
S.  57  ff.  ist  eine  hebräische  Obersetz'jg  eines  deutschen  Liedes,  die 
von  Konsistorialrat  Kaikar  stammt,  abgedruckt. 

*)  Sulamith  Jahrgarg  VIL  Band  IL  S.  432.  Nathan  Kaikar  er- 
wähnt eine  rührende  Episode  aus  dem  Leben  seines  Vaters,  wie  der- 
selbe während  der  Belagerung  seines  Aufenthaltsortes,  als  inmitten 
des  Kanonendonners  seine  ganze  Umgebung  völlig  fassungslos  w^r, 
Uiit  den  Kindern  gemeinsam  die  Psalmen  betete.  Vgl.  S.  30  oben. 

*)  So  gibt  der  Sohn  selbst  den  Namen  seines  Vaters  an.  Siehe 
»Allgem.  Archiv  des  Judentums«  II.  Band,  Berlin  1842.  Auf  dem  Titel- 
blatt der  Pentateuchausgabe  bezeichnet  Jeiemias  Heinemann  sich 
ais  Sohn  des  nstIB'r'D  imncS-  Irrtümlich  faßt  Horwitz  a.  a.  O.  S.  23 
Anmerk.  6  den  Namen  auf  (>\vo  ihr  Vafir  Rabbiner-Meister  war«). 
Lazarus.  3 
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boren  am  25.  Ellul  5507,  gestorben  am  lü.  Ellul  5585, 
More  Zedek  in  dem  anhaltschen  Städtchen  Sandersleben, 
galt  als  rabbinische  Celebrität^).  Vermutlich  legte  er  schon 
im  Elternhause  >den  Grund  zu  einigem  Wissen  im  Deut- 
schen, denn  so  streng  orthodox  auch  Rabbi  Meister  war, 
so  hielt  er  es  doch  nicht  für  eine  Sünde,  deutsche  Bücher 
in  Stunden,  die  zu  nichts  Besserem  anzuwenden  waren, 
zu  lesen«-).  Wie  Jeremias  Heinemann  berichtet,  hatte  Jacob- 
sohn ursprünglich  Heinemanns  Vater  zum  Konsistorialrat 
in  Cassel  ausersehen,  dieser  aber  lehnte  ab-).  Er  selbst 
war  bereits  in  Braunschweig  zu  Jacobsohn  als  dessen  Privat- 
sekretär in  engere  Beziehungen  getreten  und  scheint  auch 
in  seiner  neuen  Stellung  von  dem  Präsidenten  finanziell 
abhängig  gewesen  zu  sein.  Mit  Fränkel  und  Kaikar  zu- 
sammen hatte  er  die  Direktion  des  jüdischen  Unterrichts- 
wesens im  Königreiche^)  übernommen.  Diese  Einrichtung 
bestand  bis  März  1812.  Nach  Konsistorialerlaß  vom  4.  März 
sollte,  vielleicht  mit  Rücksicht  auf  die  Schonungsbedürftig- 
keit des  ein  Vierteljahr  später  nicht  mehr  unter  den  Leben- 
den weilenden  Kaikar,  das  dritte  Mitglied  der  Schuldirektion 
abwechselnd  einer  der  drei  Konsistorialrabbinen  sein. 
Heinemann  hat  ferner  offenbar  die  spezielle  Leitung  der 
Kasseler  Konsistorialschule  innegehabt,  ebenso  wie  dem 
Konsistorialrat  Steinhardt  die  Spezialleitung  des  Seminars 
übertragen  gewesen  zu  sein  scheint^).  Heinemann  führte 
den  ersten  Lehrer  Aron  Rosenbach  in  sein  Amt  ein^;, 
hielt  bei   der  Eröffnung  der  Schule,   am  15.  August  1809, 

Siehe  auch  anten.  Man  nannte  ihn  gewöhnlich  kurz  R.  Meister 
(Philippson  »biographische  Skizzen«  Band  I  S.  17). 

»)  Ph.  Philippson  a.  a.  O.  S.  135. 

»)  Vgl.  Philippson  a.  a.  O.  Oben  S.  9  u.  Anm.  1. 

»)  Siehe  oben  S.  9  ff. 

*)  Vgl.  unten  S.  43  ff. 

^)  Das  geht  aus  dessen  Gesuch  vom  23.  März  1S24  an  die 
Hessische  Regierung  hervor.  (Acta  der  Regierung  Niederhessen 
Registr.  B.) 
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die  eigentliche  Festrede^),  beteiligte  sich  selbst  als  einziger 
der  Konsistorialräte  beim  Unterricht  in  der  Schule*),  soviel 
wir  wenigstens  wissen,  und  stellte  den  an  der  Schule  fun- 
gierenden Lehrern  ihre  Dienstinstruktionen  aus^).  Nach  dem 
einzigen  uns  erhaltenen  Lektionspian,  dem  für  das  Winter- 
halbjahr 1813/14,  erteilte  er  drei  Stunden  wöchentlich,  näm- 
lich zwei  Stunden  Religion  und  Moral,  sowie  eine  Stunde 
Volksnaturlehre  und  Briefstilübungen  in  der  kombinierten 
Ober-  und  Mittelklasse*}.  Er  gehörte  zu  den  rührigsten 
Mitgliedern  des  Konsistoriums  und  entfaltete  eine  rege 
Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Neuorganisation  des  Schul- 
wesens im  Königreiche^).  Auch  als  Schriftsteller  war  er 
sehr  fruchtbar.  In  die  Zeit  des  Bestehens  des  Kon- 
sistoriums fallen  die  Schriften  r\)hnn  n'tr  »Hebräische  Ge- 
sänge für  die  israelitische  Jugend«,  1810,  die  in  erweiterter 
Auflage  unter  dem  Titel  »Religiöse  Gesänge  für  Israeliten, 
insbesondere  für  das  weibliche  Geschlecht  und  die  Jugend«, 
Gasse!  1816,  erschienen ;  »Religionsbekenntnis  für  Israeliten 
in  Fragen  und  Antworten.  Zum  Gebrauche  derer,  welche 
die  Konfirmation  verrichten«,  Cassel  1812;  ferner  die  »Rede 
bei  der  Einweihung  des  Jakobstempels  zu  Seesen,  den 
17.  Juli  1810«  (auch  französisch  erschienen  in  dem  »Dedi- 

1)  Monitenr. 

^)  Verzeichnis  der  Lehrstunden  in  der  vom  Konsistorinm  der 
Israeliten  errichteten  und  aus  drey  Klassen  bestehenden  Schale  zu  Cassel 
von  Michaelis  1813  bis  Ostern  1814.  (Jacobsonschule  Archiv  I  Fach  24). 

')  Siehe  weiter. 

*)  Archiv  der  Jacobsonschule  a.  a.  O. 

»)  1812  beabsichtigte  H.  eine  Reise  nach  Frankreich,  für  die 
er  Urlaub  erbat  (Geh.  St.  A.  Berlin  a.  a.  O.  Nr.  7).  Nach  Josi's 
»Geschichte  des  Jadentums  und  seiner  Scktenc  III.,  338,  soll  ein 
Casseler  Konsistorialrat  einen  jungen  Studierenden  1812  mit  seiner 
Bitte  um  Unterstützung  schroff  abgewiesen  haben.  Der  Konsistorial- 
rat, dessen  Verfahren  der  abwesend  gewesene  Jacobson  dann  durch 
seine  gewohnte  Freigebigkeit  wieder  gut  machte,  war  nach  dem 
Zusammenhang  kein  anderer  als  Heinemann,  der  abgewiesene  Jüng- 
ling vielleicht  Jost  selbst, 

3* 
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cace  du  temple  de  Jacob  ä  Seesen.  A  Brunswick.  Im- 
primecliez  Frederic  Vieweg«);  ^sitT'  n'D  miü^  mi;i  »Kurzer 
Katechismus  der  jüdischen  Rehgion  in  Fragen  und  Ant- 
worten«, Rödelheim  1812. 

Der  eigentliche  Verfasser  der  Gesänge,  wenigstens  der 
meisten^),  scheint  indessen  der  geistvolle  hebräische  Dichter 
Aron  Rosenbach*)  gewesen  zu  sein.  Nach  dem  Zusammen- 
bruch des  Konsistoriums,  bei  dem  H.  als  eine  Art  Liqui- 
dator eine  große,  aber  für  ihn  selbst  recht  unerquickliche 
Rolle  spielte,  wandte  er  sich  wie  sein  Gönner  Jacobsohn 
nach  Berlin.  Hier  sehen  wir  den  viel  geschäftigen  Mann 
als  Pädagogen,  Schriftsteller  und  Herausgeber  von  Zeit- 
schriften unablässig  sich  mühen,  ohne  daß  ihm  ein  rechter 
Erfolg  beschieden  gewesen  v/äre^).  Zu  dem  auch  als 
Kenner  des  Hebräischen  rühmlichst  bekannten  Direktor 
des  Berliner  Gymnasiums  zum  grauen  Kloster  J.  J.  Beüer- 
rnann  trat  er  in  nähere  Beziehungen.  Dieser,  der  die 
Spezialaufsicht  über  das  israelitische  Schulwesen  der  Stadt 

')  Ueber  Rosenbach  oben  S.  26  und  weiter  unten.  Zu  Rosen- 
bachs kontraktlich  übernommenen  Amtspflichten  gehöjle  auch  die 
Ausarbeitung  von  zum  Schuigebrauch  verwendbaren  Gesängen  und 
Gebeten,  die  ihm  von  li.  übertragen  werden  sollte.  Von  R.  meist  ver- 
faßt sind  die  von  H.  herausgegebenen  r'i'rnn  "'T'B'  vom  Verein  Schocharc 
tob.  22  Gesänge  Berlin  1816;  siehe  auch  Jedidj^  1817  Bd.  I  57  ff.  und 
Allgemeine  deutsche  Biogr.  XI,  366.  Cf.  Seite  33,  Aiim.  2,  wo 
ein  Gedicht  Kalkars  erwähnt  ist.  R.  selbst  in  einer  Anmerkung  seines 
Kalenders  (unten)  bezeichnet  die  Rödelheimer  wie  die  Berliner 
unter  H.'s  Namen  erschienene  Sammlung  als  sein  geistiges  Eigen- 
tum und  als  einen  Teil  seines  ungedruckten  Werkes  >Kol  Rinnah 
v/e-Thodah«.  Die  Aus;::,  von  1810  dagegen,  die  mir  nicht  zu  Gesicht 
gekommen  ist,  nennt  R.  in  diesem  Zusammenhange  nicht,  ebenso- 
wenig die  Casseler  Ausgabe  deutscher  Gesänge  voa  1816.  Heinemann 
hat  offenbar  ISiO  citje  deutsche  und  eine  hebr.  Ausgabe  von  Gesängen 
veranstaltet  (vergl.  Vorrede  zu  den  »Rel.  Gesänge«,  Cassel  1816  und 
Buchhändicranzeige  am  Schluß).  An  beiden,  ebensowie  an  der 
Casseler  deutschen  Ausgabe  von  1816  scheint  R.  keinen  Anteil  zu  haben. 

*)  Siebe  die  Aufzählung  seiner  zahlreichen  Schriften  bei  Fürst 
»Bibliotheca  Judaica«  I,  373  ff. 
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fülirte')i  sowie  die  Behörden  überhaupt,  selbst  der  Minis(i;r, 
dem  Heinemann  »vorteilhaft  bekannt  geworden«  war*), 
brachten  dem  strebsamen  Gelehrten  größtes  Wohlwollen 
entgegen.  Weniger  war  das  in  weiten  Kreisen  des  Ber- 
liner jüdischen  Publikums  der  Fall.  Die  von  ihm  heraus- 
gegebene Zeitschrift  »Jedidja«'),  »eine  religiöse,  moralische 
und  pädagogische  Zeitschrift«,  als  deren  Mitarbeiter  er 
auch  den  christlichen  Rechtsanwalt  und  früheren  Konsistorial- 
Sekretär  Merkel  zu  gewinnen  suchte*),  vermochte  sich 
nur  mühsam  über  Wasser  zu  halten  und  verblich  nach 
siebenjährigem  Bestehen  1823.  1831  neu  erschienen,  ging 
das  Blatt  noch  im  gleichen  Jahre  abermals  ein.  Ein  noch- 
maliger Wiederbelebungsversuch  1839  führte  ebensowenig 
zu  dauerndem  Erfolg').  Am  bekanntesten  ist  wohl  seine 
Pentateuch-Ausgabe*)  mit  der  Mendelssohn'schen  Über- 
setzung und  einer  von  dem  Herausgeber  selbst  stammenden 
kurzen  Erklärung  To^n^  iiK3.  In  Berlin  wurde  er  der  Mit- 
arbeiter und  Vertrauensmann  des  ebenso  sehr  durch  streng 
religiösen  Sinn  wie  durch  weitblickende  Klugheit  ausgezeich- 
neten konservativen  Vize-Ober-Land-Rabbiners  M.  S.  Weyl. 
So  kam  es,  daß  sich  an  Heinemanns  Namen  das 
kurzlebige  Unternehmen  des  1825  unter  Weyls  Ägide 
begründeten  Lehrer-  und  Rabbinerseminars  knüpfte.  Die 
Unfreundlichkeit  der  Berliner  Aeltesten  gegen  das  neue 
Unternehmen,    die   in  einem  Schreiben  an  das  Provinzial- 


^)  Holzman  »Geschichte  der  jüdischen  Lehrer-Bilduagsanstalt 
zu  Berlin*  S.  3  ff. 

*)  Ministerialreskript  vom  11.  Mai  1825.  Holzman  a.  a.  O.  S.  17. 

*)  Jetzt  sehr  selten  geworden. 

*)  Brief  Heinemanns  vozx  27.  Oktober  1817  an  Merkel  (Akten 
betreifead  die  Talmud  Thora  Kasse  zu  Cassel  Nr.  14  in  der  Bibliothek 
der  jüdischen  Gemeinde  Berlin).    Unten. 

*)  Auch  der  neue  Titel  »Allgemeines  Archiv  des  Judentumsc 
zeigte  sich  nicht  als  zugkräflig.  Siehe  oben  S.  6,  Anm.  1,  Jew.  Euc. 
s.  V.  Periodicals  IX  603,  624.  Y^inter- Wünsche  III,  861. 

^)  C^n  mpö  «TDin  Berlin  1831-33. 
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schulkollegium  die  neue  Anstalt  wegwerfend  eine  »Privat- 
anstalt, die  gar  nicht  existiert«  nannten,  hatte  bald  in  der 
Tat  eine  gewisse  Berechtigung.  Nach  wiederiiolten,  meist 
vergeblichen  Versuchen  das  Seminar  zu  revidieren,  war  es 
1831  endlich  den  Schulbehörden  nicht  mehr  zweifelhaft, 
»inwiefern  Herrn  Dr.  Heinemanns  Anstalt  als  ein  wirk- 
liches Seminar  oder  überhaupt  als  etwas  wirklich  noch 
Existierendes  angesehen  werden  könne«^).  Schon  1817 
hatte  Heinemann  den  Plan  einer  von  ihm  ins  Leben  ge- 
rufenen Erziehungsanstalt  für  Knaben  und  Mädchen 
veröffentlicht,  aber  auch  mit  diesem  Unternehmen,  dessen 
literarisches  Organ  der  »Jedidja«  wurde,  hatte  er  wenig 
Glück.  Er  starb  in  Berlin  am  16.  Oktober  1855*j. 

David  Franke!. 
David  Fränkel  wurde  in  Berlin  am  20.  April  1779 
geboren.  Sein  Großvater  war  der  Berliner  Oberlandes- 
rabbiner und  Kommentator  des  jerusalemischen  Talmuds, 
David  ben  Naftali  Fränkel^j.  Davids  Vater,  Moses  Fränkel, 
geboren  1739,  gestorben  1812,  amtierte  in  Dessau  als 
Rabbiner  und  hatte  seinem  Sohne  eine  sorgfältige  Bildung 
geben  lassen.  An  Fränkels  Namen  knüpfen  sich  zwei  be- 
deutsame Schöpfungen,  die  Begründung  der  Zeitschrift 
>Sulamith«  und  die  der  Dessauer  Freischule,  der  späteren 
Herzoglichen  heute  noch  bestehenden  Franzschule.  Wie 
die  ersten  schüchternen  und  bald  wieder   fallengelassenen 


0  Vgl.  Hoizman  a.  a.  O.  30  ff.  Siehe  auch  Geiger  »Geschichte 
der  Juden  in  Berliiic,  S.  173,  243  ff. 

*)  Danach  ist  Kayserling,  Kanzelredner  I,  S.  411  zu  berich- 
tia:er.  H.  ist  eine  Persönlichkeil,  über  deren  inneren  Wert  iran 
verschiedener  Meinung  sein  kann.  Die  von  ihm  jcd:nfalls  entworfenen 
Lehrci-Dienstinstruktione;i  zeugen  von  einem  recht  bedenklichen 
•Mangel  an  sprachlicher  Schulung;  und  auch  von  der  Neigui^i.,  sich 
fremdes  geistiges  Eigentum  anzueignen,  wird  man  ihn  nicht  völlig 
freisprechen  I.önnen. 

»)  Grätz  Bd.  Xi.  S.  4  ff. 
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Versuche  durch  eine  in  hebräischer  Sprache  erscheinende 
Zeitschrift  die  Kultur  seiner  Glaubensgenossen  zu  heben, 
auf  Mendelssohn  zurückgehen^),  so  ist  David  Franke! 
durch  die  Herausgabe  der  »Sulamith«  der  eigentliche  Vater 
der  deutschen  Publizistik  unter  den  Juden  geworden*). 
Durch  die  Fülle  geistvoller  und  gelehrter  Beiträge,  durch  das 
lebendige  Interesse  höchstgeste!!terPersönlichkeiten,durch  die 
Mitarbeit  einer  großen  Zahl  hervorragender  Männer  zeichnet 
sich  die  Zeitschrift  vor  ähnlichen,  wie  besonders  »Jedidja« 
vorteilhaft  aus'),  Sie  wurde  das  amtliche  Organ  des  West- 
phälischen  Konsistoriums  und  begleitete  dessen  öffentliche 
Wirksamkeit  mit  lebhaften  Äußerungen  ihrer  Sympathie. 
Sie  überlebte  diese  Behörde  aber  um  mehr  als  drei  Jahr- 
zehnte*). Sieben  Jahre  vor  dem  Erscheinen  der  »Sulamith« 
war  von  einer  Vereinigung  edeldenkender  Männer  in  der 
Heimat  Moses  Mendelssohns,  in  Dessau,  die  Freischule 
errichtet  worden.  Sie  war  nicht  die  erste  ihrer  Art^), 
aber  eine  der  besten.    Auch    in  Dessau  wehte  der  frische 


*)  Philippson  in  den  »Skizzen«  Bd.  I,  S.  169. 

')  Siehe  den  Artikel  »Periodica!s€  in  Jew.  Enc.  s.  v.  Bd.  IX, 
S.  602  *f.  Die  Idee  zur  Heraurgabe  der  »Sulamith«  hatte  nach  Philipp- 
son »Skizzen«  a.  a.  O.  S.  170  zuerst  J.  Wolf,  der  kurze  Zeit  sich  auch 
mit  Fränkel  in  die  Redaktionsgeschäfte  teilte. 

')  Josts  absprechendes  Urteil  über  die  Zeitschrift  »Sulamith« 
schießt  weit  über  das  Ziel  hinaus.  Vgl.  a.  a.  O.  III,  327. 

*)  Der  erste  Band  erschien  1806/07,  der  zweite  1808/09,  der 
dritte  1830/11,  der  vierte  1812,  1315/16,  der  fünfte  1817/19,  der  sechste 
1819/21,  1822/24,  der  siebente  1824/33,  der  achte  1833/40  und  der 
neuinte  1846. 

*)  1773  wurde  in  Berlin  von  Freunden  Mendelssohns  die 
i-Taelitische  Freischule  gegründet.  Siehe  Stern  »Oeschicbte  des  Juden- 
tums von  Mendelssohn  bis  auf  die  Ciegenwart«  S.  102  ff.,  Philipp- 
son »Neueste  Geschichte  des  jüdischen  Volkes«  S.  150  ff.  1791  ent- 
stand die  Königl.  Wilhelmsschule  in  Breslau,  1799  die  Franrschuie  in 
Dessau,  ISOl  die  Industrieschule  für  israelitische  Mädchen  in  Breslau, 
1804  das  Philanthropin  in  Frankfurt  am  Main  und  1809  die  Konsistorial- 
schule  in  Cassel.  Irrtümlich  gibt  Philippson  a.  a.  O.  das  Oründungs- 
jahr  der  Dessauer  Schule  auf  17S6  an.  Vgl.  auch  oben  S.  13  und  Anm.  2. 
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Morgenhaucli  einer  neuen  Zeit,  aucli  hier  waren,  wie  so 
vielfach  anderswo,  die  Bahnbrecher  des  Fortschritts  die 
Lehrer.  Sie  sehen  sich  merl<vvürdig  ähnlich,  diese  Pioniere 
der  Zukunft.  Begeisterte  Vorl<ämpfer  ihrer  Ideen,  gingen 
sie  in  der  Opposition  gegen  das  ihrer  Ansiciit  nach  über- 
iebie  Alte  oft  weit  über  das  erlaubte  Maß  hinaus.  Aber 
auch  die  Situationen,  in  die  sie  sich  hineingestellt  sahen, 
zeigen  fast  al'eroris  die  gleichen  charakteristischen  Grund- 
züge. Überall  der  heftige,  selbst  fanatische  Widerstand 
der  Altgläubigen^),  überall,  in  Berlin  wie  in  Breslau,  in 
Cassel  nicht  minder  wie  in  Dessau,  die  Konkurrenz  der 
Winkelschulen'^),  die  die  Schulen  in  ihrer  Existenz  be- 
drohten. Erfreulicherweise  überall  aber  auch  die  tatkräf- 
tige, wohlwollende  Unterstützung  einsichtiger  Regierungen. 
Am  meisten  geschah  für  die  Dessauer  Anstalt  vonseiten 
humaner    Regenten,     deren    besonderer    Ruhmestitel    seit 


')  Über  die  Breslauer  Kämpfe  siehe  die  ausführliche  Abhand- 
lung Freudenlhals  :Die  ersten  Ernanzipationsbestrebungen  der  Juden 
in  Breslau«  (Monatsschrift«  ed.  Brann  1893). 

*)  Horwitz  >Geschichtc  der  Franzschule.':  S.  10  ff,  Freudenthal 
a.  a.  O.  S.  472,  »Festschrift  zur  Jahrhundsrtfeier  des  Philanthropins» 
Frankfurt  a./M.  1904,  Seite  48,  V^l.  S.  32  daselbst.  Sowohl  das  Kon- 
sistorium in  Cassel,  wie  später  da?  Vorsteheranit  der  Israeliten  von 
Niederhessen  erstret'ten  ein  Verbot  der  Winkelschulen.  Am  4.  A'.ärz 
1812  ersucht  das  Konsistorium  die  Präfekfen  »aller  Orten,  wo  geprüfte 
Lelirer  von  uns  angestellt  sind*,  die  Wiakelschulen  zu  verbieten. 
»Nichts  ist  gewisser»,  schreibt  es,  »als  daß  unsere  öffentlichen  Schul- 
anstalten an  ihrem  Emporkommen  äußerst  durch  die  vorhandenen 
Winkelschalen  gehindert  werden.«  Das  Verbot  ward  in  Hannover 
erlassen  und  im  Departimentsblatt  abgedruckt.  (Staatsarchiv  Hannover 
Des.  51  XIII.  Nr.  36).  Am  30.  November  ISIO  schreibt  Konsistorialrat 
Berlin  dem  Maire  von  Cussel,  »wie  hier  keine  Privatschule  existiert, 
sondern  daß  viele  Hausväter  die  Privatlehrer  zum  Unterrichte  ihrer 
Kinder  täglich  in  ihrem  Hause  kommen  lassen«.  (Stadt.  Archiv  zu 
Cassel  M.  1100).  Daraus  geht  wohl  hervor,  daß  auch  ffir  Cassel  ein 
solches  Verbot  bestand.  Vgl.  auch  die  Königsberger  Zustände  um  1S20 
(Vogelstein  -Beiträge  z.  Gesch.  des  Unterrichtswesens  in  der  jüdischen 
Qem.  z.  K,  S.  24  f). 
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Ralichiiis  und  Basedows  Ta,^en  die  Förderung  dtr 
Jugenderziehung  war.  Mit  Hilfe  der  Beliörden,  tüch- 
tiger Lelirer,  wie  Moses  Pln'lijDpson^),  Jose{Dh  Wolf^j, 
Saiomon  Lax'^),  gelang  es  der  Umsicht  und  besonnenen 
Khigheit  Fränkels,  d.^.s  Werk  der  Jugendbildung  zu  immer 
höherer  Blüte  zu  bringen.  Durch  die  Berufung  ihres 
Direktors  als  Konsisioriarats  nach  Cassel  im  Jahre  1808 
litt  die  Anstalt  vorübergehend  stark'),  zumal  Pränkel  erct 
nach  der  Auflösung  des  Konsistoriums  nach  Dessau  zurück- 
gekehrt zu  sein  scheint.  Aber  sein  seltenes  organisatorisches 
Talent  und  seine  mit  Energie  gepaarte  Klugheit,  sowie 
seine  außerordentliche  Beliebtheit  beim  Herzog  ließen  ihn 
alle  Schwierigkeiten  glücklich  überwinden.  Am  5.  Noveni- 
ber  1849  fand  gleichzeitig  mit  dem  SOjährig^si  Amtsjub- 
läum  des  Direktors  die  Umwandlung  der  Franzschule  iri 
eine  Staatsanstalt  statt.  Über  Fränkels  Tätigkeit  im  Kon- 
sistorium sind  wir  naturgemäß  weit  v/eniger  unterrichtet. 
Aus  verschiedenen  Eingaben  an  die  Herzogliche  Regierung 
können  wir  aber  entnehmen,  wie  ernst  es  Fränkel  mit  der  ihm 
in  Cassel  gestellten  Aufgabe  nahm.  Er  überlebte  die  Um- 
wandlung der  Dessauer  Anstalt  im  Ruhestande  noch  un- 
gefähr 15  Jahre,  nahm  den  lebhaftesten  Anteil  an  der 
Emanzipationsfrage,  deren  Lösung  für  die  Juden  Anhalts 
ihm  zum  großen  Teil  zu  danken  ist*),  und  starb  »alt  und 
lebenssatt«  am  18.  Mai  1865  zu  Dessau. 


')  Ihre  Biographien  bei  Philippson  >Skizzen«  Bd.  I. 

2)  a.  a.  O.  S.  55. 

')  »Geschichte  der  Franzschule«  S.  17.  Philippson  »Skizzenc 
Bd.  I,  S.  106, 

*)  Horwitz  »Die  Emanzipation  der  Juden  in  Anhalt-Dessauc 
S.  9.  In  der  hiesigen  Landesbibliothek  befindet  sich  außer  einer  großea 
Zahl  anderer  Seltenheiten  aus  westphäiischer  Zeit  eine  am  31.  Oktober 
1 817in der  Franzschule  gehaltene  Ansprache  Fräakels.  —Welches  großen 
Ansehens  sich  F.  weit  über  die  Grenzen  seines  engpren  Vaterlandes 
hinaus  erfreute,  bezeugt  zum  Beispiel  ein  Schreiben  der  Königsberger 
Gemeinde  an  ihn  vom  Jahre  1820  mit  der  Bitte,  ihr  ein  zweckmäßiges 
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III.  Das  Schulwesen  im  Königreich. 

Das  Konsistorium  entfaltete  in  den  wenigen  Jahren 
seines  Bestehens  eine  überaus  rege  Wirksamkeit,  die  durch 
reichhaltiges,  aber  an  den  verschiedensten  Orten  verstreutes 
Aktenmateria!  hinreichend  illustriert  wird^).  Die  mir  zur 
Verfügung  stehende  sehr  karg  bemessene  Zeit,  sowie  andere 
Umstände  gestatteten  mir  bisher  nur  die  Bearbeitung  eines 
Teiles  dieses  Stoffes.  Ich  hoffe  später  in  der  Lage  zu  sein, 
ein  vollständigeres  Bild  des  vom  Konsistorium  Erstrebten 
und  Erreichten  zu  zeichnen,  als  mir  jetzt  vergönnt  ist. 

Die  Aufgabe,  dem  Judentum  neue,  der  Zeit  ent- 
sprechende Formen  zu  schaffen,  stand  klar  vor  der  Seele 
der  Mitglieder  des  Konsistoriums.  Wie  es  Wessely  und 
Friedländer,  wie  es  andere  Jünger  Mendelssohns  getan 
hatten,  gingen  auch  sie  von  der  Schule  aus*).  Die  Ver- 
hältnisse waren  ganz  trostlos.  »Es  ist  hier  nicht  eine  ein- 
zige jüdische  Schule  für  Kinder,«  sagt  ein  christlicher 
Regierungsbeamter  in  Breslau,  »sondern  einige  pohlnische, 
einfältige  Juden,  die  sich  für  Gelehrte  ausgeben,  weil  sie 
einige  Seiten  im  Talmud  auswendig  gelernt,  bringen  den 
Kindern  das  äußere  der  Religion  bei,  an  Herzensbesserung 
und  Pflichtenübung  wird  nicht  gedacht«*).  Eine  Denk- 
schrift des  Konsistoriums')  schildert  die  Zustände  im 
Königreich  mit  ganz  ähnliclien  Ausdrücken.  Auch  hier 
war    keine    einzige  wirkliche  Schule    vorhanden.    Schulen 


Subjekt  zur  Stelle  eines  Relicjionslchrers«  zu  empfehle:].  (Sechsund- 
dreißig.ster  Bericht  über  den  Reiigionsnnterrictit  der  Syn.  gem.  zu  K. 
i.  Pr.  S.  10). 

•)  Es  ist  ein  vollständiger  Irrtum,  wenn  Amram  (»Wie  ist  die 
israelitische  Schule  entstanden?«  Cassel  1898,  S.  14)  und  andere  die 
Konsistofialakten  für  verloren  gehalten  haben.  Es  ist  im  Gesfenteil 
eine  Überfülle  von  Stoff  vorhanden,    die  des  Bearbeiters  noch  harrt. 

*)  Über  Friedländers  und  der  Mendclssohnschen  Schale  Ver- 
dienste um  den  Jugendunterricht  siehe  Stern  a.  a.  O.  S.  106.  Über 
Breslau    vergleiche  »Monatsschrift«  a.  a.  O.  S.  191.  S.  auch  Anhang. 

*)  ■♦Die  Israeliten  im  Königreich  Westphalen«  S.  70. 
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7U  gründen,  »Religions-  und  Schullehrer  anzustellen,  zweck- 
mäßige Lehrbücher  einzuführen,  sahen  deshalb  Jacobson 
und  seine  Genossen  als  ihre  bedeutungsvollste  Aufgabe  an. 
Ein  Rabbiner-  und  Lehrerseminar  sollte  in  Cassel  errichtet 
werden^).  Wie  bereits  1797  in  Breslau  das  dort  projektierte, 
aber  nicht  zustande  gekommene  Lehrerseminar  im  An- 
schluß an  die  Wilhelmsschule  gedacht  war-),  so  plante  man 
in  Cassel  die  Verbindung  des  Seminars  mit  einer  öffent- 
lichen Volksschule,  die  zugleich  als  eine  Art  Präparandie 
den  Unterbau  des  Seminars  und  die  Vorbereitungs-Anstalt 
für  dasselbe  darstellen  sollte''). 

Das  Seminar. 
Durch  Erlaß  vom  1.  Oktober  1810^)  zeigte  das 
Konsistorium  die  Begründung  eines  Seminars  an.  Die 
schon  am  26.  April  1809,  sowie  am  7.  Juli  desselben 
Jahres  angekündigte  Anstalt  war  am  23.  Septeml:)er  1810 
wirklich  eröffnet  und  durch  Herrn  Konsistorialrat  Stein- 
hardt  der  Unterricht  im  Talmud  und  Maimonides  ange- 
fangen worden*).  Plan  und  Einrichtung  eines  solchen 
Institutes,  das  in  der  Geschichte  des  modernen  Judentums 
ein  völliges  Novum  darstellte,  waren  Gegenstand  sorg- 
fältigster  Beratung    gewesen"^),    sind    uns    aber   leider   ein 

*)  Konslstorialerlaß  vom  26.  April  18^6.  (Geheimes  Staatsarchiv 
Berlin,  Rep.  6,  IV.  B.)  »so  sei  unser  erstes  Augenmerk  auf  die  Bil- 
dung: und  den  Unterricht  der  Jugend  gerichtet«  »wie  wir  nicht  weniger 
allhier  in  der  Residenz  Cassel  eine  Lehr-  und  Biidungsanstait  für 
Icünflige  Rabbiner  und  Schulmänner  errichtet  werden«, 

-)  Freudenthal  a.  a.  O.  S.  4S0  Aumerk.  2. 

')  Siehe  weiter  S.  45. 

*)  »Sulamith«,  Bd.  III,  S.  333.  Daraus  bei  Amram  a.  a.  O., 
Oppenheim  »warum  soll  die  israelitische  Elementarschule  Hessens 
erhalten  werden ?i  S,  6  f.,  Horwitz  a.  a.  O.  S.  73,  Stein  »Bericht  über 
seine  fünfundzwanzigjährige  Aintsttätigkeit«  Cassel  1S91  S.  6  ff.  Die 
gedruckte  Bekanntmachung  auch  in  mehreren  Staatsarchiven,  so  zu 
Hannover  und  Berlin. 

')  »Die  Errichtung  des  Seminars  betreffend,    so  muß  dies  vor- 
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Oeheimnis  «geblieben.  Recht  unklar  erscheinen  uns  die 
über  Rabbiner-  und  Lehrerbildung  in  dem  Bericht  an  den 
Minister  vom  12.  März  1810  niedergelegten  Anschauungen^). 
Sonderbarerweise  kehrt  die  auf  gleichartigen  Ideen  über 
die  Bildungszieie  beider  Anstalten  beruhende  Vermischung 
von  Rabbiner-  und  Lehrerseminar  nicht  bloß  in  dem 
1824  vom  Vorsteheramte  eingereichter  Seminarlehrplan- 
Entwurf,  sondern  selbst  noch  in  dem  anfangs  gehegten 
Plan  zu  der  ersten  eigentlichen  Rabbiner-Bildungsanstalt 
in  Deutschland,  dem  Breslauer  Seminar,  wieder^). 
Daß  außer  Steinhardt,  der  nach  dem  Tableau  von  1811  den 
Unterricht  unentgeltlich  erteilte,  noch  andere  Lehrer  am 
Seminar  beschäfiigt  waren,  wird  man  nicht  bezweifeln  und 
schon  aus  der  verhältnismäßig  geringen  Stundenzahl,  die 
für  einzelne  Lehrer  in  dem  einzigen  uns  erhaltenen  Schul- 


läufig hier  in  Cassel  etabliert  werden;  da  aber  natürlicherweise  von 
dissem  Etablissenienl  erst  bestimmt  werden  muß,  worauf  die  Theologie 
der  jüdischen  Reügionspartei  sich  gründet,  welches  bis  diesen  Angen- 
t5lick  nocii  gar  nicht  im  reinen  war,  so  hat  das  Konsistorium  darüber 
mehreremale  deliberieit  «nd  die  Voi schlage,  welche  der  Präsident 
Jacobson  in  dem  unter  2  beiliegenden  Aufsätze  {gemacht  hat,  angenom- 
men«. (Aus  dem  sehr  ausführlichen  Bericht  an  den  Minister  des 
Innern  vom  12.  März  1810.  Geheimes  Staatsarchiv  Berlin  Rep.  6,  IV.  B., 
aus  v/elchem  übrigens  auch  hervorgeht,  daß  das  Konsistorium 
dreimal  wöchentlich  Sitzungen  abgehalten  hatte,  deren  jede  fünf  Stur.- 
den  dauerte. 

')  Siehe  »Israeliten  unter  dem  Kgr.  Westph.«  S.  54  f. 

*)  Siihe  »Geschichte  des  jüdisch-theologischen  Seminars,  Fest- 
schrift zum  fünfzi£jähiigen  Jubiläum«  von  Dr.  Brann.  In  der  Zeitschrift 
>Jedidjac,  Jahrgang  I,  S.  33  ff.  entwickelt  der  Herausgeber  Heine- 
raann  (Siehe  über  denselben  oben  S.  191  ff.)  den  Lehrplan  seiner  1817 
in  Berlin  begründeten  und  mit  einer  »zur  eigentümlichen  Ausbildcng 
israelitischer  Schul-  und  Volksichrer«  bestimmten  Seickta  verbundenen 
Lehranstalt.  Möglich,  daß  dieses  Unternehasen  eines  ehemaligen 
Konsistorialrates,  möglich  auch,  daß  der  vom  israelitischen  Vorsteher- 
amte der  Niederhessischen  Regierung  eingereichte  Entwurf  uns 
wenigstens  eine  ungefähre  Vorstellung  votn  Seminar  des  Konsistoriums 
zu  geben  vermag.  Über  den  Plan  des  Vorsteheramtes  siehe  Stein  a.  a.  O. 
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Stundenplan  angesetzt  Ist,  schließen  dürfen.  Diese  Lehrer 
waren  eben  vermutlicii  an  beiden  Ansfalt-en  beschäftigt. 
Außerdem  werden  sich  auch  andere  Mitglieder  des  Kon- 
sistoriums am  Unterrichte  selbst  beteiligt  liaben^).  Das 
Seminar  wurde  mit  nur  fünf  Seminaristen  eröffnet,  während 
man  ursprünglich  auf  zehn  gerechnet  hatte^).  Die  Namen 
der  ersten  Seminaristen  sind  uns  erhalten  geblieben').  Sie 
hatten  ihre  Vorbildung  in  der  1809  begründeten  Schule 
empfangen*).  Von  nur  im  Seminar  getriebenen  Lehrfächern 
wird  außer  Talmud  und  Maimonidos  noch  Musik  erwähnt*). 

Die  Konsistorialschule  zu  Cassel. 
Am    15.  August    1809,    am    Geburtstage    Napoleons, 
wurde  die  Schule  feierlich  eröffnet^).  Mehrere  Lieder,   dar- 
unter   ein    von    dem    berühmten    Kanzler    der    Universität 
Halle,  Niemeyer'),  gedichtetes,  wurden  gesungen  und  von 

•)  »Sulamith«  Jahrgang  III,  Bd.  I,  S.  11  »Zur  Bildung  einstiger 
Israelischer  Volks-  und  ScliuiUhrer  wird  hierselbst  ein  Seminarium 
errichtet,  an  welchem  die  Mitglieder  des  Königlichen  Konsistoriums 
der  Israeliten  den  Unterriclit  theils  leiten,  1  Heils  selbst  ertheilen 
werden«.  Vgl.  das  Tabieau  von  ISll  im  Anhang. 

*)  »Sulaniiih«  a.  a.  O.  Das  Konsistorium  hatte  sich  »aus  sämt- 
lichen Departements  ein  Verzeichnis  von  allen  vorhandenen  Waisen 
mäunüchen  Geschlechts,  sowie  von  solchen  Eltern,  die  nicht  im 
Stande  sind,  ihre  Kinder  zu  erhalten,  einschicken  lassen  und  hieraus 
eine  Verloosung  von  50  voigenommcn.«  Von  diesen  Kindern  sollten 
s25  zu  Hanil-.veikern  bestimmt,  15  zu  Wissenschaften  und  zum  kauf- 
männischen Stand i  und  10  im  Seminaiium  zu  jüdischen  Theologen 
und  Schullehrem  gebildet  werden.  Diese  Verlosung  hat  am  30.  No- 
vember 1SÖ9  stattgefunden.  Bericht  vom  12.  März  ISIO. 

*)  Amram  a.  a.  O.  gibt  irrtümlich,  jedenfalls  nach  »Sulamilh' 
(Vgl.  Anmerk.  2)  10  statt  5  an.  Die  Namen  sind:  G.  Katzenstein- 
Holzminden,  S.  G.  Grünhut-Bebra,  E.  S.  Fuchs-Stadtiengsfeld,  J,  B. 
Büth-Stadtiengsfeld  (Horwitz  a.  z.  O.  irrlümiich  Blüih)  und  Hirsch 
Löwenheim-Gehaus.  (Geheimes  Staatsarchiv,  Berlin  Rep.  6,  IVB.  Nr.  8.) 

*)  »Sulamithc  a.  a.  O.  S.  333.  Siebe  Tabieau  von  1811  im  Anhang. 

*)  Moniteur  vom  5.  September  1S09.  Herwitz  a.  a.  O.  gibt  irr- 
tümlich das  Jahr  1810  als  Qründungsjahr  an.  Über  Niemeyer  siehe 
oben  S.  9. 
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Berlin  und  Heinemann  Reden  gehalten*).  Die  neue  Schule, 
die  erste  öffenthche  Voli<s-Schule  Hessens  und  eine  der 
ersten  in  Deutschland,  war  keine  Freischule,  wie  die 
Schwesteranstalten  fast  alle  es  waren,  sondern  sah  neben 
einer  größeren  Zahl  von  Freistellen  für  Kinder  unbemittelter 
Eltern  ein  mäßiges  Schulgeld  vor.  Sie  wurde  nur  von 
Knaben  besucht.  Für  die  armen  Kinder  und  Waisen  war 
eine  Enziehungsanstalt  in  Verbindung  mit  der  Schule  ein- 
gerichtet''^). Die  Anmeldungen  liefen  zahlreich  ein.  Die 
Schülerzahl  betrug  1810  »einige  und  siebzig«,  gemäß  Be- 
richt des  Konsistoriums,  nach  »Sulamith«  a.  a.  O.  76,  in 
drei  Klassen  unterrichtete  Kinder.  Bei  der  1810  auf  Ver- 
anlassung des  Maires  von  Cassel  angestellten  Enquete 
sollen  sogar  96  durch  acht  Lehrer  unterrichtete  Kinder 
vorhanden  gewesen  sein').  1811  war  die  Schülerzahl  auf  100 
gestiegen.  Mit  der  Anstalt  war  eine  Synagoge  verbunden, 
in  welcher  neben  hebräischen  auch  deutsche  Gebete  zum 
Vortrag  gelangten,  deutsche  Lieder  gesungen  und  bei  dem 
allsabbathlichen  Jugendgottesdienste  durch  einen  der  Kon- 
sistorialräte  Predigten   gehalten   wurden*).     Das  Schullokal 

^)  Die  Eröffnung  war  anfangs  für  den  1.  August  in  Aussicht 
genommen.  Siebe  Anbang.  Zu  Beginn  der  Feier  wurden  vier  und  am 
Schlüsse  die  fünfte  Stropbe  eines  Liedes  gesungen. 

*)  Siebe  weiter.  Von  den  ausgelosten  fünfzig  Kindern  wur- 
den aus  Ersparnisgrüaden  fünfundzwanzig  in  der  Jacobsoaschule  zu 
Seesen  (vgl.  oben  S.  13)  untergebracht.  Auch  die  von  Jacobsons 
Schwager  gestiftete  Samsonschule  zu  Wolfenbüttel  wollte  mehrere 
aufnehmen.  (Geheim.  Staatsarchiv  Berlin  a.  a.  O.)  So  hoffte  das 
Konsistorium  die  fünfzig  armen  Kinder  mit  6000  Talern  unterhalten 
zu  können.  Nach  »Sulamith«  a.  a.  O.  S.  9  genossen  24  Kinder  in  der 
Schule  den  Unterricht  frei. 

3)  Nach  Knabe  in  der  »Zeitschrift  für  bessiscne  Geschichte« 
Jahrgang  1893,  S,  12,  Festschrift  »Vorgeschichte  der  Oberrealschule«, 
Kimpel  »Hessisches  Volksschulwesen«  Bd.  I,  S.  34  wären  nur  Religion 
und  Hebräisch  Gegenstände  des  Unterrichtes  gewesen.  Davon  kann 
nicht  die  Rede  sein.  Siehe  weiter  und  »Sulamith«  a.  a.  O.  (»außer 
dem  Unterrichte  in  den  verschiedenen  nötigen  Kenntnissen«). 

*)  Siehe    »Sulamith«    a.    a.    O.,    Philippson  »Skizzen«  1,    S.  97, 
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befand  sich  1812  am  Zeughausplatz*).  Später  wurde  die 
Schule  in  das  Roscngartsclie  Haus  verlegt'*^).  Auf  diese 
Verlegung  des  Schullokals  dürfte  sich  ein  kleines  Schrift- 
chen von  1813  beziehen,  das  die  »Gesänge  bey  Einweihung 
der  Konsistorial-Schul-Synagoge  zu  Cassel«  enthält.  Vor 
eine  sehr  schwierige  Aufgabe  sah  sich  das  Konsistorium 
gestellt,  als  es  sich  darum  handelte,  tüchtige  Lehrer  anzu- 
stellen. »Von  Dan  bis  Beerseba«,  schreibt  David  Fried- 
länder am  17.  Dezember  1802  an  Wolfssohn,  »ist,  mit  den 
Propheten  zu  reden,  alles  öde  und  leer.  Die  Betrachtungen, 
die  sich  bey  diesem  Mangel  an  Erziehern  und  Lehrern  bey 
unseren  Mitbrüdern  darbiethen,  sind  gewiß  nicht  von  der 
heiteren  Art.  Es  kann  aber  auch  gar  nicht  fehlen.  Auf 
der  einen  Seite  haben  junge  Leute  unserer  Religion,  die 
sich  dem  Erziehungsfache  widmen,  gar  keine  Aussicht  auf 
ihr  Alter;  von  der  anderen  werden  sie  je  länger  je  weniger 
gesucht.  Der  orthodoxe  Jude  will  einen  Pohlen  zum  Er- 
zieher, und  der  nicht  orthodoxe  Vater  schickt  seinen  Sohn 
in  die  christliche  Schule,  dergestalt,  daß  der  Lehrerstand 
bey  uns  durchaus  ganz  eingehen  muß').  Ganz  ähnlich 
lautet  die  Klage  des  Konsistoriums  im  Berichte  an  den 
Minister*).  »Was  den  Punkt  der  Schulkosten  betrifft,  so 
hat  das  Konsistorium  bis  jetzt  nur  wenig  tüchtige  Männer 

Kayserling  »Kanzelredner«  Bd.  I,  S.  13.  Gelegentlich  sprachen  wohl 
auch  andere  Qeiehrte.  So  berichtet  uns  dies  Philippson  a.  a.  O.  I» 
S.  92,  Kayserling  a.a.O.  von  dem  bekannten  Hebraistcn  Salomon  Cohn. 

»)  Heute  Töpfenmarkt.  Hassel  und  Murhard  >Westphalen  unter 
Hieronymus  Napoleon,  Bd.  I,  S.  100.  Dem  K.  selbst  wies  der  Minister 
im  Meßgebäude  ein  Amtslokal  an.  St.  A.  Berlin  a.  a.  O.  Nr.  4. 

»)  Brief  Rosenbachs  an  Heinemann  vom  20.  März  1814.  Siehe 
weiter  Abschnitt  IV.  In  der  Schulgeldliste  für  1811  und  der  Steuerliste 
tür  1810  kommen  mehrere  Familien  dieses  Namens  vor.  Das  Casseler 
älteste  Adreßbuch  von  1819  nennt  ebenfalls  mehrere  dieses  Namens. 
Die  Namensform  ist  dort  Rosengarten. 

»)  »Monatsschriftc  1893,  S.  480,  Anm.  2. 

*)  Geheim.  Staatsarchiv  Berlin,  Rep.  6,  IV.  B.,  Nr.  8. 
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f^cfunden,  die  ihres  Amts  bewährt  sind.  Diejenigen,  die 
es  angenommen,  liat  es  nur  zur  Probe  und  provisorisch 
zugelassen,  damit  es,  wenn  diese  nicht  brauchbar  gefunden 
werden,  keine  Verabschiedung  nachzusuchen  hat.«  Das 
Gehalt  war  niciit  gerade  verführerisch^).  Um  die  Lehrer 
etwas  besser  zu  stellen,  verband  man  das  Amt  mit  dem 
des  Rabbinatsadjunkten  und  honorierte  letzteres  Amt  be- 
sonders. Ferner  war  man  bestrebt,  den  Casseler  Lehrern 
freie  Dienstwohnung  zu  gewähren,  da  die  Hausmieten  in 
dieser  damals  teuersten  Stadt  Europas   beinahe  das  ganze 

•)  Lehrer  Gerber  in  Hildesheitn  bezog  1311  55  Taler.  Lehrer 
Warentieim  daselbst  erhielt  an  Oehalt  i-'iid  Pension  66  Taier.  (Staats- 
archiv Hannover  Des.  51,  Nr.  36).  Kinipel  freiüch  »Geschichte  des 
hessischen  Vülksschulwc-^cns  im  19.  jAhrhiindeits«,  Bd.  I,  S.32  ff.,  fisidet 
die  Gehälter  im  Vergleich  mit  deacn  der  chr.'stiichen  Lehrer  n  cht 
allza  niedrig  und  berechnet  aus  dem  für  achtzig  jüdische  Volksschul- 
lehrer veranschlagten  Etatsütel  von  20.0C0  Frcs.  ein  Durchschnitts- 
j,'ehalt  von  250  Frcs.  =  2C0  M.  jährlich.  Im  Hannoverschen  bezogen 
von  300  chiistlichen  Elernentarlehrern  150  mehr  als  300  Frcs.,  56  ir.ehr 
als  500  Frcs.,  einer  in  einer  Ortschaft  bei  Dransfe'.d  27  Frcs,  (!;  Siehe 
Tfaimme  »Geschichte  des  Kurfüistentums  Hannoverc,  Bd,  II,  S.  261. 
Im  Hessischen  scheint  es  viel  schlimmer  gewesen  zu  sein.  »Wie 
läßt  sich  erv/arten,  daß  sich  dem  ehrwürdigen  Geschäft  der  Jugend- 
bildun^  viele  tüchtige  Wänr;er  v/idmen  sollten,  wenn  das  Schulamt 
keine  anderen  Aussichten  als  die  des  Elendes  und  Kummers  dar- 
bieSete.  »Zu  Stellen,  welche  20  bis  50  Thaler  jährlich  eintragen,  — 
und  solcher  Schulstellen  gibt  es  in  unserem  Vaterland  genug  —  Sub- 
jekte erwarten,  welche  Talente  und  Kenntnisse  besitzen?»  (»Münschers 
Magazin  für  Kirchen-  und  Schulwesen«  1S03,  II.  Heft  S.  100.  Kinipel 
a.  a.  O.  zitiert  die  Stelle  sehr  ungenau.)  Vergleiche  auch  Münschers 
Magazin  a.  a.  O.  Seite  91  im  IV.  Heft.  Daß  80  israelitische  Schul- 
hhrer  im  Königreich  wirklich  angcstelit  worden  wären,  (Kimpel  a.  a. 
O.  S.  32)  ist  höchst  unwahrschtiniich.  Bei  dem  doppelten  Mangel  an 
Lehrern  (siehe  oben  S.  47)  und  Geldmitteln  konnte  mit  Schulreformen, 
wie  überhaupt  im  Westphälischcn,  so  ganz  besonders  bei  den  Israeliten 
nur  äußerst  langsam  und  vorsichtig  vorgegangen  werden.  In  dem 
Leben  des  ersten  Generaldirektors  für  den  Unterricht,  Johannes  von 
Mü'ler,  macht  sich  diese  ewige  Geldnot  im  Königreich  in  einer 
jiCraiezu  tragischen  Weise  immer  und  immer  wieder  geltend.  Auch 
sein  Nachfolger  Leist  hat  ewig  mit  der  gleichen  Kalamität  zu  kämpfen. 
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Gehalt  verschlangen.  Am  2.  April  1812  erklärt  das  Kon- 
sistorium dem  Minister,  wirklich  brauchbare  Lehrer,  die 
es  anstellen  wolle,  fänden  das  Gehalt  so  niedrig,  daß 
sie  die  Schulstelien  entweder  nicht  annähmen  oder 
bald  wieder  verließen.  Die  eifrigen  und  energischen  Be- 
mühungen des  Konsistoriums  begegneten  aber  auf  keinem 
Gebiete  einem  so  lebhaften,  so  hartnäckigen  und  so  an- 
dauernden Widerstände  seitens  der  einzelnen  Gemeinden 
wie  auf  dem  finanziellen.  Man  scheint  garnicht  bedacht 
zu  haben,  von  welcher  ungeheuren  Abgabenlast  die  Gleich- 
berechtigung der  Konfessionen  die  Juden  erlöst  hatte,  und 
wie  federleicht  demgegenüber  die  neu  zu  tragende  Steuer- 
last wog.  So  sollte  in  Osterode  a.  Harz  ein  zugleich  als 
Lehrer  fungierender  Kantor  mit  dem  auch  für  die  damalige 
Zeit  keineswegs  fürstlichen  Gehalt  von  100  Talern  ange- 
stellt werden.  Mehrere  Gemeindemitglieder  hielten  ein 
Gehalt  von  40  Talern  für  völlig  ausreichend  und  den  Kan- 
tor für  überhaupt  überflüssig.  Die  Gemeinde  wendete  sich 
natürlich  an  die  höheren  Instanzen,  am  26.  August  1813 
an  den  Minister.  Der  Streit  endete  mit  der  Einsetzung 
eines  besonderen  Lehrers^).  Im  gesamten  Bezirk  Einbeck 
war  kein  einziger  Jude,  der  sich  über  seine  Steuerveran- 
lagung nicht  beschwert  hätte.  Es  regnete  Beschwerden 
über  die  jüdische  Oberbehörde.  In  Cassel  wurden  trotz 
der   auch    hier  herrschenden  schwierigen  Verhältnisse   die 


>)  Über  Osterode  und  die  höchst  unerquicklichen  Streitigkeiten 
daselbst,  in  die  auch  der  Rabbiner  verwickelt  war,  siehe  Staatsarchiv 
Hannover  a.  a.  O.  Nr.  35.  Vgl.  Thimme  a.  a.  O.  S.  235.  Es  war 
jedenfalls  ein  Fehler,  dem  Rabbiner  bei  der  westphälischen  Steuer- 
gesetzgebung eine  einflußreiche  Stellung  in  der  Einschätzungskom- 
mission einzuräumen.  Cf.  S.  67  Anm.  3.  Er  wurde  dadurch  in  den 
Streit  und  Hader  der  Parteien,  über  denen  er  hätte  stehen  sollen,  mit 
hineingezogen,  und  viele  äußerst  peinliche  Vorgänge  waren  die  not- 
wendige Folge  davon.  Die  Autorität  des  Geistlichen  mußte  in  be- 
denklicher Weise  dadurch  leiden.  Über  Einbeck  siehe  auch  Thimnje 
a.  a.  O.  Cf.  im  Anhang  bezügl.  Paderborns.  Seite  96  ff. 

4 
Lazarus. 


—     50     — 

im  September  IHIO  dem  Minister  vorgeschlagenen  und  am 
22.  September  von  ihm  bestätigten  drei  Lehrer  der  Konsi- 
storialschule  mit  einem  weit  höheren  Gehalte,  als  dem  Durch- 
schnitt entsprach,  angestellt.  Es  waren  Aaron  Rosen- 
bach*), Moses   Jakob    Benlevi*)    und    Raphael    Hanno^i. 

Aaron  Rosenbach. 
Aaron  Abraham  Rosenbach,  der  erste  Lehrer,  wohnte 
später  wohl  im  Schulhause  selbst.  Außer  ihm  waren,  ab- 
gesehen von  Hanno  und  Benlevi,  noch  fünf  Hilfslehrer 
tätigt).  Rosenbach  trat  39  Jahre  alt  im  August  1801)  sein 
Amt  an.  Er  hatte  bei  seiner  Anstellung  folgende  Erklärung 
unterzeichnen  müssen: 

»Unterzeichneter  verpflichtet  sich,  daß  er  nebst 
den  Funktionen,  die  er  als  Lehrer  an  der  hiesigen  israeli- 
tischen Schule  und  Rabiner-  (sie)  Adjunkt  des  Sprengeis 
Kassel  zu  versehen  hat,  diejenige  (sie)  Ausarbeitungen 
und  Übersetzungen  aus  dem  Deutschen  ins  iibräischen 
(sie)  oder  umgekehrt,  die  ihm  von  Inhaber  dieses,  Sr. 
Hw.  Herr  Konsistorialrath  Heinemann,  zu  diesem  Zwecke 
übertragen  werden,  in  so  fern  sie  nur  zum  Gebrauch 
der  Schule  anwendbar  sind,  als  Gesänge,  Gebete  u.  d.  g. 
nicht  aber  solche,  die  auch  zum  Privatgebrauche  oder 
Privatunterricht  benutzt  werden  können,  als  Verfertigung 


>)  Vorgeschlagen  am  10.  September  zum  Rabbineradjunkten  und 
Schullehrer.  Er  bezog  im  ganzen  250  Taler,  wovon  75  Taler,  später  100 
Taler  für  seine  Tätigkeit  als  Adjunkt  in  Anrechnuag  gebracht  wurden 

»)  Benlevi  und  Hanno  werden  am  17.  Sept.  1810  mit  dem  Be 
merken  vorgeschlagen,  daß  sie  schon  seit  geraumer  Zeit  das  Amt  ver 
walten.  Siehe  über  sie,  sowie  über  die  Lehrer  der  Schule  überhaupt 
die  beidenimAnhangmitgeteiltenTabellenvonlSlO  u.  1811. S.  126 u. 128, 

»)  Im  Stundenplan  vom  Winter  1813/14  figurieren  die  Namen 
Hammer,  Kleinschmidt,  Leo,  Reis,  Rosenzweig,  Salheim,  Wiegand 
und  Rosenbach.  Das  sind  also  8  Lehrer.  Ebensoviele  haben  1810  an 
der  Schule  fiingiert.  Siehe  S.  46  und  126,  128.  Daß  Rosenbach 
später  im  Hause  wohnte,  geht  aus  seinem  Schreiben  vom  20.  März 
1814  an  Heinemann  hervor.     S.  weiter   S.  63. 
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oder     uebersetzung     einer    Sprachlehre    oder    sonstige 
Werke,  zugleich  ohne  besondere  Entgeltung  übernimmt. < 
C  a  s  s  e  1,  den  9.  September  1810. 

Aaron    Rosen  bach^). 

Er  galt  als  feinsinniger  Hebraist  und  handhabte  die 
heilige  Sprache  in  Poesie  und  Prosa  mit  seltener  Meister- 
schaft. Offenbar  war  er  der  von  Wolf  Heidenheim  in  der 
Vorrede  zu  dem  Gebetbuch  mTi2  nctt^  mit  hoher  Achtung 
genannte  Freund  Aaron  in  Cassel,  dem  Heidenheim  wert- 
volle Anregungen  verdankte.  (Vgl.  auch  MS.  1909,  S.  362.) 
Im  V.  Jahrgang  der  »Sulamith«,  I.  Band  hebräische 
Beilage  S.  8  findet  sich  ein  von  ihm  verfaßter  Dialog 
zwischen  einem  Landwirt,  der  für  seine  fünf  Söhne  einen 
Hauslehrer  sucht,  und  einem  Lehrer.  Der  über  die  hohe 
Gehaltsforderung  von  100  Talern  ganz  entsetzte  Bauer  ruft 
außer  sich  vor  Staunen:  »Für  einen  solchen  ungeheuer- 
lichen Preis  kann  ich  ja  drei  Ochsen  kaufen.«  Das 
Scherzgedicht  mit  seiner  treffenden  Pointe,  das  in  dem 
Lehrerelend  seinen  tieftraurigen  Hintergrund  hat,  fällt,  wie 
es  scheint,  in  das  Jahr  1816.  Eine  schöne  Übersetzung 
eines  deutschen  Liedes  aus  der  von  Heinemann  1816 
herausgegebenen  Sammlung  religiöser  Gesänge*)  hat  er 
im  ].  Jahrgang  des  ebenfalls  von  Heinemann  edierten 
»Jedidja«  veröffentlicht.  Noch  vor  Büdinger  hielt  Rosen- 
bach in  der  »Humanität«,  einer  im  Jahre  1802  in  Cassel 
begründeten,  noch  heute  bestehenden  Vereinigung,  deutsche 
wie  iiebräische  Vorträge.  Einer  derselben  ist  unter  dem 
Titel  »'n  nnvi  r\V\  mi  über  die  Macht  des  Gewissens«  ver- 
öffentlicht').   1822  erschien    unter  dem  Titel  onr'  r\2'\2  ein 

')  Bibliothek  der  jüdischen  Gemeinde  Berlin,  Akten  betreffend 
die  israelitische  Konsistorialschule  zu  Cassel  Nr.  1. 

»)  S.  oben  S.  35  ff. 

»)  Rödelheim  1821  erschienen.  Die  Rede  ist  am  26.  Nissan 
des  gleichen  Jahres  gehalten  worden.  Das  Schriftchen  befindet 
sich  u.  A.  in  der  Casscler    Seminarbibliothek.     Am  Stiftungstage  der 

4* 
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längeres  hebräisches  Gedicht  zu  Ehren  Hamburgs  und  des 
neugewählten  Rabbiners  der  portugiesischen  Gemeinde  da- 
selbst, des  bekannten  Chacham  Bernays.  Sehr  ansprechende 
hebräische  Gedichte  von  ihm  finden  sich  in  dem  von  Rosen- 
bach herausgegebenen  hebräischen  Kalender^)  für  5585 
(1824/5)  und  5586  (1825/6).  Das  letztere  druckt  der  Kalender 
für  1838/9  wieder  ab.  Nach  Auflösung  des  Konsistoriums 
scheint  er  wie  sein  Kollege  Rosenzweig*)  in  Cassei  ver- 
blieben zu  sein').  Als  Seminar  und  Schule,  unter  den  Au- 
spizien des  hochverdienten  Redakteurs  der  Allgemeinen 
Zeitung,  Jakob  Pinhas,  im  Jahre  1824  ihre  Auferstehung 
feiern  durften,  da  bewarb  sich  neben  Moses  Büdinger  und 
anderen  auch  der  einstige  erste  Lehrer  der  Konsistorial- 
anstalt  um  eine  leitende  Stellung  an  dem  neuen  Institut*) 
und  erhielt  sie  zugleich  mit  Büdinger^).  Aber  der  neue 
Wirkungskreis  sollte  ihm  nur  drei  Jahre  vergönnt  sein.  Am 
23.  Oktober  1827    starb   er  im   Alter  von  58  Jahren«).     Er 

Chewra  Bickur  Cholim  u-Oemiluth  Chassadim,  8.  Thammus  1821, 
hatte  er  eine  deutsche  Rede  gehalten  und  auf  dieselbe  ein  hebräi- 
sches Schlußgebet  folgen  lassen.  Dieses  Schlußgebet  ist  dem  im 
Text  genannten  Vortrag  beigegeben. 

*)  D^rvS  nys.  Verfertigt  und  herausgegeben  von  A.  Rosen- 
bach, Cassei.  Hof-  und  Waisenhaus-Buchdruckerei.  Fürst  »Bibl.  Jud.c 
s.  V.  gibt  das  Jahr  5587  an. 

»)    Vgl.  weiters  S.  57. 

•)  Das  Adreßbuch  von  1819  verzeichnet  Rosenbach,  Schul- 
lehrer Carlshafcr-Straße  (die  jetzige  Kastenalsgasse)  Nr.  452. 

*)    S.  weiter. 

*)  An  Qehalt  erhielten  Rosenbach  wie  Büdinger  je  200  Taler. 
(Akten  der  Königlichen  Regierung  bierselbst.)  Büdinger  wird  erster  Leh- 
rer und  Inspektor,  Rosenbach  nur  erster  Lehrer  genannt. 

•)  Der  Todestag  ergibt  sich  aus  Büdingers  Gedächtnisrede 
auf  ihn.  (2.  Marcheschwan  5588.)  Siehe  auch  Bericht  des  Vorsteher- 
amtes an  die  Regierung  vom  16.  April  1828.  Stein  a.  a,  O.  S.  11 
und  Amram  a.  a.  O.  S.  23  haben  irrtümlich  den  28.  (statt  23.)  Oktober. 
Rosenbachs  Witwe  erhielt  eine  Unterstützung  von  20  Talern.  (Antrag 
des  Vorsteheramtes  bei  der  Regierung  vom  13.  Dezember  1827.)  Der 
Bericht  des  Vorsteheramtes    gibt    den    20.  Oktober  als  Sterbetag  an 
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hinterließ  eine  trauernde  Witwe.  Kinder  scheint  er  nicht 
gehabt  zu  haben.  Sein  berühmter  Amtsgenosse  rühmt 
ihn  in  seiner  Gedenkrede  als  einen  der  ersten  Prediger 
Deutschlands. 

Raphael  Hanno. 
Aus  dem  mit  Hanno  abgeschlossenen  Vertrage  geht 
hervor,  daß  dieser  des  Lateinischen  kundig  war  und  für 
den  Unterricht  in  dieser  Sprache  besonders  honoriert  werden 
sollte^),  ferner,  daß  ihm  der  Bibelunterricht  übertragen  war. 
In  dem  Verzeichnis  der  öffentlichen  Schulen  von  1810  wird 


Das  höchstseltene  Schriftchen  Büdingens  befindet  sich  im  Besitz  der 
Bibh'othek  des  jüd.  theol.  Seminars  in  Breslau.  Der  Titel  lautet  naT 
\-l3l  nenn  Rödelheim  1828.  Die  Tabelle  von  1811  gibt  an,  daß  R. 
keine  Kinder  hatte.  Der  Vater  Rosenbachs  hieß  Abraham  R.,  wie  wir 
der  Gedenkrede  entnehmen. 

')  »In  Folge  des  dem  unterzeichneten  Lehrer  Herrn  Raphael 
Hanno  ergangenen  Konsistorialreskripts,  d.  d.  September  1810,  in 
welchem  ihm  angewiesen  wurde,  den  Umfang  seiner  übernommenen 
Pflichten  von  mir,  dem  Konsistorial  Rathe  Heinemann,  zu  vernehmen; 
habe  ich  denselben  nicht  nur  mit  den  allgemeinen  Lehrerpflicbten, 
die  ihm  nächstens  gedruckt  zugestellt  werden  sollen,  bekannt  gemacht, 
sondern  auch  vorzüglich  dahin  verpflichtet,  daß  er  sowohl  seinen 
mir  bekannten  Unterrichts-Eifer  bei  den  übernommenen  und  ferner 
ihm  zu  Teil  werdenden  Unterrichtsstunden  und  Gegenständen  thätig 
fortsetze,  als  auch  durch  Beispiel  und  Lehre  die  Moralität  wie  durch 
den  Unterricht  in  der  Bibel  die  Religiosität  seiner  ihm  anvertrauten 
Jugend  zu  befördern  sich  eifrigst  angelegen  sein  lasse.  Unter  den 
ihm  zu  Theil  werdenden  Unterrichtsgegenständen  wird  jedoch  der 
lateinische  Sprachunterricht  nicht  Kontrakt  mäßig  verstanden, 
indem  ihm  dieser  besonders  bezahlt  werden  soll. 

Durch  eigenhändige  Unterschrift  obiges  beurkundet. 

Kassel,  den  23.  September  1810. 

R.  B.  Hanno.« 

(Akten  der  jüdischen  Gemeinde  Berlin,  betreffend  die  israeli- 
tische Konsistorialschule  zu  Cassel  Nr.  1).  Im  Verzeichnis  der  an  der 
Schule  wirkenden  Lehrer  vom  Jahre  1810  wird  seine  Dienstzeit  von 
Ostern  1810  ab  berechnet  und  sein  Einkommen  auf  236  Taler  an- 
gegeben. Das  »Tableau  der  öff.  Schulen t  ff.  von  1811  dagegen  ver- 
zeichnet für  ihn  ein  Gehalt  von  275  Talern.    S.   S.  126  ff. 
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sein  Alter  auf  erst  neunzehn  Jahre  angegeben.  Wie  lange 
Hanno  in  Cassel  wirkte,  wissen  wir  nicht.  Möghch,  daß  er 
von  dem  ihm  1811  erteilten  Urlaub  nicht  wieder  zurück- 
kehrte^). Im  Stundenplan  von  1813/1814  kommt  sein  Name 
wie  der  Benlevis  nicht  mehr  vor.  Unzweifelhaft  haben  wir 
aber  hier  eine  der  bedeutendsten  Persönlichkeiten  aus  den 
Heidelberger  Universitätskreisen  des  vorigen  Jahrhunderts 
vor  uns,  nämlich  den  1791  zu  Hanau  geborenen,  zum 
Christentum  übergetretenen  und  von  1824  bis  zu  seinem 
1871  erfolgten  Tode  als  Professor  der  orientalischen  Sprachen, 
Schriftsteller  und  Dichter  in  Heidelberg  tätigen  R.  H.^) 

Moses  Jacob  Benlevi, 
Die  von  dem  dritten  ordentlichen  Lehrer  unterzeich- 
nete Erklärung*)  ergibt,  daß  ihm  die  Aufsicht  im  Schul- 
hause, sowie  über  die  Freischüler  und  deren  Unterhalt  zu- 
gewiesen war*).  Benlevi  war  32  Jahre  alt,  als  das  Konsi- 
storium 1810  an  den  Maire  von  Cassel  über  die  Schule  zu 


^)  Am  18.  März  1811  bewilligte  ihm  das  Konsistorium  mit 
mlüisterieller  Oenehmigung  einen  Urlaub  zur  Teilnahme  an  der  Be- 
erdigung seines  Vaters  nach  Offenbach  a/M. 

•)  Über  H.  in  Heidelberg  siehe  »Auswahl  aus  hinterlassenen 
Schriften  R.  H.'st,  Jcaa  1876,  Vorwort. 

*)  »In  Folge  des  dem  Lehrer  Herrn  Moses  Jacob  Benlevi  er- 
gangenen Konsistorial-Reskripts,  d.  d.  Febr.  1810,  in  welchem  derselbe 
angewiesen  wurde,  das  seine  Funktionen  betreffende  von  mir,  dem 
Konsistorial  Rath  Heinemann,  zu  vernehmen  ;  habe  ich  denselben  bis 
zur  Erscheinung  der  Lehrerpflichten  vorläufig  mündlich  damit  bekannt 
gemacht,  ihn  aber  zugleich  verpflichtet:  daß  er  nicht  nur  die  mit  und 
während  der  Ausübung  des  Lehreramts  verbundenen  und  ihm  ob- 
liegenden Pflichten  gehörig  erfüllen,  sondern  auch  bereit  sein  müsse, 
diejenigen  Lehrstunden,  die  ihm  etwa  noch  zugedacht  werden 
könnten,  zu  übernehmen  ;  ferner  sich  aller  Geschäfte  zu  unterziehen, 
die  das  Lokal  der  Schule,  ihre  Ökonomie  und  Anordnungen  in 
derselben  betreffen,  sie  mögen  den  Unterricht,  das  Gebet  oder  auch 
die  Schüler  angehen;  nicht  minder  aber  solcher  Geschäfte,  die  die 
anhero  Berufenen  (sie)  Frei-Schüler  welche  zugleich  freien  Unter- 
halt bekommen,  vorzüglich  betreffen. 
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berichten  hatte.  Wie  bei  Rosenbach  wird  seine  Dienst- 
zeit vom  August  1809  an  berechnet  und  sein  Gehalt  dem 
des  ersten  Lehrers  gleichgestellt.  Verheiratet  war  er  1811 
noch  nicht.  Daß  er  1812  noch  in  C.  weilte,  ergibt  sich 
vielleicht  aus  dem  von  ihm  für  5572  herausgegebenen  hebräi- 
schen Kalender,  an  dessen  Schluß  er  Pensionäre  sucht. 
Wie  die  Annonce  zeigt,  unterrichtete  er  auch  am  Seminar. 
1813  erscheint  er  als  öffentlicher  Lehrer  an  der  Hildesheimer 
Volksschule.  (Siehe  seinen  Kalender  für  1813, 1814  und  1829.) 
1833  erschien  von  ihm  ein  hebräisch-deutsches  Wörterbuch 


Die  übrigen  Lehrer  an  der  Schale  zn  Cassel^). 

Außer  diesen  drei  »Angestellten«*)  figurieren  als  '»pri- 
vate« 1810  noch  fünf  Lehrer,  nämlich  Gumpaert  Noa  A  1- 
bergi),     Bechtel^),    Praeger»),    Pinhas    Leo^).      1811 


Die  Erfüllung  der  vorstehenden  Verbindlichkeiten  hat  derselbe 
durch  seine  eigenhändige  Unterschrift  beurkundet. 
Kassel,  den  23.  September  1810. 

Moses  Jacob  Benlevi.c 

«)  Vgl.  S.  126.  Alberg  (Allberg)  war  1810  19  Jahre  alt, 
stand  also  im  gleichen  Alter  mit  Hanno.  August  1810  war  er  als 
»privater«  Lehrer  mit  36  Thalern  Gehalt  aHgestellt  worden.  Das  Oehalt 
wurde  1811  auf  50  Taler  erhöh;.  Einen  Rechenlehrer  Alienberg  nennt 
das  Adreßbuch  von  1819  und  1828.  Siehe  auch  alte  Akten  der  Casseler 
Israel.  Gemeinde,  betreffend  Lehrer,  von  1820. 

*)  B  e  c  h  t  e  1  war  Kantor  an  der  Brüderkirche.  Siehe  über  ihn 
Otto  »Das  evangelische  Schullehrer-Seminar  zu  Homberg«  S.  17  ff., 
sowie  Weber  »Geschichte  der  städtischen  Gelehrtenschule«  S.  340. 
Staatsrat  Leist,  der  Generaldirektor  des  Schulwesens  im  Königreich, 
ernannte  ihn  1812  zum  Rechnungsführer  der  von  Leist  neu  begrün- 
deten Schulen.  Siehe  städtisches  Archiv  zu  Cassel  »Erlaß  an  den 
Maire«  vom  9.  September  1812.  M.  1100.  Im  gleichen  Jahre  wurde 
er  Lehrer  am  Casseler  Landschullehrer-Seminar.  Vielleicht  vcranlaßte 
die  mit  beiden  Ämtern  verbundene  Mehrarbeit  sein  Ausscheiden 
aus  seinem  Amte  an  der  israelitischen  Schale. 

»)    Über  Praeger,  der  1810  als  34jährlger  mit  einem  Gehalt 
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wird  Praeger  nicht  mehr  genannt.  Auf  dem  Stundenplan 
von  1813/14  figurieren  außer  Rosenbach  und  Leo  noch 
Hammer^),   Kleinschmidt'),   Reis'),    Samuel  Bernhard*),   Ro- 

von  75  Talern  fungierte,  sowie  über  »Pinbas  Leo,  Mablerc  habe 
ich  fast  nichts  finden  können.  Praeger  kommt  in  dem  Tableau  von 
1811  nicht  mehr  vor,  kann  also  nur  ganz  vorübergehend  an  der 
Schule  gewirkt  haben.  Leo  dagegen  ist  außer  Rosenbach  der  einzige 
von  allen  Lehrern,  der  von  August  1809  ab  bis  zuletzt  an  der  Schale 
tätig  war.  Er  bezog  ein  Qehalt  von  60  Thalern  und  stand  1810  in 
einem  Alter  von  52  Jahren.  Vermutlich  ist  er  mit  dem  bekannten 
Hofminiaturmaler  Salomo  Pinhas  identisch,  (Briefliche  Mitteilung  von 
E.  Lemberger-Charlottenburg.)  S.  Pinhas  Geburtsjahr  war  bisher  nicl.t 
bekannt.  (Vgl.  Hessisches  Qelehrtenlexikon  s.  v.)  Nach  Obigem  wäre 
er  1758  geboren.  Er  starb  1837  zu  Cassel. 

^)  Hammer  war  Lehrer  des  Französischen  an  der  Bürger- 
schale.  Siehe  Knabe  »Vorgeschichte  der  Oberrealschule«  S.  28,  30.  43, 
sowie  Weber  »Geschichte  der  Gelehrtenschulet  S.  377.  Er  erteilte  in 
Klasse  I  3  Stunden  Französisch. 

')  Kleinschmidt  erteilte  3  Stunden  Rechnen,  2  Geschichte 
und  Geographie,  1  Naturgeschichte  =  6  Stunden  in  I.  Ein  Karl  Klein- 
schmidt, vielleicht  derselbe  wie  hier,  unterhielt  1810  eine  lutherische 
Knaben-Privalschule  in  der  Altstadt  von  Cassel.  S.  Mitteilungen 
der  Gesellschaft  für  deutsche  Erziehungs-  und  Schulgeschichte,  ed. 
Kehrbach,  Jahrgang  1903,  S.  208. 

•)  Reis  erteilte  3  Stunden  Französisch,  3  gemeinnützige 
Kenntnisse,  2  Stunden  deutsche  Sprache,  4  Pentateuch,  3  biblische 
Geschichte,  1  Stunde  hebräische  Sprache  und  1  Stunde  Geistes- 
übungen und  deutsche  Sprache  =:  17  Stunden  in  Klasse  II.  In 
Klasse  III  hatte  er  11  Stunden.  S.  unten   S.  57. 

*)  Samuel  Bernhard  stand  1810  im  Alter  von  31  Jahren  und 
bezog  ein  Einkommen  von  75  Talern,  das  1811  auf  81  Taler  stieg. 
Ans  uns  unbekannten  Gründen  muß  er,  der  seit  Eröffnung  der  An- 
stalt als  der  einzige  Hilfslehrer  außer  Bechtel  und  Leo  an  ihr  tätig 
war,  die  Schule  schon  bald  verlassen  haben.  Denn  der  Stundenplan 
von  1813/14  nennt  ihn  nicht  mehr.  Mit  Rosenbach  zugleich  bewirbt 
er  sich  1824  um  eine  Anstellung  als  »öffentlicher  Lehrert,  bezieht 
sich  aber  eigentümlicher  Weise  nicht,  wie  es  Rosenbach  tut,  auf 
seine  frühere  Wirksamkeit  an  der  Konsistorialschule,  sondern  auf 
Privatunterricht  In  angesehenen  christlichen  Familien.  Er  hat  die 
Konfirmation    des    Sohnes    des  Vorstehers    Rieberg  vollzogen,    über 
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senzweig^),  Salheim^)  und  Wiegand').  Reis  mit  28  und 
Salheim  mit  14  Unterrichtsstunden  waren,  wie  es  scheint, 
Hannos  und  Benlevis  Nachfolger  geworden.  Auch  Rosenbach 
hatte  nach  dem  Plan  nur  eine  verhähnismäßig  geringe  Stunden- 
zahl zu  erteilen.  Der  Rektor  des  Casseler  Friedrichs- Gym- 
nasiums hatte  um  die  gleiche  Zeit  mindestens  18  Stunden, 
die  Lehrer  bis  30  Stunden  zu  erteilen.  Siehe  Weber  a.  a.  O. 
S.  304.  Diese  geringe  Stundenzahl  für,  wie  ich  an- 
nehme, ordentliche  Lehrer  muß  auffallen  und  berechtigt 
uns  zu  der  bereits  ausgesprochenen  Vermutung,  daß  sie 
außer  in  der  Schule  auch  am  Seminar  Unterricht   gaben.*) 


welche  in  der  Allgemeinen  Casseler  Zeitung  vom  10.  März  1822  eine 
Notiz  erschienen  ist,  die  er  seinem  AnStellungsgesuche  beilegt.  Er 
wurde  in  der  Tat  angestellt  und  für  eine  Vergütung  von  96  Talrrn 
zu  14  Stunden  Schreib-  und  Rechenunterricht  verpflichtet.  (Acta  der 
Regierung  zu  Niederhessen.) 

^)  Isak  Rosenzweig  war  nach  Auflösung  der  Schule  und  des 
Seminars  Destillateur  in  Cassel  und  ist  der  Begründer  des  weitbe- 
kannten Handlungshauses  Rosenzweig  &  Baumann  hier  gewor- 
den. Nach  dem  Stundenplan  von  1813/14  erteilte  er  nur  Scbreib- 
unterricht  (3  Stunden  Schreiben  in  der  kombinierten  ersten  und 
zweiten  Klasse  und  außerdem  4  Stunden  in  der  letzteren  allein.) 
Nach  dem  Tode  Roserbachs  übernahm  er  den  rabbinischen  und 
hebräischen  Unterricht  am  Seminar.  1819  wohnte  er  an  der  Fulda- 
brücke Nr.  640  (Casseler  Adreßbuch  von  1819).  Während  er  hier 
noch  als  Lehrer  bezeichnet  wird,  führt  das  nächstälteste  Adreßbuch 
von  1822  »Rosenzweig,  Destillateur,  Hohenthorstraße  481»  auf.  Er 
war  1785  zu  Inowrazlaw  geboren  und  starb  am  22.  Juni  1835  zu 
Cassel,  wie  sich  aus  der  Grabschrift  ergibt. 

*)  Salheim  erteilte  drei  Stunden  Französisch,  6  Schreiben, 
5  Deutsch  =  14  Stunden  in  Klasse  III. 

')  Wiegand  ist  wohl  identisch  mit  dem  gleichnamigen 
Lehrer  am  Landschullehrerseminar,  welcher  in  Cassel  von  1799—1813 
dieses  Amt  inne  hatte  und  bereits  am  4.  Sept.  1813  starb.  Siehe  Otto, 
»Das  evangelische  Schullehrerseminar  zu  Homberg»,    Homberg  1885 

1  S.  11.  18.  19.  Weber  »Geschichte  der  städtischen  Gelehrtenschule 
zu  Cassel«  S.  339.  Er  erteilte  3  Stunden  deutsche  Sprache  in  Klasse  I, 

2  Standen  Singen  in  den  kombinierten  3  Schulklassen.  Cf.  S.  55. 

*)  Bei  Benlevi. 
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Außer  diesen  Lehrkräften  gab  der  eigentliche  Leiter  Kon- 
sistorialrat  Heinemann  unentgeltHch  einige  Stunden  ^n  der 
Schule»). 

Die  Lebnrerfassang  der  Schale. 

Die  Lehrfächer  werden  in  der  Bekanntmachung  des 
Konsistoriums  vom  T.Juli  1809*),  sowie  in  dem  Verzeichnis 
vom  ISIO'-O  angeführt.  Etwas  mehr  erfahren  wir  aus  dem 
Stundenplan  von  1813/14,  Der  Löwenanteil  an  den  Stunden 
entfiel  auf  das  Hebräische,  das  mit  Stunden  außerordentlich 
reich  bedacht  ist^).  In  dieser  Schöpfung  des  Königreichs 
Westphalen  durfte  selbstredend  auch  das  Französische  nicht 
fehlen,  dem  indessen  nur  eine  mäßige  Stundenzahl  zuge- 
wiesen ward*).  Im  Sinne  der  Philanthropen  sind  die  Realien 
mit  einer  nicht  unerheblichen  Zahl  von  Stunden  bedacht'). 
An  philanthropische  Einflüsse  erinnern  auch  die  »Oeistes- 
übungenc*). 

Im  Ganzen  läßt  der  Plan  einen  recht  günstigen  Rück- 
schluß auf  den  Stand  der  Schule  zu.  Der  Plan  der  Casseler 

')  S.  oben  S.  34  f. 

•)  Vgl.  oben  S.  43.  Über  die  Bekanntmachung  vom  7.  Juli 
18C9  8.  S.  123.     Das  Tabieau    von  1811  ebenfalls  im  Anhang    S.  J28. 

•)  12  Stunden  in  Klasse  I,  5  in  Klasse  II,  6  in  Klasse  III. 
Auch  die  Religionsstunden  sind  in  gewisser  Hinsicht  mit  hinzu  zu 
rechnen:  Religion  und  Moral  2  Stunden  in  der  kombinierten  I.  und 
II.  Klasse;  Biblische  Geschichte  1  Stunde  in  Klasse  I,  3  Stunden  in 
Klasse  II,  1  Stunde  in  Klasse  III.  Biblische  Geschichte  und  Sitten- 
lehre 2  Stunden  in  III. 

*)  Vgl.  Thimme  a.  a.  O.  Bd.  II,  S.  259.  Der  Unterricht  im 
Französischen  wurde  weit  weniger  in  den  Vordergrund  gedrängt, 
als  wir  von  der  westphälischea  Herrschaft  anzunehmen  geneigt  sind. 
Auch  in  der  Casseler  Schule    ist    die  Stundenzahl    eine  bescheidene. 

^)  Geschichte  und  Geographie  2  Stunden  in  Klasse  I,  ebenso 
viele  Stunden  in  der  gleichen  Klasse  Naturgeschichte,  gemeinnützige 
Kenntnisse  3  Stunden  in  Klasse  II,  Volksnaturlehre  1  Stunde  in 
Klasse  I,  Qeistesübungen  1  Stunde  in  Klasse  II. 
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israelitischen  Schule  geht  über  den  Rahmen  einer  damah'gen 
Volksschule  weit  hinaus  und  scheint  im  wesenthchen  dem 
der  um  jene  Zeit  begründeten  Realanstalt  zu  entsprechen*), 
wenn  sich  auch  eine  Vergleichung  im  einzelnen  bei  den 
äußerst  dürftigen  Angaben  als  unmöglich  erweist.  Selbst 
Lateinisch  wurde  gelehrt,  wenn  auch  nur  als  fakultatives 
Fach^'). 


')  In  den  hannoverschen  Elementarschulen  waren  Lesen  und 
Religion  Hauptunterrichtsgegenstände.  »Schreiben  und  Rechnen  wur- 
den weniger  betrieben,  Geschichte,  Erdkunde  und  Naturlehre  nur 
nebenher  und  in  vielen  Schulen  überhaupt  nicht. €  Siehe  Thimme, 
»Die  inneren  Zustände  des  Kurfürstentums  Hannoverc  Bd.  II,  Han- 
nover 1895,  S.  261. 

')  Siehe  oben  bei  Hanno  S.  53.  In  der  uns  erhaltenen 
Schulgeldliste  findet  sich  bei  dem  Namen  Leo  die  Bemerkung  »be- 
zahlt nur  fÜHf  Groschen  wöchentlich,  weil  sein  Sohn  kein  Latein 
mehr  lernte.  S.  S.  67.  In  dem  Tableau  wird  ebenfalls  das  Latei- 
nische als  Unterrichtsgegenstand  genannt.  Vgl.  weiter  S.  128. 
Dagegen  figuriert  es  in  der  Verfügung  vom  7. Juli  1809  noch  nicht 
(vgl.  S.  123)  und  wird  in  dem  Stundenplan  von  1813/14  nicht  mehr 
erwähnt. 
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Aus  dem  Stundenplane  läßt  sich  folgendes  Verzeiciinis  der 
Lehrstunden    nach    Fächern  und  Klassen  zusammenstellen. 


I. 

II. 

III. 

l.u.  II. 
komb 

1,11. 

III. 
komb. 

Religion  und  Moral.    Anslandslehre 

2 



Biblische  Geschichte 

1 

3 

1 

Biblische  Geschichte  und  Sittenlehre 

2 

Pentateuch 

4 

4 

Propheten 

3 



Ketubim 

1 
3 

Hebräische  Sprache 

1 

Hebräisch 

6 

Deutsche  Sprache 

3 

2 

Geistesübungen  u.  deutsche  Sprache 

1 

Deutsch 

5 

Französisch 

3 

3 

3 

Rechnen 

3 

3 

2 

Geschichte  und  Geographie    .     .    . 

2 



Naturgeschichte 

1 

Volksnaturiehre  u.  Briefstylübnngen 

1 

Gemeinnützige  Kenntnisse  .... 

3 

Schreiben    

4 

3 

Zeichnen 

2 

Gesang 

2 
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Die  Bibliothek. 

Mit  der  Schule  war  auch  eine  Bibhothek  verbunden, 
von  deren  früherem  Umfang  wir  uns,  da  unsere  Nachrichten 
darüber  aus  der  Zeit  des  Zusammenbruchs  stammen,  wohl 
kein  zutreffendes  Bild  mehr  machen  können.  Denn  von 
den  Büchern  wird  wohl  auch  gelten,  was  Heinemann  von 
den  dem  Konsistorium  gehörigen  Gegenständen  im  allge- 
meinen sagt:  »Vieles  ist  gänzlich  abhanden  gekommen 
oder  ruiniert  und  ohne  allen  Wert«.  Es  sind  außer  hebräi- 
schen, deutschen  und  lateinischen  Büchern^)  auch  16  Land- 
karten, eine  Partie  >alter  Karten  in  zwei  Bänden«  (Atlanten) 
»eine  Parthie  Zeichnungen,  so  beim  Unterricht  gebraucht 
wurden«,  sowie  ein  Protokoll  —  und  ein  Notenbuch. 
Heinemann,  der  sich  in  einem  Schreiben  vom  23.  Februar 
1814  bitter  über  Rosenbach  beschwert,  behauptet,  dieser 
gebe  vor,  keine  Kenntnis  von  den  Büchern  zu  haben  und 
wolle  sie  nicht  taxieren.  Er  nimmt  die  Abschätzung 
deshalb     selbst     vor    und    bewertet     sie     mit    2.4  Talern. 


')  Folgende  werden  genannt:  (Bibliothek  der  jüdischen  Ge- 
meinde Berlin  a.  a.  O  )  Campe  »Sittenbüchlein«  (der  volle  Titel  lautet : 
»Sittenbüchlein  für  Kinder  aus  gesitteten  Ständen«).  —  Stein  »Geo- 
graphie«. --  Stein  ^ Kleine  Geographie«  (Leipzig  1808  erschienen).  — 
Stein  »Geogr.  nach  Naturgränzen«.  —  Bredow  »kleine  Weltge- 
schichte«. —  »Vorbereitung  zur  Weltgeschichte«,  (von  Schlözer; 
anonym  erschienen).  —  Schröckh  »Weltgeschichte«  4  Bde.  —  Deutsches 
Handwörterbuch.  —  Hausagiert  »Schulatlas«.  —  Tillich  »Rechenbuch« 
(Leipzig  1806  erschienen).  -  Funke  »1er  Leitfaden«,  (»zum  Unter- 
richt seiner  technologischen  Naturgeschichte«).  —  Fabri  »Abriß«  (der 
Geographie).  —  Weland  »Sittenlehre«  (durch  Beispiele  aus  der  Welt- 
geschichteerläutert).— Hartung»d(eutsche)  Sprachlehre«.  — Splittgerber 
»d(eutsche)  Sprachlehre«.  —  Klaudius  »Briefsteller«  (Karl  Klaudius).  — 
Vorübungen  Nr.  3,  4.  —  Haas  >K1.  Dictionnaire».  —  Mozin  »Gramm.« 
(nouvelle  Grammaire  allemande-fran^aise).  —  Neidinger  »Gramm.«  - 
Gedike  »Chrestomathie«.  —  Janker  »Tabellen«  (»uncomplett«).  — 
»Elemens  de  la  Gramm,  latine«.  —  Wenk  »lat.  Gramm."  —  Gedike 
»lat.  Lesebuch«.  —  Hoffmann  »Naturlehre«.  —  Hclmuths  »Volks- 
naturlehre«.  —  Baumgarten  »Vorlegeblätter«  (»uncomplett«). 
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Am  27.  Februar  1814  schreibt  dann  Heinemann  an   Rosen- 

bach^): 

»Ich  habe  heute  Ihr  mir  gegebenes  Verzeichnis 
der  in  der  Schule  vorrätigen  Bücher  etc.  dem  Konsisto- 
rium übergeben  und  gestehe,  daß  ich  die  Nachlässig- 
keit, mit  welcher  man  die  Schulbibliothek  frequentierte 
—  welche  darin  fühlbar  wird,  indem  eine  bedeutende 
Anzahl  Bücher,  selbst  der  von  mir  der  Schule  geschenkte 
Globus,  gänzlich  fehlen,  fast  unverzeihlich  finde.  Ich  er- 
suche Sie  aber,  nachzusehen,  ob  vielleicht  hier  und  da 
noch  Bücher  stecken,  besonders  aber  bei  den  Herren 
Konsistorial-Räthen  Berlin  und  Steinhardt,  sowie  bei 
Herrn  Rosenzweig  anfragen  zu  lassen,  ob  bei  ihnen 
einzelne  Teile  des  (unleserlich)  befindlich  sind  ?  und 
mir  gefälligst  hierunter  das  Resultat  Ihrer  Bemühungen 
anzuzeigen. 

Kassel,  den  27.  Februar  1814. 

He  ine  mann«. 

An  Herrn  Lehrer  Rosenbach 

in  Kassel. 

Darauf  antwortet  Rosenbach,  offenbar  gekränkt : 

»Da  ich  nie,  bevor  die  Schule  in  des  H.  (Herrn) 
Rosengart  Haus  verlegt  wurde,  eine  Aufsicht  über  irgend 
ein  Buch  gehabt  habe,  so  weiß  ich  auch  nicht,  was 
vorher  davon  abhanden  gekommen.  Solange  aber  die 
Schule  in  besagtem  Hause  war,  ist  nicht  das  Mindeste 
weggekommen.  Indessen  habe  ich  bey  den  von  Ihnen 
angegebenen  drey  Herren  mich  genau  erkundiget,  aber 
niemand  will  was  davon  wissen. 

Gas  sei,  den  20.  März  1814. 

A.  Ro  senbach.« 


')    Bibliothek    der   jüdischen  Oemeinde  Berlin  a.  a.  O.  Nr.  26. 
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Die  Erziehnngsanstalt. 

Nr.  21  der  Berliner  Akten  enthält  eine  detaillierte  Rech- 
nung von  G,  J.  Rieberg  für  die  »Consistorial-Erziehungs- 
Anstalt«  für  das  Jahr  1813^).  Vermutlich  handelt  es  sich  bei 
dieser  »Erziehungsanstalt«  um  in  Familien  untergebrachte  aus- 
wärtige oder  einheimische  arme  Zöglinge  der  Casseler 
Schule,  sowie  um  Lehrlinge.  1810  soll  Benlevi 
diejenigei;  Geschäfte  übernehmen,  welche  »die  anhero  Be- 
rufenen Freischüler,  welche  zugleich  freien  Unterhalt  be- 
kommen, vorzüglich  angehen«.  In  dem  Stundenplan  von 
1813/14  erteilt  Rosenbach  am  Sonnabend  eine  biblische 
Geschichtsstunde  für  die  Lehrknaben.  Bei  Unterbringung 
von  etwa  25  Knaben  von  den  seinerzeit  ausgelosten  50  in 
Seesen  und  Wolfenbüttel  (?)  blieben  noch  ungefähr  eben- 
soviele  nicht  in  Cassel  beheimatete  Schüler  der  israelitischen 
Konsistorialanstalt  zurück,  für  deren  Unterhalt  gesorgt 
werden  mußte*).  Nach  dem  Wortlaut  in  Benlevis  Instruk- 
tion könnte  es  scheinen,  als  ob  man  für  diese  Freischüler 
ein  gemeinschaftliches  Internat  mit  eigener  Ökonomie  be- 
gründet hätte.  Indessen  finden  sich  keine  weiteren  Anhalts- 
punkte für  eine  solche  Auffassung.  Aus  der  späteren  Zeit 
wissen  wir  mit  Bestimmtheit,  daß  die  Zöglinge  der  >Con- 
sistorial-Erziehungs-Anstalt«  in  Familien  untergebracht  und 
verpflegt  wurden.  Das  Konsistorium  stellte  die  Betten,  für 
die  eine  Kaution  hinterlegt  werden  mußte'),     bezahlte  das 


»)    Bibl.  d.  jüd.  Gemeinde  Berlin  a.  a.  O.  Nr.  21. 

•)    Vergleiche  oben  S.  45  ff. 

*)  Für  2  Betten  betrug  die  Kaution,  die  Abraham  Adler  zu 
hinterlegen  hatte,  16  Taler.  Betten  waren  ferner  untergebracht  am 
31.  Dezember  1813  bei  Qoldstücker  2  Betten  für  Aschburg  und 
Mückenbein,  bei  Rosenbach  ebenfalls  2  für  Reis  und  Emmerich. 
(Akten  der  jüdischen  Gemeinde  Berlin  über  die  israelitische  Kon- 
sistorialschule  Nr.  12.)  Nach  Nr.  15  war  bei  Rosenbach  außer  Reis 
und  Emmerich  noch  Oppenheim  uatergebracht. 
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Pensionsgeld^)  und  lieferte  die  gesamte  Kleidung^).  Auch 
an  ärztiiciier  Pflege  fehlte  es  nicht').  Einer  der  Haupt- 
lieferanten war  der  Oroßkaufmann  G.  J.  Rieberg,  der  die 
Schule  mit  Holz  und  die  Schüler  mit  allerlei  Kleidungs- 
stücken versah*).    Das  ausführende  Organ  des  Konsistori- 


*)  Die  Pension  für  Neuhaus  betrug  für  Septembe/  1813  vier 
Taler,  (Akten  Berlin  a.  a.  O.  Nr.  23,  Quittung  von  Abraham  Ad!er 
über  20  Taler,  nämlich  4  Taler  Pension  und  16  Taler  Kaution 
auf  2  Betten.  Er  hat  das  Geld  von  Heinemann  erhalten.) 

')  Rückständige  Schulden  des  Konsistoriums  in  Kassel.  Es 
wird  eine  Aufstellung  der  Pensionen  und  Kautionen  gegeben.  Pen- 
sionsgelder haben  zu  fordern:  Adler,  Canelius,  Qoldstückcr,  Witwe 
Roser bach,  Sichel,  Treff,  Weinstein.  Als  Lieferanten  haben  Beträge 
zu  f  Ol  dem:  Schneider  Höfer,  die  Schuhmacher  Götz,  Koch, 
Wagener  und  Schröder,  die  Kauf  m  annsfirma  Herzog  und  Jädeae, 
der  Kaufmann  G.  J.  Rieberg,  die  Buchbinder  Löffler  und 
Wagener,  der  Hutmacher  Meyer,  der  Sattler  Lack.  Es  werden 
ferner  genannt:  der  O  berchi  .'■  u  r  g  Kirchmayer,  ein  recht  rabiater 
Gläubiger  (siehe  S.  81),  der  Apotheker  und  der  Pedell. 
Auf  die  Rechnungen  sind  Abzahlungen  bereits  geleistet.  (Akten 
Berlin  a.  a.  O.  Nr.  22.)  Bezüglich  der  Schuhbekleidung  der  Zöglinge 
bestand  eine  Abmachung  mit  Schuhmachermeister  Götz.  Götz  erhielt 
für  jedes  Paar  der  »den  Konsistorialzöglingen  nötigen  Schuhec 
3}  Albus.  Für  Reparaturen  erhält  er  bei  wenigstens  15  Zöglingea 
pro  Zögling  1  Taler  jährlich  und  mindestens  im  g<;nzen  15  Taler 
jährlichen  Ausbesserungslohn. 

»)    Siehe  vorige  Anmerkung. 

*)  Siehe  über  Rieberg  S.  82  ff.,  Nr.  21  der  Berliner  Akten 
»Rechnung  von  G.  J.  Rieberg  für  die  Consistoriai  -  Erziehungs- 
Anstalt«  für  das  Jahr  1813.  Es  werden  aufgezählt:  Halstücher, 
Taschentücher,  Hemden,  Strümpfe  für  die  Zöglinge  Aschburg,  Ca- 
nelius, Brinkmann,  Blumenkron,  Falkenberg,  Grünthal,  Hammerschlag, 
Neuhaus,  Isenstein,  Rosenbaum,  Lautmann,  Silberschmidt,  Plaut, 
Nelky,  Stern,  Steinberg.  Der  Betrag  lautet  auf  71  Taler,  7  Groschen, 
S  Pfennige  für  die  Zeit  von  Januar  bis  September.  A.  a.  O.  Nr.  20  »Nota 
an  Holz  geliefert  für  Königl.  Westphäl.  Konsistorial  Scbuhie  pro  1513. 
1813  18.  Januar  1  Klafter  Holz  mit  Fuhrlohn  9  Thlr.  16  Gr. 
1.  Februar  1  dilto  9      »      12     » 

10.  März  V,  dilto  in  der  Schule  4  Thlr.  18  Gr. 

11.  März  Vi  dilto  im  Bureau  4  Thlr.  18  Gr. 

Lazarus.  ^ 
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ums  scheint,  wie  in  anderer  Hinsicht,  auch  hier  Heinemann 
gewesen  zu  sein.  Wir  besitzen  noch  eine  Anzahl  Dank- 
schreiben, aus  denen  sich  ergibt,  daß  er  auch  bei  der  Für- 
sorge für  die  Lehrlinge  der  Dezernent  der  Behörde  offen- 
bar war^).  Ein  uns  noch  erhaltener  Lehrlingsvertrag  ist 
von  Heinemann  abgeschlossen').  Die  Lehrzeit  sollte  drei 
Jahre  dauern.  Der  Lehrling  hatte  Sabbat  und  Festtage  frei 
und  mußte  täglich  von  11 — 12  Uhr,  außer  Freitags,  sowie 
Sonntag  von  2 — 3  Uhr  die  Schule  besuchen').  Das  Lehr- 
geld betrug  25  Taler').  Ob  die  Lehrlinge  ebenfalls  in  der 
Erziehungsanstalt  versorgt  wurden,  ist  zwar  nicht  bestimmt 
festzustellen,  aber  wahrscheinlich. 

Das  Schalgeld. 

Aus  dem  Nachlasse  von  Dr.  Neumann  ist  uns  eine 
sehr  interessante  Schulgeldliste  erhalten,  die  schon  insofern 
ein  merkwürdiges  Dokument  ist,  als  sie  uns  wohl  die  meisten 
angesehenen  Familien  des  damaligen  Cassel  aufführt*). 
Manche  dieser  Familien  sind  noch  heute  hier  ansässig. 
Soviel  geht  aus  der  Liste  hervor,  daß  Kinder  der  besseren 
Familien  die  Schule  besuchten,  wenn  auch  natürlich  viele 
ihre  Kinder  in  die  christlichen  Schulen,  besonders  wohl 
das  Lyzeum,  das  heutige  Friedrichs-Gymnasium,  schickten'). 

•)  Akten  Gem.  Berlin  Nr.  28  Brief  von  Saiomon  Grünthal  mit 
der  Überschrift:  »Wohigebohrner  Herr  Konsistorialrathc  und  dem 
Datum:  Bielefeld  den  17.  Mai  1814.  Der  Brief  ist  von  Dankbarlceit 
erfüllt  und  jedenfalls  an  Heinemann  gerichtet.  A.  a.  O.  Nr.  2Q  Brief 
von  K.  Silberschmidt  an  denselben  vom  14.  Juny  1814  aus  Stadt- 
lengsfeld. A.  a.  O.  Nr.  30  Brief  von  Schullehrer  Wolf  Mößler  in 
Stadtlengsfeld  an  Heinemann  vom  4.  Juli  1814.  Heinemann  hat  für 
ihn  das  Lehrgeld    bezahlt,    jedenfalls    im  Auftrag  des  Konsistoriums. 

*)  Heinemann  wohnte  damals  Martinistraße  212.  (Oberste  Gasse.) 

*)    Gem.  Berlin  a.  a.  O. 

*)  In  der  Liste  kommen  vor  z.  B.  Arnthal,  Adler,  Gold- 
schmidt, Hofa,  Hornthal,  Katzenstein,  Leviseur,  Lindenfeld,  Mosen- 
thal,  Sichel,  Philipson,  Hornstein,  Büding. 

•)    Das  läßt    sich    wohl    daraus    schließen,    daß    der  General- 
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Heinemann  hatte  aus  Cassel  eine  größere  Anzahl  von  Akten 
mit<?enommen,  und  von  ihm  stammen  wohl  die  durch 
Dr.  Neumann  der  Berliner  Gemeinde  zugewiesenen  Akten- 
stücke^). Das  Schulgeld  wurde  wöchentlich  erhoben  mit 
einem  Aufschlag  für  das  fakultative  Lateinisch*).  Die  Höhe 
der  jährlich  pro  Kind  gezahlten  Beträge  schwankt  zwischen 
zehn  und  drei  Talern.  Es  ist  anzunehmen,  daß  für  die 
Schulgelderhebung  ein  ähnliches  Verfahren,  wie  für  die 
Vermögenssteuer-Veranlagung  bestand-^).   Die  Beamten  wur- 

direktor  Leist  das  Konsistorium  zu  einem  Beitrag  für  das  Lyzeum 
heranzuziehen  suchte.  Siehe  Weber  a,  a.  O.  S.  379.  In  den  aller- 
dings nur  sehr  lückenhaft  erhaltenen  Lyzeaischülerlisten  habe  ich 
freilich  nur  wenige  jüd.  Schüler  erwähnt  gefunden.  So  Josef  Leviseur, 
Salomo  Oustorf,  Jacob  Meyerstein,  deren  Väter  als  Handelsleute 
jüd.  Religion  bezeichnet  werden.  Einer,  Gumpsrt  Lob  Gans,  wollte 
Medizin  studieren. 

*)  »Akten  Repertorien  des  israelitischen  Konsistoriums  für 
das  Königreich  Westphalen  1814«  (jüdische  Gemeinde  Berlin)  Nr.  I. 
Dem  K.  R.  Heinemann  sind  zugestellt  worden:  a)  die  sämtl.  Akten 
der  Abt.  des  Schul-  und  Erziehungswesens,  b)  die  darüber  angefer- 
tigten besonderen  Verzeichnisse,  1.  welche  das  Allgemeine  und  2. 
jede  Provinz  allein  angehen,  c)  Zwei  Abschriften  des  Repertorii  der 
gedachten  Akten. 

*)    Siehe  die  Scbalgeldliste  im  Anhang. 

^)  An  Steuern  wurde  außer  1  Prozent  von  der  Mitgift  bei 
Verheiratungen  und  einer  von  jedem  Familienoberhaupt  wöchentlich 
zu  erlegenden  Familiensteuer  von  32  Cts.  eine  Vermögenssteuer 
erhoben.  Die  Veranlagungskommission  bestand  aus  dem  Rabbiner, 
dem  Syndikus  und  drei  Beisitzern,  von  denen  je  einer  vom  Rabbiner 
und  Syndikus  ernannt,  der  dritte  von  diesen  beiden  Beisitzern  hinzu- 
gewählt wurde.  Daß  die  Tätigkeit  der  Kommission  nicht  immer 
gerade  zu  den  angenehmsten  Beschäftigungen  gehörte,  läßt  sich 
leicht  denken.  Es  ist  deshalb  durchaus  verständlich,  wenn  ein  solches 
Amt  öfter  abgelehnt  als  begehrt  ward.  Ein  Konsistorialschreiben  vom 
23.  August  1812,  wie  gewöhnlich  derartige  Schreiben,  an  den  Ober- 
rabbiner gerichtet  —  es  war  Levita  zu  Osterode  —  trägt  diesem  auf, 
die  Steuer  für  1812  zu  regulieren.  Bei  der  daraufhin  gewählten  Ver- 
anlagungskommission wird  vom  Syndikus  >der  Herr  Hofrath  in 
Seesen«    in    Vorschlag   gebracht.    Schott   aber  schützt  Unpäßlichkeit 

5* 
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den  bei  der  Vermögenssteuer  nach  ausdrücklicher  Vorschrift 
sehr  mäßig  eingeschätzt^).  Auch  wurde  die  Vermögens- 
steuer nur  von  den  Wohlhabenden  erhoben.  Im  Syndikat 
Göttingen  waren  von  den  dort  wohnenden  '<J20  Famihen 
nur  58  Familien  zur  Vermögenssteuer  herangezogen-).  Von 
den  Konsistorialräten  hatten  Berlin,  Heinemann,  Kaikar 
und  Steinhardt  Kinder  in  der  Schule.  Am  meisten  zahlte 
Heinemann  (6  Thaler),  am  wenigsten  Kaikar  (3  Thaler).  Bei 
ihm  war  wohl  berücksichtigt,  daß  er  zwei  Knaben  in  die 
Schule  schickte.  Bei  mehreren  Kindern  wurde  vermutlich 
für  eines  das  Schulgeld  ganz  erlassen  oder  doch  ermäßigt. 

Das  Konsistoriom  and  die  Schale  za  Seesen. 

Man  wird  dem  Konsistorium,  das  so  viel  angefeindet 
worden  ist,  das  Zeugnis  nicht  versagen  dürfen,  daß  es, 
ganz    im    Einklang    mit   den  schon  früher  von  dem  Präsi- 

vor  und  schlägt  S.  Meyer  Ehrenberg  in  Wolfenbüttel  vor.  War  ein 
Israelit  gestorben,  so  trat  aach  Ministerialerlaß  vom  13.  März  1813 
das  althessische  Verfahren  ein.  »Unter  der  vorma's  hessischen  Juden- 
schaft hat  bisher  die  Einrichtung  Statt  gefunden,  daß  von  dem 
Nachlasse  gestorbener  Israeliten  eine  Inventarisation  durch  den  Vor- 
steher der  Corporation  vorgenommen  werden  müsse,  damit  von 
denjenigen  Individuen,  welche  ihr  Vermögen  zu  gering  angegeben 
haben,  zu  den  Schulden  der  gesammten  Judenschaft  Nachzahlungen 
geleistet  werden  können.«  Diese  Einrichtung  sollte  fortbestehen 
(natürlich  nur  für  Hessen),  bis  die  Schulden  der  hessischen  JudcR- 
schaft  völlig  getilgt  sein  würden.  Welche  schweren  Lasten  in  hes- 
sischer Zeit  zu  tragen  waren,  darüber  vergleiche  Munk  »Die  Con- 
stitution der  sämmtlichen  hessischen  Judenschaftf  in  der  Jubelschrift 
Hildesheimer  S.  79  ff.,  vgl.  auch  oben  S.  49  und  für  ganz  Westphalen 
Thimnie  a.  a.  O.  Bd.  II,  236. 

')  Nähere  Vorschriften  für  die  Verteilungskomissionen  »der 
Israel.  Familien-  und  Vermögenssteuer  vom  26.  August  1811«  Staats- 
archiv Hannover  des.  51,  XIII  Nr.  9. 

>)  Staatsarchiv  Hannover  a.  a.  O.  Nr.  49  Verfügung  des  Kon- 
sistoriums vom  14.  Juli  1813. 
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denten  geäußerten  Ansichten*)  der  Erziehung  der  Jugend 
das  höchste  Interesse  widmete  und  gerade  diesen  Teil  seiner 
Aufgaben  mit  dem  denkbar  größten  Ernst  und  der  pein- 
hchsten  Gewissenhaftigkeit  wahrnahm.  Auf  die  Casseler 
Schule  war  es  stolz.  Sie  wurde  sehr  gut  besucht,  selbst 
von  Kindern  aus  den  besten  Kreisen,  und  mit  Befriedigung 
konnte  das  Konsistorium  gegenüber  dem  Minister  auf 
diesen  Erfolg  hinweisen^).  Freilich  wurde  dieses  günstige 
Urteil  nicht  allgemein  geteilt.  Moses  Philippson,  der  dem 
Konsistorium  überhaupt  recht  unfreundlich  gegenüber  stand, 
fand  die  Schule  »nicht  sehr  musterhaft«  und  in  ihr  »bei 
äußerem  Gepränge«  Gründlichkeit  >und  wahre  Volksbildung« 
übersehen').  Wie  überaus  gewissenhaft  das  Konsistorium 
vorging,  wie  sein  Interesse  sich  bis  in  die  kleinsten  Details 
erstreckte,  das  zeigt  uns  in  eindringlichster  Weise  die 
Korrespondenz  mit  dem  Direktor  der  Jacobsohnschule  in 
Seesen,  Hofrat  Schott*).  Gleichzeitig  zeigt  sie,  wie  unrichtig 
und  irrig  die  landläufige  Beurteilung  Jacobsohns  und  seiner 
Kollegen  als  extremer  Eiferer  für  Reformideen,  wie  irrig  es 
auch  ist,  diese  Kollegen  als  allezeit  gefügige,  willenlose 
Werkzeuge  des  Präsidenten  hinzustellen*).  Am  Wochen- 
feste des  Jahres  1811  hatte  Schott  in  seiner  Anstalt  eine  Kon- 
firmationshandlung vorgenommen.  Die  dabei  den  Kindern 
vorgelegten    Fragen    und    in    den    Mund    gelegten     Ant- 


*)  Über  Jacobsohns  Anschauungen  hinsichtlich  der  Jugend- 
bildung  siehe  oben  S.  12  ff. 

2)  Staatsarchiv  Berlin,  Eingabe  vom  12.  März  1810.  Rep.  6, 
IV.  B.  Nr.  8. 

»)    Philippsohn  »Skizzen«  1,  S.  97. 

*)  Über  denselben  Arnheim  »Die  Jacobsohn-Scbule  zu  Seesen 
am  Harz«  Salzgitter  1867  S.  18  ff.  Siehe  auch  oben  S.  12  ff.  uad 
weiter.  Den  Hofratstitel  hatte  ihm,  der  früher  Schottländer  hieß, 
Jacobsohn  von  Hessen-Darmstadt  ausgewirkt.  (Braunschw.  Mag. 
1906  S.  101.) 

*)  So  Grätz  Bd.  XI,  309  ff.,  der  Jacobsohn,  wie  dies  auch 
Jost  tot,  offenbar  durchaus  ungerecht  beurteilt. 
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Worten  waren  zum  Teil  von  Pastor  Göcking  zu  Rössing 
verfaßt.  Das  Konsistorium,  bei  dem  vielleicht  von  privater 
Seite  Beschwerde  eingelegt  worden  war,  tadelte  dies  Ver- 
fahren, ohne  Rücksicht  darauf,  daß  der  Direktor  sich  Jacob- 
sohns höchster  Achtung  erfreute,  in  einer  Verfügung  vom 
2.  August  1811  aufs  schärfste^).  Unter  Aufsicht  des  Konsisto- 
riums wurden  in  Seesen  25  Knaben  erzogen-),  deren 
Unterricht  und  gesamte  Erziehung  es  sorgfältig  überwachte. 
In  seinem  Mißtrauen  gegen  Schott  greift  es  zuweilen  selbst 
zu  entschieden  unpädagogischen  Maßnahmen.  Die  Konsi- 
storialknaben in  Seesen  sollen  durch  den  Direktor  ange- 
halten werden,  Hefte  über  das  im  Religionsunterricht  Vor- 
getragene zu  führen  und  diese  von  Zeit  zu  Zeit  ein- 
zusenden').    Von    diesem,    ganz    offenbar    aus    religiösen 

')  Archiv  der  Jacobsohnschule  »die  Einrichtung  eines  jüd. 
Consistorii  1803—1813«  Nr.  47.  Über  Jacobsohns  Verhältnis  zu  Schott 
oben  S.  12  f. 

»)    Oben  S.  46. 

*)  Besonders  instruktiv  in  dieser  Hinsicht  ist  ein  Brief  Schotts 
an  den  Proicurator  (Merkel.)  Siehe  auch  die  Verfügung  vom  22.  Au- 
gust 1811.  Arch.  d.  Jacobsohnschule  a.  a.  O.  Nr.  49.  Bei  den  Kon- 
sistorialknaben sollte  der  biblische  Unterricht  mit  dem  in  Religion 
und  Moral  verbunden,  es  sollten  ferner  Technologie  und  Verstandes- 
übungen  berücksichtigt,  dagegen  Lateinisch  und  Mathematik  vorläufig 
weggelassen  werden.  Siehe  a.  a.  O.  Archiv  der  Jacobsohnschule.  Die 
Schale  sank  dadurch  zu  einer  gewöhnlichen  Elementarschule  herab. 
Vgl.  Arnheim  »Die  Jacobsohnschule«  S.  21.  Für  biblische  Ge- 
schichte werden  i'"'  ^B>J?D  (von  Oedalja  Moses,  siehe  »Sulamith«  1810 
S.  125  ff,)  für  Religionslehre  IBB'  noK  (verfaßt  von  Herz  Homberg 
»Sittenlehre«  Wien  1802)  und  ^n'W^  m  (verfaßt  v.  Peter  Beer,  ersch. 
1809/10),  als  Lehrbücher  empfohlen,  für  die  Verstandesübungen 
Wilmsens  Kinderfreund  (»brandenburgischer  Kinderfreund«  ist  der 
vollständige  Titel.  Das  Buch  war  auch  in  der  Dessauer  Freischule 
eingeführt.  Siehe  Horwitz  »Geschichte  der  Franzschule  S.  16)  und 
Snlzers  Vorübungen,  für  Naturlehre,  Naturgeschichte  und  Technologie 
Hoffmann  »von  den  natürlichen  Dingen«,  Hellrauts  »Volksnaturlehre«, 
Funkes  »Leitfaden«,  (ebenso  wie  Sulzer  auch  in  Dessau  gebraucht 
a.  a.  O,  vgl.  auch  oben  Seite  62)  und  dessen  »Technologie«. 
Möglich,    daß  diese  Lehrbücher  in  der  Casseler  Schule  ebenfalls  ge- 
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Gegensätzen  entspringenden  Mißtrauen  gegen  Schott  ist 
ein  eklatanter  Beweis  die  durch  Kaikar  und  Heinemann  am 
29.  Januar  1812  in  Seesen  plötzhch  vorgenommene  Prüfung. 
Der  Direktor  klagt  dem  Konsistorium,  das  sei  geschehen, 
»ohne,  wie  es  sonst  Sitte  und  Brauch  ist,  dem  Direktor 
vorher  Anzeige  gemacht  zu  haben«*). 

Sonstige  jüdische  Schalen  in  westphälischer  Zeit"). 

In  allen  Teilen  des  Königreichs  nahm  sich  das  Kon- 
sistorium des  Schulwesens  mit  unermüdlichem,  durch  nichts 
zu  entmutigendem  Eifer  an.  Für  die  hanseatischen  Gebiets- 
teile wurde,  wie  es  scheint,  auf  Jacobsohns  Veranlassung 
die  Bildung  eines  besonderen  Konsistoriums  angestrebt, 
das  aber  von  Paris  und  dem  dortigen  Zenlral-Konsistorium 
ressortieren  sollte,  da  diese  Gebiete  ja  zu  Frankreich  gehörten*). 
Indessen  die  dem  Casseler  Konsistorium zugemesseneLebens- 
dauer  war  zu  kurz,  und  die  Widerstände  waren  zu  stark, 
als  daß  es  überall  hätte  durchdringen  können.  Das  hanse- 
atische Konsistorium  trat  gar  nicht  ins  Leben'j,  und  in 
vielen  Städten  konnte  man  bei  der  kläglichen  Finanznot 
im  Königreich  und  dem  daraus  hervorgehenden  Wider- 
streben des  Ministers  bei  Geldausgaben,  nicht  an  neue 
Schulen  denken.  Am  29.  November  1811  teilte  das  Konsi- 
storium dem  Minister  mit,  daß  es  zwei  seiner  Mitglieder, 
nämlich  die  Räte  Kaikar  und  Heinemann,  nach  einer  Reihe 
von  Orten,    Braunschweig,   Halberstadt,   Hildesheim,  Peine 

braucht  wurden.  In  dem  Verzeichnis  der  Bibliothek  (oben  S.  62) 
findet  sich  sonderbarer  Weise  nicht  ein  einziges  hebräisches  Buch 
oder  ein  Buch  mit  jüdisch  religiösem  Inhalte  genannt.  So  können 
wir  auch  nicht  wissen,  ob  Wolfssohns  »precis«  (vgl.  oben  S.  18) 
dort  eingeführt  wurde. 

*)    Archiv  der  Jacobsohnschule  a.  a,  O. 

*)  Staatsarchiv  Hannover  a.  a.  O.  Nr.  46.  Über  die  Pader- 
borner Schule  s.  Anhang.  S.  102  ff. 

*)  1S13  wurde  eine  Liste  von  25  israelitischen  Kandidaten  für 
das  hans.  Konsistorium  eingefordert. 
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senden  wolle,  um  das  Schulwesen  dort  zu  ordnen^).  An 
den  genannten  Orten  wurden  neue  Schulen  ins  Leben  ge- 
rufen oder  die  alten  Schulen  reorganisiert,  ebenso  in 
Wolfenbüttel.  Hildesheim  machte  aber  große  Schwierig- 
keiten. Am  2.  Juli  1813  beklagte  es  sich  beim  Minister 
darüber,  daß  für  die  seit  zwei  Jahren  dort  errichtete  Schule 
zu  wenig  geschehe  und  der  Rabbiner  ein  abgelebter,  der 
deutschen  Sprache  nicht  mächtiger  Greis  sei*).  Der  Rabbiner 
scheint  in  der  Tat  nicht  fähig  gewesen  zu  sein,  seine 
Pflichren  zu  erfüllen,  denn  er  wird  von  der  Verpflichtung, 
öffentliche  Reden  zu  halten^),  »losgezählt*.  In  Adelebsen 
war  Lehrer  Siritz  angestellt;  neben  ihm  war  noch  ein  un- 
geprüfter Lehrer  Schlesinger  vorhanden*).  Siritz  muß  im 
Anfang  des  Jahres  1812  dort  hingekommen  sein  oder  kurz 
vorher.  Denn  als  er  am  »Sabbat  Vorträge  zur  Erklärung 
biblischer  Stellen«  halten  will,  verweigert  der  Kanton-Maire 
dem  >neuen  israelitischen  Schullehrer  und  Kantor«  die  Er- 
laubnis dazu').  Die  Versammlungen  werden  schließlich  durch 
den  Präfekten  unter  der  Bedingung  gestattet,  daß  sie  in 
der  Synagoge  stattfinden*).  Die  Stadt  Hannover  wurde  von 
Heinemann  im  Februar  1811  besucht,  da  dort  besonders 
große  Mißstände  bestanden.  Die  jüdische  Gemeinde  glaubte 
ein  wohlgeordnetes  Schulwesen  zu  besitzen  und  nahm 
diese  angebliche  Tatsache    zum  Anlaß,    um   um  Erlaß  der 


')  Oeheimcs  Staatsarchiv  Berlin  a  a.  O.  Eingabe  an  den  Minister 
des  Inneren  vom  29.  November  1811.  Betr.  Hildesheim  s.  oben  S.  55. 

^)  Geheimes  Staatsarchiv  Hannover  a.  a.  O.  Nr.  35.  Über  das 
Gehalt,  respektive  die  Pension  der  beiden  Hildesheimer  Lehrer 
Gerber  und  Warenheim  siehe  oben  S.  48.  Der  Rabbiner  hieß  Elkan. 

•)  Aktenrepertorien  des  israelitischen  Konsistoriums  für  das 
Königreich  Westphalen  (Bibliothek  der  jüdischen  Gemeinde  Berlin) 
1814,  Nr.  28. 

*)  Schreiben  des  Konsistoriums  an  den  Präfekten  zu  Göttinget» 
vom  27.  Januar  1812  (Staatsarchiv  Hannover  a.  a.  O.  Nr.  13). 

»)  Bericht  vom  6.  Oktober  1812  a.  a.  O. 

•)  Erlaß  des  Präfektea  vom  29.  Oktober  1812  a.  a.  O. 
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Steuer  zu  bitten,  die  die  reiche  Gemeinde  nach  Ansicht 
des  Konsistoriums  mit  größter  Leichtigkeit  aufzubringen 
in  der  Lage  war.  Im  Bericlit  an  den  Minister  vom  Ö.  März 
lbl2  klagt  es  über  die  SaumseHgkeit  und  den  Ungehorsam 
namenth'ch  der  Syndici  zu  Hannover.  Im  dortigen  Distiikt 
werde  fast  keine  seiner  Anordnungen  befolgt.  Selbst  das 
reiche  Hannover,  das  die  Auflage  von  376  Frcs.  sehr  gut 
allein  tragen  könnte,  statt  des  ganzen  Distrikts,  bitte  um 
Erlaß  dieser  Steuer,  da  die  Steuer  den  Hauptzweck  habe, 
das  Schulwesen  zu  ordnen  und  deshalb  hier  ganz  über- 
flüssig sei.  Das  Konsistorium  erklärt  das  Schulwesen  in 
Hannover  für  genau  so  verwahrlost,  wie  im  übrigen  König- 
reich Westphalen.  Heinemann  hatte  am  6.  Februar  1811  dem 
Fräfeklen  zu  Hannover  die  Mitteilung  gemacht,  daß  die  zu 
Syndici  für  den  Bezirk  Hannover  ernannten  M.  Behrend, 
J.  L.  Cohen  und  L.  M.  Levi  noch  keine  einzige  der  Kon- 
sistorialverfügungen  bekannt  gemacht  hätten,  auch  sich 
nicht  hätten  vom  Friedensrichter  vereidigen  lassen,  obwohl 
sie  längst  dazu  angehalten  worden  seien^).  Der  Präfekt 
entschuldigt  sich  damit,  daß  er  wohl  vom  Konsistorium, 
nicht  aber  vom  Minister  bisher  benachrichtigt  worden  sei. 
Am  27.  März  1811  werden  die  Syndici  in  Hannover  endlich 
vereidigt.  Aber  sie  leisten  den  Eid  unter  dem  ausdrück- 
lichen Vorbehalt,  daß  sie  sich  nicht  verbindlich  machen 
könnten,  »Abänderungen  die  in  dieser  Hinsicht  (in  Bezug  auf 
Gebete  und  Zeremonien)  etwa  höheren  Orts  beliebt  werden 


*)  Über  die  Widerspenstigkeit  der  ihm  nachgeordneten  Syndici 
wird  das  Konsistorium  nicht  müde  zu  klagen.  Vgl.  auch  S.  123  f. 
den  Bericht  vom  März  1810.  Der  Syndikus  Seiberg  zu  Rinteln 
hatte  am  28.  Mai  1813  für  1811  die  Steuern  noch  nicht  ein- 
gesandt, für  1812  nicht  einen  einzigen  Heller  gezahlt,  nicht  einmal 
eine  Verteilungsrolle  eingereicht  (Staatsarchiv  Hannover  a.  a.  O. 
Nr.  44).  Ein  besonders  eifriger  Beschwerdeführer  war  auch  der  Syn- 
dikus in  Adelebsen,  der  die  Beiträge  zum  Kultus  als  geradezu 
»schrecklich«  bezeichnet  und  eine  Herabsetzung  des  Lehrergehalts  auf 
dem  Beschwerdewege  zu  erreichen  sucht. 
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möchten  oder  bereits  beliebt  wären,  zur  Ausführung  zu 
bringenc.  Es  ist  nicht  wunderbar,  daß  bei  so  unbotmäßigen 
Beamten  auch  die  zum  Wohle  der  Schule  getroffenen  Maß- 
regeln entweder  garnicht  oder  nur  höchst  unvollkommen 
ausgeführt  wurden.  In  Einbeck  war  der  Syndikus  Meyer- 
stein stets  sofort  bereit,  die  Beschwerdeinstanzen  gegen 
Verfügungen  seiner  jüdischen  Behörde  anzurufen  und  even- 
tuell sich  auch  an  die  höchste  Instanz,  den  Minister,  zu 
wenden.  Wie  andere*)  beklagt  auch  er  sich  darüber,  daß 
das  Konsistorium  nicht  auf  seine  Kosten  für  das  Schul- 
wesen Sorge  trage,  sondern  vielmehr  von  der  Gemeinde 
einen  großen  Beitrag  verlange.  Das  Konsistorium  weist 
mit  Recht  darauf  hin,  daß  die  verlangten  Steuern  keines- 
wegs, wie  Meyerstein  behauptet  hatte,  übermäßig  hoch 
seien  und  »durch  die  weggefallenen  israelitischen  Abgaben, 
ja  vielleicht  schon  allein  durch  den  aufgehobenen,  ohnehin 
so  erniedrigenden  Leibzoll  bereits  längst  erspart  seien«. 
Treffend  bezeichnet  es  den  Syndikus  Meyerstein  zu  Einbeck 
als  einen  Mann,  der  »vor  der  Aussaat  ernten  möchte«. 
Das  Konsistorium  wolle  keineswegs  überall  selbst  Schulen 
unterhalten,  es  habe  zu  Cassel  eine  Schule  errichtet  und 
Landlehrern,  »welche  armen  Kindern  Unterricht  erteilen, 
die  Vergütung  desselben  für  die  armen  Kinder  bewilligt«. 
In  Stadtlengsfeld  wird  ebenfalls  ein  Schullehrer  erwähnt'). 
Auch  in  Neukirchen  finden  wir  einen  solchen.  Goslar  hatte 
seit  Oktober  1809  mit  dem  Lehrer  R.  Jehuda  Kontrakt  ab- 
geschlossen, aber  Jacobsohn  veranlaßt  die  Anstellung  eines 


')  In  Neukirchen  bei  Paderborn  beschwert  sich  der  Vorsteher 
beim  Minister  des  Innern  über  das  K-,  das  den  dortigen  Lehrer  nicht 
besolden,  sondern  nur  für  die  armen  Kinder  Schulgeld  zahlen  will. 
96.759  Frcs.  seien  durch  die  Israeliten  aufgebracht  worden,  wovon 
15.400  Frcs.  an  80  Lehrer  gezahlt  werden  sollten  (Eingabe  vom 
7.  Januar  1813.  Staatsarchiv  Berlin  a.  a.  O.) 

*)  Akten  der  jüdischen  Gemeinde  Berlin  a.  a.  O.  Nr.  30.  Siehe 
auch  oben  S.  66  Anm.  1. 
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geprüften  Lehrers^).  Im  Dezember  1812  wünscht  das  Kon- 
sistorium von  dem  derzeitigen  Lehrer  Löwentiial  einen 
Le!irplan  zu  sehen,  dem  es  gleichzeitig  drei  Schulbücher 
für  seinen  Rehgionsunterricht  als  Geschenk  übersendet^). 
Zum  Gehalte  des  Lehrers  scheint  aus  Mitteln  des  Konsi- 
storiums ein  Zuschuß  geleistet  worden  sein').  Ganz  be- 
sonders trostlos  lagen  die  Verhältnisse  in  Osterode*).  Im 
Fuldadepartement  bestanden  1811  außer  in  Cassel  noch 
Schulen  in  Hofgeismar^),  Beverungen^)  und  in  Brakel^). 
In  letzterer  Schule  wurde  auch  französischer  Unterricht  erteilt. 

IV.  Anflösnng  des  Konsistoriums. 

Das  Königreich  Westphalen  brach  zusammen.  Der  leicht- 
fertige, aber  gutmütige  und  nicht  unbegabte  Herrscher,  der 
vor  kurzem  noch  mit  kriechender  Schmeichelei  begrüßt 
worden  war*),  verschwand  auf  Nimmerwiedersehen.  Am 
1.  November  1813  ist  er  außerhalb  seines  Reiches^).  Zwar 
hatte  er  noch  die  Hoffnung  nicht  aufgegeben.    Von    Köln 

•)  Am  7.  Oktober  1811.  Akten  des  israelitischen  Gemeinde- 
archivs zu  Goslar  verzeichnet  in  »Israelitische  Monatsschriftc  Beilage 
zur  Jüdischen  Presse  1909,  Nr.  47. 

*)  Am  22.  November  1812  von  Rabbiner  Egers  im  Auftrage 
des  K.  übermittelt. 

')  »Israelitische  Monatsschrift«  a.  a.  O.  Verfügung  des  K.  vom 
10.  März  1813. 

*)    Vgl.  oben  S.  49. 

*)  Lehrer  Mendel  Simon  mit  150  Tir.  Gehalt.  Siehe  »Tableaü 
der  öffentlichen  SchuleR«  im  Anhang   Seite  128. 

*)  Lehrer  Abraham  Sutro  mit  100  TIr.  Gehalt.  A.  a.  O.  Siehe 
auch  Anhang  Seite  120  f. 

')    Lehrer  Calimann  Katzenstein.  A.  a.  O. 

•)  Einige  ergötzliche  Proben  siehe  in  »Hessenland»  1907 
S.  200  ff.,  bei  Holzapfel  a.  a.  O.  S.  110-116. 

»)  Jerome  hatte  nach  Napoleons  Urteil  etwas  in  sich,  woraus 
man  einen  großen  Mann  machen  könne.  Siehe  Preußische  Jahrbücher 
Bd.  51,  S.  236.  Auch  der  hessische  Geschichtsschreiber  Lynker  meint, 
er  sei  lange  nicht  der  schlechteste  Fürst  gewesen,  den  Hessen  vor- 
her oder  nachher  gehabt  habe.  Preußische  Jahrbücher  a.  a.  O.  S.  255. 
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aus  schiieb  er  seiner  Gemahlin:  >lch  bin  hier  bei  bestem 
Wohlsein  und  mit  einer  guten  Dosis  Muth  und  Hoffnung 
angekommen.  Das  Glück  ist  ein  Weib,  sagt  man;  es  hat 
uns  für  einen  Augenblick  verlassen,  aber  wir  werden  es 
wieder  zurückführen.  Nur  Geld  fehlt  uns«.  Er  täuschte  sich. 
Immerhin  war  dem  entthronten  Fürsten  ein  weit  freund- 
licheres Geschick  beschieden,  als  dem  gestürzten  Giganten, 
seinem  Bruder.  Er  lebte  als  französischer  Prinz  bis  1^^60, 
.sah  noch  die  Herrlichkeit  des  zweiten  Kaiserreiches  und 
empfing  als  71  jähriger  Greis  1855  in  Paris  den  Besuch  des 
späteren  Kaisers  Friedrich,  des  Thronerben  desselben 
Preußen,  dessen  Provinzen  er  einst  beherrscht  hatte.  Da- 
mals, 1813  nach  der  Leipziger  Schlacht  und  seiner  Flucht 
aber,  erging  es  ihm,  wie  dem  toten  König  der  Tiere.  Ein 
Hagel  von  Spottliedern  und  boshaften  Anekdoten  ergoß  sich 
über  ihn.  Eines  der  relativ  besten  unter  den  meist  elenden, 
anonymen  Machwerken,  das  von  dem  1811  entlassenen 
westphälischen  Finanzminister  Bülow  verfaßte  Singspiel  >le 
Depart  de  Cassel  1813«,    läßt  auch  Jacobsohn    auftreten^). 


')  Das  Spottgedicht  ist  abgedruckt  bei  Zimmermann  »Graf 
Bülow  und  der  Abschied  von  Kassel«  in  der  »Zeitschrift  des  Harz- 
vercins«  1891  S.  "»6  ff.  Siehe  auch  »Hessenland«  1907  S.  251.  Der 
Großl^anzler  des  westphälischen  Kronenordens  singt  darin  dieStrophe: 

»Juden  schlug  ich  einst  zu  Rittern, 

Wunder  that  das  blaue  Band, 

Doch  in  solchen  Unf^ewitiern 

Hält  da  wohl  der  Mauschel  Stand  ? 

Ritter  Zadig,  Ritter  Mayer, 

Heldenkühner  Jacobsohn! 

Zittert  nicht  so  ungeheuer, 

Lauft  doch  nicht  zu  Fuß  davon! 

Auf!  ihr  sollt  zu  Rosse  sitzen 

Und  mit  eurem  Ritterschwert 

Euren  bangen  König  schützen, 

Der  so  hoch  die  Juden  ehrt.» 
Die  noch  geschmacklosere  Strophe  »Die  drei  Ritter«  mag  man  a.  a.  O. 
S.  57  selbst   nachlesen.    Die  Judenfreundlichkeit  Jeromes  ward  mehr- 
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Schon  am  9.  November  1813  erschien  die  Verfügung  der 
Großbritannischen  provisorischen  Verwaltungskommission 
an  die  vormaligen  israelitischen  Syndiken  usw.  zu  Einbeck, 
in  welcher  ihnen  durch  diese  Verwaltung  des  Distrikts 
Einbeck  eröffnet  wurde,  daß  >das  israelitische  Konsistorium 
zu  Cassel  rücksichtlich  des  hiesigen  Distrikts  als  aufgelöst 
zu  betrachten  ist,«  und  ihnen  jede  Hebung  und  Auszahlung 
von  ehemaligen  Konsistorialsteuern  an  das  ehemalige  Kon- 
sistorium streng  untersagt  wurde*).  Am  9.  Dezember  1813, 
also  genau  einen  Monat  später,  wies  eine  von  Berlin  unter- 
zeichnete Konsistorialverfügung  darauf  hin,  daß  vielleicht 
kein  Budget  für  1814  zu  Stande  käme,  und  überließ  es 
den  Lehrmeistern  der  Konsistorialzöglinge,  die  Lehrzeit 
für  die  bei  ihnen  befindlichen  Lehrlinge  nur  insoweit  zu 
vollenden,  als  sie  Lehrgeld  schon  erhalten  haben^).  Jacob- 
sohn war,  wie  es  scheint,  im  gleichen  Monat  von  Cassel 
abgereist  und  richtete  am  31.  Dezember  d.  J.  an  das  Kon- 
sistorium die  dringende  Aufforderung,  seine  Arbeiten  nach 
Möglichkeit  zu  beendigen').  Er  verlegte  seinen  Wohnsitz 
nach  Berlin,  wo  er  durch  seine  hervorragende  Persönlich- 


fach verspottet.  So  erschien  am  15.  Sept.  1807  eine  englische  Kari- 
katur Jeromes  als  Judenkönigs,  der  acht  Juden  mit  westphälischem 
Schinken  bewirtet.  Das  bunt  kolorierte  Blatt  trägt  die  Unterschrift: 
>King  Jerry  trealing  his  Jewish  Subjects  with  Westphalia  Venison.c 
(Im  Besitze  des  Rechtsanwalts  Dalberg  hier.)  Über  die  drei  Ordens- 
ritter vergleiche  oben  Seite  16  u.  24.  Der  Arzt  Abraham  Zadig  war 
jedenfalls  zur  Zeit  seines  Casseler  Aufenthaltes  bereits  zum  Christentum 
übergetreten.  Sein  Sohn  Karl  Ludwig  Wilhelm  Zadig,  geboren  in  Bres- 
au  um  1785,  besuchte  das  Casseler  Lyzeum,  das  heutige  Friedrichs- 
Qymnasium,  bis  1811.  Sein  Vater  wird  in  der  Klasseniiste  als  Leibarzt 
der  Königin  bezeichnet.  Siehe  aucli  Freudenthal  »Emanzipations- 
bestrebung^n  in  Breslaut  in  der  Monatsschrift,  herausgegeben  von 
Brann,  neue  Folge,  L  Jahrgang,  S.  566,  572  ff.  und  besonders  die 
Mitteilungen    R.  Landsbergers  in    Brauns  Jahrbuch  für  1899,    S    43  f. 

»)  Staatsarchiv  Hannover  a.  a.  O.  Nr.  9. 

«)  Jüdische  Qem.  Berlin  Akten  betr.  d.  israelit.  Kons.  Nr.  6. 

»)  Daselbst  Nr.  7, 
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keit  bald  eine  bedeutsame  Rolle  spielte  und  1828  starb^). 
Konsistorialrat  Mendel  Steinhardt  nahm  eine  Stellung 
als  Landrabbiner  zu  Paderborn  an').  Schwer  wurde 
Jer.  Heinemann  durch  die  Umwälzung  getroffen.  Er  hatte 
die  traurige  Mission  übernommen,  die  noch  schwebenden 
geschäftlichen  Angelegenheiten  der  abgesetzten  Behörde 
abzuwickeln,  oline  sich  wohl  ganz  klar  über  die  persön- 
lichen Schwierigkeiten  geworden  zu  sein,  denen  er  ent- 
gegen ging.  Es  handelte  sich  zunächst  darum,  eine  Über- 
sicht über  die  rückständigen  Schulden  des  Konsistoriums 
zu  gewinnen.  Die  nunmehr  als  Oesamtvertretung  der 
hessischen  Judenschaft  wieder  erscheinenden  >Vorsteher 
und  Deputierten  der  israelitischen  Korporation  in  Kur- 
hessen« scheinen  zunächst  nicht  im  entferntesten  den  Ge- 
danken gehegt  zu  haben,  das  geistige  Erbe  des  Konsisto- 
riums anzutreten  und  den  Versuch  zu  machen,  die  neuge- 
schaffenen, segensreich  wirkenden  Institutionen  wenigstens 
zum  Teil,  wenn  auch  auf  anderer  Grundlage,  zu  erhalten. 
Vermutlich  waren  der  drückende  Geldmangel  jener  unru- 
higen Tage,  sowie  die  Abneigung  gegen  alles  nicht  aus  den 
kurhessischen  Zuständen  früherer  Zeiten  Hervorgegangene 
schwere  Hindernisse.  Wer  weiß  auch,  ob  der  Kurfürst  in 
seinem  blinden  Hasse  gegen  den  »Usurpator«  Jerome  der- 
gleichen geduldet  haben  würde.  Nach  dem  Stand  vom 
31.  Dezember  1813  wird  eine  Aufstellung  der  Pensionsgelder 
und  Kautionen  der  Lehrmeister  und  Pensionsväter  sowie 
der  noch  zu  zahlenden  Rechnungen  gegeben*).  Am  23. 
Februar  1814  schreibt  Heinemann  (wohl  an  Jacobsohn)  : 
»Ich  habe  in  Folge  der  Resolution  auf  meinen  Antrag  vom 
9.  Dezember  vorigen  Jahres  die  dem  Konsistorium  eigen- 
tümlich gehörigen  Mobilien  aufgezeichnet  und  vom  Stadt- 
taxator M.  Wagner  in  Augenschein  nehmen  und    taxieren 

>)  Vgl.  Aub  »Gedenkrede  auf  Israel  Jacobsohnt,  oben  S.  19  f. 

»)  Vgl  oben  S.  28  ff. 

»;  Akten  betr.  die  Konsistorialschule  Nr.  22.    Oben  S.  65  ff. 
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lassen.  Solches  ist  nun  in  dem  anliegenden  Verzeichnisse 
enthalten,  welches  in  sich  begreift  alles,  was  fürs  Konsisto- 
rium und  für  die  hiesige  Schule  angeschafft  wurde  und 
zur  Zeit  vorhanden  ist  (sowie  B.  und  C.  die  Verzeichnisse 
des  M.  Registrators  Rosenbach  enthalten)  —  denn  vieles 
ist  gänzlich  abhanden  gekommen  oder  ruiniert  und  ohne 
allen  Wert  — ;  und  zwar: 

a)  Gerätschaften  ; 

b)  Bücher,  Karten  und  Zeichnungen«^). 

Die  Betten  habe  man  als  schlecht  nur  auf  6  Taler  das 
Stück  taxiert.  Gegenwärtig,  wo  die  Stadt  mit  Möbeln  an- 
gefüllt sei,  sei  ein  Käufer  für  die  Effekten  sehr  schwer  zu 
finden*).  Selbst  ^M.  Brökelmann,  der  sonst  viel  und  gern 
kauft«,  wolle  nichts  davon').  Schließlich  wurden  die  Mo- 
bilien,  wenn  auch  zu  recht  schlechten  Preisen,  verkauft*). 
Im  Sitzungssaal  des  Konsistoriums  befanden  sich  vier 
Jacobsohn  gehörige  Kupferstiche:    David    und  Uria,    Elisa 

*)  Vgl.  oben  S.  62.  Der  Registrator  Rosenbach  ist  zweifellos 
identisch  mit  dem  Lehrer. 

*)  Bereits  am  26.  Oktober  1813  hatte  Jerome  Cassel  verlassen. 
Am  27.  war  kein  Franzose  mehr  in  der  Stadt.  Eine  anschauliche 
Schilderung  der  tumultuarischen  Szenen,  die  sich  in  diesen  Tawen 
abspielten  und  anscheinend  auch  zur  Zerstörung  von  Konsistorial- 
eigentum  geführt  haben  (S.  80  f.)  siehe  bei  Kleinschmidt  >0e- 
schichte  des  Königreichs  Westphalen«  S.  651  ff.  »In  diesen  Zeiten, 
wo  so  viele  Reiche  verarmten  und  alle  Menschen  Not  gelitten 
haben,  durch  Einquartierungen,  Gewalttätigkeiten  und  ungeheure 
Abgaben«  etc.  heißt  es  in  einem  Aufruf  der  Qeheimrätin  Engelhard 
vom  20.  April  1814  (Casseische  Polizei-  und  Commerz.-Zeitung). 

')  Die  Firma  Brökelmann  &  Sohn  betrieb  nach  der  Casselschen 
Polizei-  und  Commerz.-Zeitung  vom  23.  April  1814  besonders  Kom- 
missions- und  Speditionsgeschäfte. 

*)  J.  Qem.  B=  Akten  betr.  die  Israel.  K.-Schule  Nr.  8.  M.  Adler 
ersteht  zwei  Betten,  Goldstücker  zwei  und  Trepp  (Treff?)  ein  Bett, 
das  Stück  zu  8  Thlr.  18  Groschen,  Sichel  4  Betten  zu  je  8  Thir., 
Weinstein  ein  unvollständiges  zu  6  Thlr.  18  Groschen.  Nr.  12  gibt 
eine  Übersicht  der  seinerzeit  angeschafften  Betten,  Nr.  13  und  14 
führen  die  znrückgelieferten  Betten  auf. 


—  So- 
und Sulamith,  Abraham  und  Isaac  und  das  Pariser  San- 
hedrin.  Auch  diese  Bilder  werden  abgeschätzt.  Der  Stadt- 
taxator Tischlermeister  Wagner  bewertete  die  beiden  letzten 
auf  zusammen  4  Thaler.  Auch  der  gläserne,  auf  6  Thaler 
taxierte  Kronleuchter  des  Sitzungsaales,  ebenso  wie  die 
angebrachten  drei  Vorhänge  und  ein  daselbst  aufbewahrter 
eiserner  Kasten,  waren  Jacobsohns  Eigentum,  der  sie  später 
reklamierte^).  Eine  Anzahl  von  Sachen  befand  sich  bei 
Konsistorialrat  Berlin,  an  der  Fischgassen  Ecke,  bei  dem 
wohl  nach  Jacobsohns  Abreise")  die  Sitzungen  stattfanden. 
Vermutlich  waren  es  besonders  diese  Sachen,  mit  Bezug 
auf  welche  Berlin  von  dem  den  Mitgliedern  des  Konsisto- 
riums zustehenden  Vorkaufsrechte  Gebrauch  machte').  Aus 
der  Handbibliothek  des  Konsistoriums  werden  eine  Anzahl 
von  Büchern  aufgezählt,  Gesetzessammlungen  und  Nach- 
schlagewerke*). Für  die  >hiesige  Schule«  waren  an  Gerät- 
schaften vorhanden  >ein  Bücherschrank  mit  vier  Türen«, 
der  auf  8  Taler  geschätzt  wurde,  vier  große  und  zwei 
kleine  Tische  (schadhaft),  sieben  Bänke,  wovon  einige  zer- 
brochen,  fünf  Rohrstühle,    wovon  einer  zerbrochen,    zwei 

>)  A.  a.  O.  Nr.  10.  Der  Kasten  wurde  auf  6  Tbir.,  die  Vor- 
hänge zasammen  auf  2  Thlr.  bewertet.  Vgl.  oben  S.  28  und 
weiter  S.  84. 

«)    Vgl.  oben  S.  77. 

•)  A.  a.  O.  Nr.  11.  Ein  kleiner  Tisch  von  Tannen  in  zwei 
Hälften  sowie  zwei  Repositorien  befanden  sich  bei  Rosenbacii  in  der 
Wilderaanusgasse.  Am  10.  März  1814  erklärt  Be:lin:  1)  6  {gepolsterte 
Stühle,  2)  zwei  Rohrstühle,  3)  vier  messingne  Leuchter,  4)  einen 
blecherne»,  5)  vier  Lichtscheeren,  6)  drei  Spuckkästchen,  7)  eine 
Handschelle,  8)  fünf  Rohrstühle  für  zusammen  10  Thaler  16  Groschen 
bei  alten  zu  wollen.  (A.  a.  O.  Nr.  16.)  Kurz  darauf  starb  der  Land- 
rabbiner. 

*)  A.  a.  O.  Nr.  9.  Es  werden  genannt:  ein  Dictionnaire,  ein 
Code  Napoleon  französisch  und  deutsch,  ein  Verzeichnis  der  Städte, 
Flecken  und  Dörfer  in  Quart,  Hassels  Repertorium  nebsl  Anhang  in 
Folio,  Qesetzbulletin  komplett,  Moniteur  Feuilleton  und  einige  De- 
partementalblätter,  nicht  vollständig. 
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Katheder,  zerbrochen  und  mangelhaft,  zwei  Noten-  und 
zwei  andere  Tafehi  (nach  Holz  berechnet,  zusammen  16 
Groschen),  ein  Kästchen  mit  Zollstäben  18  Groschen,  ein 
Gitter  und  einige  Bretter  6  Taler  12  Groschen*).  Die  Schul- 
bibliothek hat  bereits  früher  Erwähnung  gefunden*).  Mit 
dem  Erlös  aus  dieser  vorhandenen  Masse,  sowie  sonstigen 
Einnahmen  galt  es  nun  die  zum  Teil,  in  der  Angst  ihr 
Geld  zu  verlieren,  recht  ungebärdig  auftretenden  Gläubiger 
zu  befriedigen.  Heinemann  verlebte  böse  Tage.  In  einem 
beweglichen  Schreiben  klagt  er,  wie  er  von  verschiedenen 
Gläubigern  persönlich  haftbar  gemacht  worden  sei,  wie 
der  Kaufmann  Herzogt)  ihn  sogar  mit  Klage  bedroht  und 
der  Oberchirurgus  Kirchmeyer  ihn  wirklich  verklagt  habe*). 
Dieses  letzteren  gedenkt  auch  ein  vom  26.  April  1814 
datierter,  von  Merkel^)  an  einen  Freund,  sicherlich  wohl 
an  Heinemann,  gerichteter  Brief,  der  lautet: 

Theuerster  Freund  ! 

Die  Tasche  des  Vortragsbuchs  und  alle  zuletzt  ab- 
gemachten Nummern  übersende  ich  Ihnen  hierbei.  Da 
in  das  Protokollbuch  die  drei  letzten  Protokolle  noch 
einzutragen  sind,  so  kann  ich  damit  heute  nicht  fertig 
werden.  Morgen  aber  will  ich  es  an  K.  R.  Steinhardt 
gelangen  lassen,  um  es  dann  Ihrer  Frau  Gemahn  (sie) 
zuzustellen.    Ich   wünsche   Ihnen   eine  glückliche  Reise. 


')  Nr.  9. 

»)  Oben  S.  62, 

*)  Eine  Firma  Herzog  &  Jädene  (?)  wird  in  den  Rechnungen 
erwähnt.  Siehe  oben  S.  65.  Eine  Firma  Jäkel  &  Herzog,  vielleicht 
identisch  mit  der  vorigen,  hat  nach  der  Casselschen  Polizei-  und 
Commerz.-Zeitung  vom  1.  Juni  1814  einen  Postmeister  verklagt. 

*)  Das  Schreiben  ist  nicht  unterzeichnet,  stammt  aber  zwei- 
fellos von  Heinemann  her  und  ist  wohl  an  Jacobsobn  gerichtet. 
Gem.  Berlin  betr.  Kons.  Nr.  8. 

»)  Vgl.  oben  S.  9. 
Lazarus.  6 
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Leben  Sie  recht  wohl  und  seien  Sie  versichert,  daß  ich 
stets  Hochachtungsvoll  bin  u.  bleibe 
der  Ihrige 

Merkel. 

Der  Brief  vom  5.  präs.  kommt  hierbei.    Wie  ist  's 
mit  Kirchmaier?  etc. 

Zu  den  verständigsten  und  vorsichtigsten  Gläubigern 
scheint  Geisel  Jesaias  Rieberg,  ein  angesehenes  Gemeinde- 
mitglied, gehört  zu  haben^).  Er  hatte  vom  Konsistorium 
312  Thaler  197«  Groschen  zu  fordern  und  erkärt  darauf, 
mittels  erstandener  Mobilien  92  Thaler  erhalten  zu  haben. 
Er  hatte  also  noch  220  Thaler  197,  Groschen  zu  fordern, 
darauf  aber  bereits  im  Oktober  1813,  nach  der  Leipziger 
Schlacht,  auf  den  Betrag  von  1200  Franken  lautende  An- 
weisungen auf  verschiedene  Syndikate  empfangen*).  Eine 
auf  das  Syndikat  Eschwege  über  300  Franken  lautende 
Anweisung  gibt  er  am  24,  Juli  1814  zurück  und  verspricht 
den  Überschuß  der  restlichen  900  Franken  nach  erfolgter 
Einziehung  dem  Konsistorium  zurück  zu  zahlen-),  eine 
ein  wenig  stark  ironisch  klingende  Versicherung,  da  er 
doch  sicherlich  die  Rolle  des  Konsistoriums  als  für 
immer  ausgespielt  angesehen  haben  wird. 

Einen  besonders  langwierigen  und  mit  Hartnäckigkeit 
geführten  Streit  entfesselte  die  Angelegenheit  der  Talmud- 
thora-Kasse.  Die  Verwaltung  dieser  Kasse  hatte  gegen  die 
Verwendung  ihrer  Gelder  durch  das  Konsistorium  aufs 
Heftigste  protestiert.  Der  Protest  muß  aber  abgewiesen  und 
dem  Konsistorium  das  freie  Verfügungsrecht  zugesprochen 

*)    Über  ihn  oben  S.  65  f.  Vgl.  auch  weiter  Seite  87. 

*)  Die  Anweisung  auf  Eschwege  wurde  am  28.  Oktober  1813 
ausgestellt,  also  kurz  nach  der  Völkerschlacht,  die  auch  das  Schicksal 
des  Königreichs  Westphalen  besiegelte.  Oem.  B.  betr.  Konsist. -Schule 
Nr.  17.  Nr.  27  enthält  Aufzählung  der  an  O.  J.  Rieberg  überlassenen 
Effekten,  deren  Betrag  von  92  Thalern  auf  seine  Forderung  abge- 
rechnet werden  soll. 
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worden  sein.  Am  1.  März  1810  wurde  diesem  der  bare 
Kassenbestand  in  Höhe  von  1153  Talern  28  Albus  10  Hellern 
übergeben.  Den  Restbetrag  bildeten  Wechsel  in  Höhe 
von  7075  Talern  sowie  verschiedene  andere  Wertpapiere 
und  Obligationen.  Die  Gesamtsumme  betrug  11320  Taler 
21  Albus  10  Helleri).    Wie  Jacobsohn  am  8.  Dezember  1813 

')  Irrtümlich  bei  Horwitz  »Dfe  Israeliten  etc.«  S.  81  ff.  »von  den 
2500  Thalern,  die  die  Vermächtnisse«  (darunter  die  Talm.  Th.  K.) 
liefern  sollten,  bekam  das  K.  keinen  Pfennig  zu  sehen. t  Über  die 
Kasse  Berliner  Gem.  Akten  betr.  dieTalm.Thora-Kasse  Cassel  1809—1823. 
Ans  Nr.  1  ergibt  sich  folgender  Kassenbestand : 

»Wechsel  v.  d.  Landjudenschaft  den  10.  Mai  1802  über  2775 
Thaler;  desgl.  von  desgl.  21.  Febr.  1799  über  2750  Thlr. 

Desgl.  von  desgl.  21,  April  1799  über  400  Thlr. 

Hebr.  Urkunde  über  ein  von  S.  Wallach  allhier  gestiftetes 
Legat  von  50  Thlr. 

Notariatsinstrument  v.  28.  Sept.  1808,  Inhalts  dessen  die  Kasse 
nach  Absterben  der  Leib  Wallachschen  Witwe  zu  Oberaula  ein 
Legat  von  1000  Thlr.  zu  erwarten  hat. 

2  Magdcb.  Landes  Oblig.  Lit.  M. 
Nr.  138     100  Thlr. 
Nr.  137      50     . 

Nr.  2  verzeichnet  als  »der  Hess. Talmud  Thora  Kasse  zustehende 
und  dem  Consistorinm  abgelieferte  Dokumente  :< 

1)  Oblig.  vom  Tribunalpedell  Welcker  zu  Cassel  v.  26.  1.  1804 
über  800  Thlr. 

2)  Desgl.  vom  Landschreiber  Abraham  Hirsch  Schloß  25.  10. 
1808  über  1400  Thlr. 

3)  Wechsel  über  2775  Thlr.  (s.  Nr.  1.) 

4)  Dito  über  2750  Thlr.  (s.  Nr.  1.) 

5)  Desgl.  über  400  Thlr.  (s.  Nr.  1.) 

6)  Desgl.  über  50  Thlr.  (das.) 

7)  Desgl.  über  1000  Thlr.  (das.) 

8)  Über  eine  Erbschaft  laut  Test,  des  Schutzgenossen  Simon 
Micl-el  zu  Cassel  über  100  Thlr. 

9)  Ablieferung  des  baren  Kassenbestandes,  der  am  1.  März  1810 
abgeliefert  ward  und  1153  Thlr.  28  Albus  8  Heller  betrug. 

Es  folgt  dann  die  »Balance<.  Es  soll  sich  die  Summe  von  bar 
4245  Tlr.  21  Albus  10  Heller  und  in  Dokumenten  7075  Tlr,,  zusammen 
11.320  Tlr.    21    Albus    10  Heller  ergeben.    Die    Berechnung    stimmt 

6» 
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mitteilte,  waren  ihm  seinerzeit  42565  Pres.  49  Cent,  in 
westphälischen  Papieren  ausgehändigt  worden.  Mit  ihm, 
dem  ehemahgen  Präsidenten  des  Konsistoriums,  wurden 
nun  die  Verhandlungen  von  den  wieder  in  ihr  früheres 
Amt  eingetretenen  Führern  der  hessischen  Judenschaft^) 
behufs  Wiedererlangung  des  Fonds  geführt.  Am  2.  Sep- 
tember 1S14  schreibt  Heinemann  an  Jacobsohn  »betreffs 
der  Talmudthora-Kasse  und  der  von  Bensa*)  gemachten 
Einredenc.  Die  Papiere  waren  in  einer  »Kiste«,  vermutlich 
dem  gleichen  eisernen  Kasten'),  welcher  sich  im  Sitzungs- 
zimmer des  Konsistoriums  befunden  hatte,  aufbewahrt. 
Heinemann,  der  bereits  am  27.  April  1814  nach  Berlin  ab- 
gereist zu  sein  scheint,  bat  den  ebenfalls  dort  befindlichen 
Jacobsohn  am  15.  Februar  1815  brieflich,  über  den  von 
Steinhardt  Heinemanns  Frau  ausgehändigten  Schlüssel  ver- 
fügen zu  wollen.  Er  hat  dem  Präsidenten,  wie  er  Jacob- 
sohn noch  immer  nennt,  wiederholt  in  der  Sache  geschrieben, 
ohne  Antwort  zu  erhalten*).  Auch  dieses  Schreiben  scheint 
erfolglos  geblieben  zu  sein.  Auf  Veranlassung  Heinemanns 
übernimmt  der  Landschreiber  A.  H.  Schloß')    die  Vermitt- 


indessen nicht.  Die  Wechsel  ergeben  zusammen  7075,  die  übrigen  Posten 
aber  nur  ca.  3503  Tlr.  Es  fehlt  also  ein  Betrag  von  zirka  742  Tlrn.  an 
der  angegebenen  Summe. 

Das  »Debet«  betrug  »baar  durch  umstehende  Ausgaben  in 
Hessen«  3895  Thlr.  10  Albus  10  Heller.  „Dokumente  zurück  7075  Thlr. 
Für  Anßerhesscn  verausgabt  350  Thlr.« 

Summa  11.320  Thlr.  21  Alb.  10  H. 

Wie  aus  der  im  einzelnen  aufgestellten  Rechnung  hervorgeht, 
erhielt  der  Landrabbiner  Berlin    aus    dieser  Kasse    jährlich  100  Thlr. 

Nr,  5  enthält  ein  Verzeichnis  der  laut  Jacobsohns  Schreiben 
vom  8./12.  1813  seinerzeit  an  ihn  gelangten  Obligationen,  im  ganzen 
42.565  Frcs.  49  Cent,  in  westphäl.  Papieren. 

«)  Vgl.  oben  S.  78. 

')  Simon  Michel  Bensa  oben  S.  6  und  unten  S.  87. 

«)  Vgl.  oben  S.  80  und  28. 

*)  Nr.  7. 

»)  Oben  S.  6,  83. 
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lung  zwischen  ihm  und  Bensa.  Letzterer  ist  bereit,  in  der 
Angelegenheit  entgegen  zu  kommen.  Heinemann  solle  nur 
die  Quittung  schreiben').  Die  Herren  Korporationsvorsteher 
soUten  sich  indessen  noch  lange  nicht  des  Besitzes  der 
kostbaren  Kiste  erfreuen.  »Aus  Freundschaft«  für  Heine- 
mann hatten  Gebrüder  Wallach  in  Cassel  die  Kiste  in 
Verwahrung  genommen,  jedenfalls  vor  der  Abreise  Heine- 
manns 1814,  aber  deshalb  mit  den  Landschaftsvorstehern, 
welche  solche  fordern,  Unannehmlichkeit  bekommen.  Sie 
bitten  Heineniann  deshalb,  anderweitig  über  die  Kiste  zu 
disponieren^).  Heinemann  war  in  Berlin  damit  beschäftigt, 
sich  eine  neue  Existenz  zu  gründen').  Am  10.  September 
1817  erhielt  er  jene  Mitteilung  aus  Cassel  und  schrieb  am 
24.  September  an  Jacobsohn*).  Der  Expräsident  hat  den  Brief 
am  letzten  September  erhalten  und  antwortet  von  Tressow 
aus  am  1.  Oktober: 

Wohlgeborner,  insonders  Hochzuverehrender  Herr ! 

In  Antwort  Ihres  werten  vom  24.  Sept.,  welches 
mir  gestern  zugekommen,  übergehe  ich  die  Gegenstände, 
die  ich  nicht  gern  berühre. 

Herr  Meyer  Fürth^)  hat  es  mir  ebenfalls  ge- 
schrieben, daß  er  H.  Louis  belangt  hat,    ohne  dem  ich 


*)  Nr.  9.  Jüdisch-deutsches  Schreiben  überschrieben  :  Herr  Rat, 
unterschrieben:  Schloß;  datiert  vom  10.  Mai  1815.  Beigefügt  war 
wohl  diesem  Schreiben  des  Landschreibers  an  H.  die  Bescheinigung 
>2  Aktenstücke  betr.  Schuldenbezahlu  g  von  14500  Thlr.  an  den  vor- 
maligen Königvon  Westphalen  und  das  Geismarsche  Legat 
betreffend«  von  Registrator  Berlin  (vgl.  oben  S.  9)  vor  dessen 
Abreise  erhalten  zu  haben.  Datiert  i  t  diese  Bescheinigung  vom 
11.  Mai  1815. 

»)  Nr.  11. 

»)  Oben  S.  36  ff. 

*)  Nr.  11. 

»)  Meyer  Elkan  Fürth  in  Dessau,  Verfasser  mehrerer  Werice. 
Siehe  Zeitiin  Bibl.  s.  v.,  Jew.  Enc.  Bd.  V,  533,  Horwitz  »Franz- 
schule« S.  17. 
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aus  der  Sache  nicht  heraus  gekommen.  Ich  bin  zu 
jeder  Stunde  bereit,  das  Capital  zu  zahlen,  und  will  froh 
sein,  wenn  ich  es  loß  bin. 

Wenn  Sie  mir  sagen  wollen,  was  in  der  Kiste  ist, 
die  H.Wallach  in  Händen  hat,  und  welches  mir  umgehend 
anzuzeigen  erbitte,  dann  will  ich  Ihnen  sagen,  was  zu 
thun  ist. 

Mit  Hochachtung  usw. 

ich  bin  schon  seit  10  Tagen  sehr  unwohl^). 

Was  Jacobsohn  angeraten  hat,  ersehen  wir  wohl  aus 
Heinemanns  Schreiben  vom  27.  Oktober  1817  an  Merkel, 
den  früheren  Konsistorial-Sekretär.  Nach  seiner  Ansicht 
soll  die  Kiste  den  Landschaftsvorstehern  ausgeliefert  werdeni 
aber  in  Gegenwart  eines  Notars.  Er  bittet  Merkel  um  ein 
Gutachten,  ob  das  das  Deutsch'sche  Legat  betreffende 
Aktenstück  auch  ausgeliefert  werden  dürfe,  da  dieses  Legat 
erst  während  der  Amtsdauer  des  Konsistoriums  gestiftet 
worden  sei.  Schließlich  ersucht  er  den  »alten  Freund«,  sich 
als  Notar  diesem  Geschäfte  zu  unterziehen  und  ihm  für 
seine  Zeitschrift  »Jedidja«*)  literarische  Beiträge  einzu- 
senden'). Diesen  Brief  schließt  Heinemann  einem  Schreiben 
vom  gleichen  Datum  an  Gebrüder  Wallach  bei,  welche  er 
bittet,  das  das  Deutsch'sche  Legat  betreffende  Aktenstück 
vorläufig  zu  behalten.  Aber  der  unpraktische  Gelehrte  hatte 
es  mit  überaus  vorsichtigen  Kaufleuten  zu  tun.  Die  Casseier 


')  Nr.  12.  Wer  mit  H.  Louis  gemeint  ist,  weiß  ich  nicht. 
H.  antwortet  am  7.  Oktober  1817.  Danach  befinden  sich  in  der  Kiste: 
»Die  Wechsel  der  Korporation  Hessea  und  der  Gemeinde  Casse! 
über  die  der  Talmudthorakasse  schuldigen  Gelder,  das  das  Dcutsch- 
sche  Legat  betreffende  Aktenstück  und  das  Aktenstück  Oberanla 
betreff.  Vergl.  dazu  die  oben  S.  83  f.  gegebenen  Verzeichnisse  der 
Talmudthorakasse. 

')    Vgl.  oben  S.  5  sowie  S.  371. 

»)  Nr.  15  enthält  einen  Entwarf  desselben  Schreibens,  Nr.  16 
den  Brief  Jacobsohns  vom  19.  Oktober. 
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Firma  lehnt  es  unter  dem  3.  November  entschieden  ab, 
darauf  einzugehen.  Sie  will  >aus  Ursachen  mit  dem  Inhalt 
der  Kiste  nichts  zu  thun  haben«  und  dieselbe  »nur  gegen  ihren 
Schein,  wie  sie  ist,  abgeben«.  Daß  Heinemanns  Vertrauens- 
männer in  Cassel  es  mit  ihrer  jetzigen  Behörde  nicht  ver- 
derben wollten,  ist  klar.  Weshalb  sie  aber  die  für  Merkel  be- 
stimmte Einlage  ohne  weiteres  zurücksandten,  ist  schwer  zu 
sagen*).  Neue  Anweisungen  Jacobsohns  angesichts  dieser 
neuen  Situation').  Den  Beschluß  des  Aktenkonvoluts  bildet 
ein  Schreiben  Jacobsohns  vom  4.  Mai  lt23')  auf  das  Ersuchen 
der  »Vorsteher  der  isr.  Gemeinden  Niederhessens<  vom 
18.  April  1823.  Er  habe  das  Verzeichnis  der  Papiere  bereits 
am  2.  Dezember  1817  an  Herrn  Finanzrat  Philippstein  ge- 
sandt und  gebeten,  die  der  Korporation  gehörigen  Papiere, 
abgesehen  von  dem  das  Deutsch'sche  Legat  betreffenden, 
auszuhändigen.  Wenn  das  Verzeichnis  nicht  stimme,  so 
sollen  die  Vorsteher  in  den  dortigen  Akten  weiteren  Auf- 
schluß suchen.  Als  Vorsteher  werden  Michel  Bensa,  G.  J. 
Rieberg*),  Gomp.  S.  Rothschild,  Wallach,  Rosengarten  und 
Dr.  J.  Pinchas  genannt. 

Anhang  I. 

Mendel  Steinhardt   und   das  Landrabbinat 
in  Westphale  n'). 

Unter  den  drei  geistlichen  Räten  des  Konsistoriums 
war  der  jüngste,  Steinhardt,  wohl  der  geistig  bedeutendste. 
Er    erfreute    sich    in  Cassel   allgemeiner  Achtung   auch  in 

*)  Nr.  18. 

*)  Am  17.  November  und  27.  November,  beide  von  Tressow 
datiert.  T.  oder  Tresop  im  Mecklenburgischen  wurde  1815  von  Jacob- 
sohn erworben.  Braunschw.  Mag.  1906,  S.  ll5. 

»)  Nr.  21. 

*)  Vgl.  oben  S.  82. 

*)  Nachstehende  Darstellung  ergänzt  den  obe«  Seite  28  ge- 
gebenen Bericht  in  mehrfacher  Hinsicht. 
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hohen  christlichen  Kreisen^).  Selbstredend  konnte  es  einem 
so  ausgeprägten  Charakter  nicht  an  Feinden  fehlen,  die 
seine  freisinnige  Denkweise  zu  giftigen  Verleumdungen 
veranlaßte").  Aus  einem  alten  Rabbinerhause  entsprossen, 
verband  er  ein  ungewöhnliches  talmudisches  Wissen  und 
einen  erstaunlichen  Scharfsinn  mit  einer  in  jener  Zeit 
seltenen  modernen  Bildung.  Bevor  er  seine  Casseler  Stel- 
lung antrat,  hatte  er  bereits  in  zwei  ähnlichen  Stellungen 
sich  erfolgreich  betätigen  können,  in  Minden')  und  in 
Hildesheim.  Leider  ist  uns  aus  dieser  Periode  seines  Lebens 
nichts  Näheres  bekannt.  Die  Landrabbinerstelle  der  Hildes- 
heimer  Gemeinde  hatte  bis  Ende  1803  Marcus  Valentin 
Levy  inne*).  Bis  zur  Wahl  des  neuen  Rabbiners  verging 
ein  Jahr,  während  dessen  die  Lehrer  David  Levin  (Levi) 
und  Simon  Joseph  Wahrendorf  die  religiösen  Funktionen 
ausübten.  Am  5.  Juni  1804  entschuldigten  sich  die  Juden- 
vorsteher dem  Magistrat  gegenüber  mit  der  noch  andau- 
ernden Vakanz  des  Landrabbinats.  Am  10.  Dezember  1804 
wurde    die  Königliche  Bestätigung   für  den  Neugewählten 

')  Haenlein  (über  denselben  weiter  S.  91,  97,  100)  urteilt 
von  ihm  in  einem  Briefe  an  den  Zivilgouverneur  von  Vincke  vom  14. 
Juli  1814:  »Ein  Mann  von  sehr  strenger  Rechtschaffenheit  und  ausge- 
zeichnet tiefen  Kenntnissen  in  seinem  Fache  und  dabei  von  sehr  auf- 
geklärter Denkungsart.c 

*)  Nach  einer  ziemlich  trüben  Quelle,  der  «Geheimen  Geschichte 
des  ehemaligen  Westphälischen  Hofes  zu  CasseN  (neugedruckt 
Cassel  1907)  S.  214,  soll  ein  geistliches  Mitglied  des  israelitischen 
Konsistoriums  einem  Freunde  in  der  Provinz  einen  gekochten  Aal  zum 
Geschenk  gesandt  haben.  Es  kann  kaum  ein  anderer  als  Steinhardt 
gemeint  sein. 

•)  Folgtaus  der  unten  S.  89  abgedruckten  Eingabe  der  Vorsteher 
der  Hildesheimer  Judenschaft  an  den  König  vom  10.  Dezember  1804. 
(Hildesheimer  Stadt-Archiv  Acta  betr.  die  Besteuerung  der  Jaden 
1804—1808).  Zeitlin  »Bibliotheca  postmendelssohniana«  s.  v.  kennt  ihn 
als  Rabbiner  von  Minden,  nicht  aber  als  solchen  von  Hildesheim. 

*)  Er  starb  am  23.  Dezember  1803  im  64.  Lebensjahr.  (Hildes- 
heimer Stadtarchiv.  Abt.  84,  Nr.  141.) 
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eingeholt.  Sie  erfolgte  widerruflich  am  31.  März  1805.  Das 
Sdireiben  der  Judenschaft  lautet: 

Allerdurcblauchtigster  Herr! 

Ew.  Königlichen  Majestät  ermangelt  die  hiesige  Judenschaft 
nicht,  hierdurch  anzuzeigen,  wie  wir  uns  genöthigt  gesehen  haben 
einen  neuen  Rabbiner  an  die  Stelle  des  vor  einem  Jahre  verstorbenen 
auf  die  gesetzmäßige  Art  zu  wählen.  Da  derselbe  ein  Ausländer  ist 
und  ohnedem  alle  übrigen  gesetzlichen  Formalitäten  beobachtet  sind, 
so  wollen  Ew.  Königliche  Majestät  geruhen  :  die  gesetzliche  Confir- 
mation  in  Hinsicht  des  neu  erwählten  Rabiners  Mendel  Steinhardt 
aus  Minden  erteilen  zu  lassen. 

Wir  verharren   u.  s.  w. 

Die  Vorsteher  der  hiesigen  Judenschaft. 

Hildesheim,  den  lü.  Dezember  1804'). 

Wenige  Monate  vor  den  Unglückstagen  von  Jena 
und  Auerstädt  gedachte  in  plötzlichem  Reformeifer  die 
preußische  Regierung  auch  der  sonst  wenig  beachteten 
Juden.  Wie  andere  Gemeinden  erhielt  auch  der  Hildes- 
heimer  Magistrat  durch  ein  Ministerialreskript  den  Auftrag, 
über  den  Stand  des  dortigen  jüdischen  Schulwesens  zu 
berichten'). 

•)  Hildesheimer  Stadt-Archiv  Acta  betreffend  die  Besteuerung 
der  Juden  1804— 18C8. 

-)  Aehnliche  Anfragen  ergingen  z.  B.  auch  an  den  Mindener 
Magistrat.  Nach  einem  Berichte  des  Preußisch.  Minden  Arensbergi- 
scben  Consistoriums  an  die  Kriegs-  und  Domänenkammer  wird  das 
Jndenwesen  allein  durch  die  Steuerräte  dirigiert.  Ein  Hofreskript  vom 
23.  März  1806  verlangte  die  Beantwortung  folgender  Fragen: 

1.  Ob  jüdische  Schulen  dort  vorhanden  sind. 

2.  Was  selbige  für  Fonds  haben. 

3.  Wie  selbige  überhaupt  beschaffea  und  was  darin  gelehrt  wird. 

4.  Wohin  die  jüdischen  Kinder  in  die  Schule  an  solchen  Orten 
gehen,  wo  keine  jüdischen  Schulen  vorhanden  ;  und  ob  sie  die  christ- 
lichen Schulen  besuchen  ? 

5.  Wie  hoch  die  Anzahl  der  jüdischen  schulfähigen  Kinder  an 
jedem  Orte  anzunehmen  ? 

Es  sollen  ferner  Voischläge  zu  einer  Verbesserung  des  jüdi- 
schen Schulwesens  gemacht  werden. 

Bei    der  Enqu&te    stellte   sich  heraus,    daß  nirgends  im  Bezirk 
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Am  5.  Mai  1806  ward  den  Juden  vom  Magistrat  auf- 
gegeben, in  Beantwortung  von  8  Fragen  über  ihr  Schulwesen 
zu  berichten  und  ihren  Rabbiner  bei  Abfassung  des  Berichtes 
mit  zu  Rate  zu  zielien.  Gleichzeitig  sollte  der  hiesige  »Juden- 
Rabbiner«  nebst  dem  Superintendenten  Vorschläge  zur  Ver- 
besserung des  Schulwesens  machen.  Als  Rabbiner  aber 
zeichnet    M.    Simon,  d.    h.    zweifellos    Menachem    Mendel 

jüdische  Schulen  beslanden.  Es  wird  vorgeschlagen,  solche  nicht  zu 
befördern,  sondern  die  Kinder  in  die  christlichen  Schulen  zu  senden, 
die  jüdischen  Privatlebrer  aber  einer  Prüfung  durch  das  Provinzial- 
Schulkoilegium  zu  unterziehen.  Nach  der  tabellarischen  Nachweisung 
von  dem  Zustande  des  Schulwesens  in  den  Städten  des  r  ürstentuirs 
Minden  vom  3.  Mai  1806  waren  in  Minden  selbst  30  schulfähige 
Kinder.  Kinderlehrer  Ephraim  Samuel  erteilt  den  Religionsunterricht. 
In  Lübbecke  wird  der  Schulmeister  Wolf  Oinsberger  genannt, 
der  70  Thaler  Beyträge  als  Gehalt  erhält.  In  R  a  h  d  e  n  wird  der 
Schulmeister  Levi  monathlichsweise  von  den  einzelnen  Familien  mit 
Speise  und  Trank  versehen  und  erhält  ca.  48  Thaler.  In  Peters- 
hagen war  der  Schullehrer  Jacob  Hirsch  ansäßig.  Von  Haus- 
berge werden  8  Kinder,  von  Vlotho  7  Kinder  und  der  Schul- 
meister Aron  Ascher  genannt.  In  S  c  h  I  ü  s  s  e  1  b  u  r  g  ist  kein  Lehrer. 
Die  Kinder  gehen  nach  dem  eine  Stunde  entfernten  Stolzeran. 
W.ihrend  der  Bericht  des  einen  Regierungsreferenten  jüdische  Schulen 
nicht  neu  errichten  will,  schlägt  ein  zweiter  Referent  Errichtung 
einer  ^Centralschule  auf  Kosten  der  Qesamtjuden- 
schaft  einer  jeden  Provinz«  vor,  und  zwar  in  Herford 
für  seinen  Bezirk.  In  derselben  soll  jüdischer  Reli- 
gionsunterricht durch  einenvomOberrabbiner  und 
C'ier-Landes-Aeltesten  genau  geprüften  jüdischen 
Lehrer  erteilt  werden.  Die  jüdischen  Lehrlinge 
sollen  darin  wohnen  und  gespeist  werden.  »Zum 
Unterricht  für  die  Moral  und  humanioren  Wissen- 
schaften, wird  sich  dann  leicht  ein  christlicher 
Lehrer  finden,  der  einige  Stunden  des  Tages  diesem 
Geschäfte  im  Schul  hanss  widmet«.  Die  Kinder  bis  zu 
i2  Jahren  sollen  am  Wohnort  ihrer  Eltern  vom  dortigen  Lehre."-, 
eventuell  vom  christlichen  Lehrer  unterrichtet  werden.  ^In  der  Cen- 
tral Schule  selbst  werdea  sich  nach  und  nach  diejenigen  Subjekte 
als  Seminaristen  bilden,  die  zu  Unterschullehrern  demnächst  gebraucht 
Würden  könnten.« 
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b.  Simon  Steinhardt.  Nun  hat  sich  Steinhardt  allerdings 
noch  am  8.  März  1809  in  Hildesheim  aufgehalten.  Denn 
dorthin  meldete  ihm  das  Konsistorium  seine  Ernennung 
zum  Rabbiner  des  Oberrabbiner-Sprengeis  Warburg  durch 
den  Minister  des  Innern  mit  einem  Gehalt  von  öOO  Thalern*), 
Als  Vertreter  der  Hildesheimer  Gemeinde  mag  er  auch 
bei  der  Februar- Versammlung  des  denkwürdigen  Jahres  1808 
zuerst  Jacobsohns  Bekanntschaft  gemacht  haben.  Seine  Stel- 
lung in  Cassel  brachte  ihn  mit  dortigen  hervorragenden 
Persönlichkeiten  in  nähere  Beziehungen.  Zu  ihnen  gehörte  der 
spätere  Königlich  Preußische  Präsident  und  Gesandte  am 
Kurhessischen  Hofe  Siegmund  Carl  von  Haenlein^).  Eines  der 
rührigsten  Mitglieder  des  Konsistoriums,  scheint  Steinhardt 
die  Seele  der  Reformbestrebungen  auf  dem  Gebiete  des  Kultus 
und  der  religiösen  Praxis  gewesen  zu  sein  und  fand  bei 
dieser  angestrengten  Tätigkeit  als  Konsistorialrat  und  ver- 
mutlicher Leiter  des  Seminars'^)  nur  wenig  Zeit,  um  das 
ihm  ebenfalls  übertragene  Amt  als  Oberrabbiner  des 
Sprengeis  Warburg  zu  verwalten*).  Dem  Oberrabbiner 
unterstanden  der  Unterrabbiner  David  Schulmann  von  Pader- 
born und  der  Rabbinatsadjunkt  Abraham  Sutro  zu  Höxter'). 
Als  Konsistorialrat  wie  als  Oberrabbiner  erfreute  sich  Stein- 
hardt einer,  wenn  auch  nicht  sorgenfreien,  so  doch  durchaus 
auskömmlichen  Stellung.  Da  kam  plötzlich  die  Katastrophe 
von  Leipzig.  Das  Konsistorium  löste  sich  auf,  und  in  den 


'J  Staatsarchiv  Münster  Oberpräsidium  Nr.  53.  Landrabbiner 
Steeg  von  Warburg  war  kurz  vorher  verstorben.  Siehe  auch  obea 
Seite  27  u.  100, 

')  Über  ihn  siehe  den  Kurhessischen  Staatskaiender  von  1S15 
sowie  Ledebur  »Preußisches  Adclslexikon«  I.  S.  316. 

»)  Vgl.  S.  34. 

*)  Vielleicht  hat  auch  der  Umstand,  daß  das  Klima  von  War- 
burg auf  seine  Gesundheit  ungünstig  einwirkte,  dazu  beigetragen, 
ihm  den  Aufenthalt  dort  zu  verleiden. 

»)  Über  Schulmann  s.  weiter  S.  94,  97,  99.  Über  Sutro  S.  97 
und  sonst. 
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ihm  unterstellten  Gemeinden  war  mit  einem  Schlage  die 
althergebrachte  Ordnung  oder  vielfach  Unordnung  wieder 
hergestellt.  Stelnhardt  traf  der  Umschwung  der  Dinge 
härter  als  seine  Kollegen.  FränkeP)  und  Berlin')  nahmen 
ihre  frühere  Tätigkeit,  jener  in  Dessau,  dieser  in  Cassel, 
wieder  auf.  Heinemann  scheint  als  Privatsekretär  Jacob- 
sohns finanziell  einigermaßen  sicher  gestellt  gewesen  zu 
sein.  Wittersheim  gehörte  einer  hochangesehenen  und  wohl- 
habenden Familie  im  Elsaß  an  und  hatte  den  Kaufmanns- 
beruf niemals  aufgegeben').  Da  Steinhardt  einsehen  mußte, 
daß  seine  Stellung  beim  Casseler  Konsistorium  für  ihn 
endgültig  verloren  sei,  so  hielt  er,  um  seine  zahlreiche 
Familie*)  vor  Not  zu  schützen,  um  so  energischer  an  seinem 
zweiten  Amte  fest.  Das  Jahr  1814,  in  welchem  so  viele 
Existenzen  zusammenbrachen,  war  auch  für  ihn  eine  Zeit 
bitterer  Erfahrungen*).  Gestützt  auf  den  Artikel  5  des  König- 
lichen Decrets  vom  10.  Oktober  1813,  stellte  er  sich  der 
preußischen  Regierung  gegenüber  auf  den  Standpunkt, 
daß  seine  Stellung  als  Cberrabbiner  des  Distrikts  Warburg 
auch  unter  der  neuen  Behörde  durchaus  zu  Recht  bestehe, 
und  erbat  demgemäß  nur  die  Erlaubnis  zur  Verlegung 
seines  Rabbinatssitzes  von  Warburg  nach  dem  zu  seinem 
Sprengel  gehörigen  Paderborn*).  Bereits  im  November  1813 

»)  Vgl.  oben  S.  41. 

2)  Oben  S.  20  ff. 

»)  Oben  S.  32. 

*)  Von  seiner,  wie  er  selbst  berichtet,  7  Personen  starken  Familie, 
nennt  er  uns  seinen  Sohn  Simon;  vgl.  weiter  unten  Seite   121. 

*)  Vgl.  weiter  über  Friedheim  Seite  116  ff. 

•)  Staatsarchiv  Münster  Oberpräsidium  Nr.  53.  Die  Gemeinde 
Warburg  hatte  das  Rabbinerhaus  auf  33  Jahre  vermietet.  Die  Gemeinde 
Paderborn  war  ein  Teil  der  Landesjadenschaft  des  Fürstentums 
Paderborn.  Nach  der  Landesherrlichen  Judenordnung  von  1719  durften 
nur  125  Familien  im  Lande  wohnen.  1804  wohnten  dagegen  in  den 
Städten  des  Fürstentums  252  und  auf  dem  platten  Lande  152, 
zusammen  404  Familien  oder  2068  Seelen.  Die  Abgaben  waren  teils 
bestimmt,  teils  unbestimmt.  Jährlich  waren  »außer  den  gewöhnlichen 
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hatte  er  sich  an  die  Landesvorsteher  der  jüdischen  Ge- 
meinden im  Fürstentum  Paderborn  wegen  seines  Gehaltes 
gewendet,  aber  gar  keine  Antwort  erhalten^).  Seine  Ein- 
gaben an  die  Regierung  hatten  trotz  Jacobsohns  Vermitt- 
lung und  Befürwortung  ebensowenig  Erfolg*).  Vergebens 
berief  er  sich  auf  das  amth'che  Deputationsprotokoll,  dem 
auch  Heinemanns  Darstellung  jener  bedeutungsvollen  Tage 
entstammt,  um  den  Nachweis  zu  führen,  daß  er  nicht  nur 
durch  die  Bestimmung  eines  von  Sr.  Majestät  dem  Kön'g 
von  Preußen  anerkannten  Gouvernements,  sondern  auch 
durch  den  eigenen  und  ausdrücklichen  Willen  der  Israe- 
liten seines  Sprengeis  »im  wohlbegründeten  Besitz  des 
noch  bestehenden  und  schon  aus  früheren  Zeiten  her- 
rührenden Rabbiner-Amts«    sei^).     Um    dem    Einwand    zu 


öffentlichen  und  Communitätslasten«  1250  Tfialer  in  Oold  zu  zahlen. 
Die  zur  Neuordnung  der  Verhältnisse  bei  dem  Übergang  in  preußi- 
schen Besitz  eingesetzte  Kommission  schlug  1804  vor,  keine  neuen 
Juden  mehr  zu  dulden.  Die  nicht  vergeleiteten  Juden  sollen  sofort 
ausgewiesen  werden.  Durch  Fürsprache  des  Landrals  von  Elverfeld 
wurde  jedoch  dieses  Unheil  von  den  Gemeinden  abgewendet.  Es 
handelte  sich  also  um  eine  ziemlich  starke  Bevölkerung  in  dem  von 
Steinhardt  bisher  innegehabten  und  neu  erstrebten  Rabbinate.  In 
Paderborn  selbst  wohnten  am  23.  November  1804  22  vergeleitete 
Familien.  (Acta  betr.  Verfassung  der  Juden  im  Fürstentum  Paderborn 
1804  Staats-Archiv  Münster.) 

')  Folgt  aus  der  Eingabe  vom  24.  Februar  1814  (St.  A.  M. 
Oberpräsidium  Nr.  53.) 

»)  Die  Eingabe  Steinhardts  hatte  Jacobsohn  irrtümlich  am 
18.  Februar  1814  nach  Halberstadt  anstatt  an  die  zuständige  Behörde, 
das  Gouvernement  zwischen  Weser  and  Rhein,  überwiesen. 

')  Vgl.  auch  oben  S.  7.  Der  Beschluß  der  Deputierten- 
versammlung, an  welcher  als  Vertreter  des  Paderborner  Gebiets 
die  1814  noch  lebenden  Landesvorsteher  Lazarus  Woiff,  Herz 
aus  Beverungen,  Salomon  Leifmann  aus  Paderborn  und  Jacob  Leh- 
mann aus  Warburg  teilgenommen  hatten,  den  geistlichen  Räten  des 
Konsistoriums  zugleich  Rabbinerstellen  zu  übertragen,  sowie  die 
Ausführung  dieses  Beschlusses  in  allen  Einzelheiten  Jacobsohn  zu 
übellassen,  diente  Steinhafdt  als  Ausgangspunkt  für  seine  Deduktionen. 
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begegnen,  als  ob  sein  Oberrabbineramt  bloß  nomineller 
Natur  gewesen  sei,  führt  er  zwei  Momente  für  sich  an, 
den  Gehaltsbezug  und  die  tatsächliche  Wahrnehmung  der 
Rabbinatsfunktionen  durch  ihn.  Bereits  April  1809  habe  er 
seine  Stelle  angetreten  und  verwaltet,  bis  er  zur  Teilnahme 
an  den  Konsistorlalsitzungen  nach  Cassel  berufen  worden 
sei.  Mehrere  Male  habe  er  seinen  Sprengel  bereist  und 
religiöse  Anfragen  beantwortet.  Vermutlich  würde  die 
preußische  Verwaltung,  ihrem  sonstigen  Prinzip,  sich  in 
die  innerreligiösen  Verhältnisse  der  Juden  so  wenig  als 
möglich  einzumischen,  getreu,  gegen  diesen  Wunsch  wenig 
einzuwenden  gehabt  haben,  wenn  nur  die  Paderborner 
selbst  mit  der  Beibehaltung  ihres  bisherigen  Oberhirten 
einverstanden  gewesen  wären.  Am  16.  März  1814  forderte 
die  Regierungskommission  zu  Paderborn  das  dortige  Syn- 
dikat zum  Bericht  auf.  Eine  Antwort  scheint  überhaupt 
nicht  erfolgt  zu  sein.  Erst  auf  eine  zweite  Eingabe  Stein- 
hardts  vom  26.  April  und  auf  Drohungen  mit  exemplari- 
schen Zwangsmaßregeln,  bequemte  sich  der  Vorsteher 
Löwenthal  zu  antworten.  Er  entschuldigte  sich  damit,  er 
habe  die  ihm  eingesandten  Gesuche  Steinhardts  verloren  (!). 
Auf  die  höchst  unerquicklichen  inneren  Zustände  des 
damaligen  Paderborner  Gemeindelebens  wirft  die  Ange- 
legenheit des  Lehrers  Schlesinger  ein  grelles  Schlaglicht*). 
Die  Gemeinde  be?aß  übrigens  in  dem  bisherigen  Unter- 
gebenen St.'s,  David  Schulmann,  bereits  einen  Seelsorger, 
mit  dem  sie  zufrieden  war,  und  der  mit  ihr  zufrieden  war, 
zufrieden  auch  mit  dem  kärglichen  Gehalt  von  270  Talern, 
das  man  ihm  gab.  Von  dem  Einzüge  des  Oberrabbiners 
mußte  sie  eine  in  den  unsicheren  Zeiten  doppelt  uner- 
wünschte Erhöhung  ihrer  ohnedies  drückenden  Schulden- 
last befürchten*).   Keine  Frage,  daß  zu  dieser  ablehnenden 

>)  Vgl.  weiter  S.  102  ff. 

■)  Eine  besonders  schwere  Last  bedeuteten  die  noch  aas  dem 
siebenjährigen  Kriege    stammenden  Korporationsschulden.    Derartige 
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Haltung^  der  jüdischen  Bevölkerung  auch  der  Haß  gegen 
»jenes  sämth'che  Rehgions  Genossen  drückende  Consistorium < 

Verbindlichkeiten  lasteten  auf  verschiedenen  Judenscbaftsverbänden 
des  ehemaligen  Königreichs  Westphalen.  Das  Konsistorium  suchte 
auch  auf  diesem  Gebiete  bessernd  einzugreifen.  Im  Januar  1810 
sandte  es  zwei  seiner  Mitglieder  nach  Warburg,  um  sich  von  dem 
dortigen  Korporationsschuldenwesen  gehörig  zu  unterrichten.  Im 
März  veranstaltete  es  eine  ähnliche  Konferenz  zu  Cassel  zwecks 
Beratung  über  die  Schulden  der  vormals  hessischen  israelitischen 
Korporation,  und  im  April  des  gleichen  Jahres  war  es  \.\u\  Bericht 
an  den  Minister  im  Begriff,  eine  Untersuchung  wegen  der  Halbcr- 
siädter  isr.  Korporationsschulden  zu  veranstalten.  (St.  A.  M.  »Acta 
die  Tilgung  der  Schulden  der  Paderborn'schen  Judenschaft  betreffend 
1810—1812«).  Im  vormaligen  Fürstentum  Paderborn  betruc^en  die 
Schulden  im  März  1810  ca.  6C000  Taler.  Von  241,  darunter  zah'.reichen 
armen  Familien,  waren  9177  Fr.  Zinsen  aufzubringen,  während  man 
doch  höchstens  80  einigermaßen  bemittelte  Oemeindeangebörij^e 
zählte.  Durch  die  Neuregelung  der  Dinge  im  Königreich  Westphalen 
waren  manche  Beiträge  zur  Schuldentilgung  in  Wegfall  gekommen, 
so  die  von  einera  neuen  Schutzjuden  vor  seiner  Niederlassung  zu 
zahlende  Summe,  ebenso  bestimmte  Prozente  vom  Nachlaß  eines 
Verstorbenen.  Vor  allem  aber  fehlte  jetzt  jede  Organisation  der  Ver- 
mögensveranlagung, wie  sie  bisher  mit  exekuiorischer  Wirkung  durch 
die  Schätzer,  Vorsteher  und  Deputierten  auf  den  alle  drei  Jahre  statt- 
findenden Landtagen  erfolgt  war.  Seit  dem  letzten  Landtage  von 
1807  hatte  die  bis  dahin  übliche  Vermögens-  und  Kopfsteuer  nicht 
mehr  ausgeschrieben  werden  können.  An  eine  Amortisation  der 
Schuld  hatte  man  in  früherer  Zeit  kaum  gedacht,  weil  »der  Kredit 
der  Korporationen  so  fest  begründet  war,  daß  sie  nicht  nur  keine 
Kündigung  zu  befürchten  hatten,  sondern,  im  Fall  deren  auch  erfols^t 
wären,  zu  4  und  3%  Geld  in  Menge  haben  konnten,  um  alie  Gläu- 
bhtti  zu  befriedigen  und  an  deren  Stelle  neue  anzunehmen«.  Diese 
so  sicher  begründete  Institution  war  nun  unter  der  neuen  Herr- 
schaft ins  Wanken  geraten.  Die  Gläubiger  waren  in  ihrem  Vertrauen 
irre  geworden  und  zogen  ihre  Kapitalien  teilweise  zurück.  Vergebens 
machte  man  bei  dem  Unvermögen,  die  Darlehen  zurückzuzahlen,  den 
Erbfin  des  verstorbenen  Geheimrats  Meyer  das  Anerbieten,  die  Zinsen 
auf  5%  zu  erhöben,  vergebens  bat  man  den  Minister,  die  exekuto- 
rische  Beitreibung  der  von  den  Vorstehern  verfügten  Schuldbeiträgs 
wie  in  früherer,  vorwestphälischer  Zeit,  zu  gestatten,  vergebens  erbat 
man    eine    ähnliche  Regelung,    »wie   solche  in  Ansehung  derjenigen 
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sehr  wesentlich  beigetragen  hat.  Steinhardts  seinerzeitige 
Anstellung  als  Oberrabbiner  galt  den  Juden,  wie  aus  dem 
Bericht  hervorgeht,  als  ein  unverbindlicher  Zwangsakt  der 
früheren  Regierung,  mit  deren  Aufhören  auch  seine  Rechte 
aufgehört  hätten.  Recht  unfreundlich  bemerkt  dabei  der 
Vorsteher  Löwenthal,  Steinhardt  habe  sich  »außer  einigen 
Lustreißen  nie  als  Paderborner  Rabbiner  geriert«.  Er  rät 
ihm  schließlich,  sich  in  die  bösen  Zeiten  zu  schicken  und 
seine  Hildesheimer  Stellung  zurückzuerlangen  zu  suchen. 
Dem  Berichte  des  Syndikus  folgte  innerhalb  weniger  Tage 
die  Abweisung  des  Gesuches  durch  den  Zivilgouverneur^). 


15000  Taler  erfolgte,  welche  die  vormals  Hessische  Korporation  dem 
Kronschatz  schuldig  war«.  Angesichts  der  westphälischen  Finanz- 
misere wies  der  Präfekt  in  seinem  Outachten  auf  das  höchst  Bedenk- 
liche neuer  Steuern  hin,  »der  Zweck  mag  sein,  welcher  er  wolle«. 
Die  schließliche  Antwort  des  AAinisters  vom  2.  November  1812  lautete 
dementsprechend  recht  wenig  entgegenkommend.  Der  Halberstädter 
Korporation  hatte  ein  von  Jacobsohn  entworfener  Tilgungsplan  recht 
gute  Dienste  geleistet.  (Bericht  des  K.  an  den  Minister  vom  23.  März 
1812  a.  a.  O.)  Die  Korporationsschuldenfrage  beschäftigte  auch  noch 
die  preußische  Regierung  in  späteren  Jahren.  Für  den  Verwaltungs- 
bezirk der  ehemaligen  Kriegs-  und  Domänenkammer  zu  Minden 
wurde  am  31.  Juli  1817  eine  aus  dem  Stadtdirektor  Delius  zu  Biele- 
feld, als  Vorsitzenden,  und  den  dortigen  Bankiers  Eisenstädter  (über 
ihn  S.  117)undMeyer,  alsMitgliedern, bestehende  besondereKommission 
dieserhalb  eingesetzt,  deren  Verfügungen  die  Juden  Folge  zu 
leisten  hatten.  Am  1.  Februar  1815  hatte  Eisenstädter  der  Re- 
gierung berichtet,  daß,  um  die  Korporationsschulden  der  Ravens- 
berger  tilgen  zu  können,  noch  800  Taler  fehlen.  Er  bat  die  Königliche 
Regierung,  den  lässigen  Zahlern  mit  Zwangsmaßregeln  zu  drohen. 
(St.  A.  M.  Reg.-Bez.  Minden  V  10.)  Die  1817  eingesetzte  Kommission 
(Acta  des  Magistrats  der  Stadt  Minden  betreffend  die  kirchlichen 
und  sonstigen  Qemeindeange!''genheiten  der  Juden  1814)  wurde 
1819  aufgelöst. 

')  Löwenthals  Bericht  an  die  Regierung  St.  A.  M.  a.  a,  O. 
Betreffend  die  Klagen  über  das  Konsistorium  siehe  auch  oben  S.  49. 
Am  31.  März  1812  berichtet  der  Präfekt  des  Fulda-Departements  an 
den  Minister,  in  seinem  ganzen  Distrikt  werde  über  das  Drückende 
der   auf  Vorschlag   des  jüdischen  Konsistoriums  angesetzten  Steuern 
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Damit  schien  Steinhardts  Angelegenheit  endgültig  erledigt 
zu  sein,  als  ihm  der  Zufall  zu  Hülfe  kam.  Der  würdige 
alte  David  Schulmann,  der  seit  vielen  Jahren  seines  Amtes 
in  Paderborn  waltete,  starb,  und  damit  fiel  ein  sehr  bedeu- 
tendes Hindernis  für  St.'s  Hoffnungen  fort.  In  erneuter 
Eingabe,  einem  wahren  Meisterstück  geschickter  Darstel- 
lung, weiß  er  diese  Fügung  des  Schicksais  für  sich  auszu- 
nützen^). Besonders  auf  die  mächtige  Fürsprache  eines  per- 
sönlichen Freundes  Vinckes,  des  schon  erwähnten  Präsiden- 
ten von  Häniein  hin,  verfügte  der  Zivilgouverneur  die  mög- 
lichste Berücksichtigung  des  stellenlosen  Gelehrten.  Der 
Judenschaft  Paderborns,  die  bereits  zwei  Kandidaten  zur 
Bestätigung  vorgeschlagen  hatte,  vielleicht  gerade  um  die 
Person  ihres  ehemaligen  Oberhirten,  dem  sie  offenbar  recht 
gemischte  Gefühle  entgegenbrachte,  auszuschließen,  solle 
seine  Wahl  warm  empfohlen  werden.  Für  St.  bedeutete  diese 
Regierungsentscheidung,  die  ihn  den  Zufälligkeiten  einer 
Wahl  aussetzte,  eine  herbe  Enttäuschung.  Er  hatte  sich 
von  dem  Empfehlungsschreiben  des  preußischen  Gesandten 
weit  mehr  versprochen  und  wußte  nur  zu  wohl,  wie  wenig 
er  von  dem  guten  Willen  der  Paderborner  zu  erwarten 
hatte.  Für  den  Bezirk  Höxter  mindestens,  in  welchem  er 
stets  allein  ohne  einen  Unterrabbiner  fungiert  habe'),  könne 
er  doch,  wie  er  meinte,  ohne  weitere  Wahl  bestätigt  werden 
(Schreiben  vom  19.  Oktober)»).  Der  Gouverneur  präzisierte 
daraufhin  seinen  Standpunkt  gegenüber  der  aufgelösten  isra- 


geklagt,  und  vielleicht  mit  Recht.  Im  Distrikt  Paderborn  sei  dies  ganz 
besonders  der  Fall. 

»)  Bericht  vom  11.  Juli  1814. 

»)  In  Höxter  fungierte  kein  Unterrabbiner,  sondern  der  Rab- 
binatsadjunkt  Sutro.  Die  Vorgänge  gehen  aus  den  Akten  nicht  klar 
hervor.  Es  scheint,  daß  es  sich  bei  Präsentation  jener  beiden  Kandi- 
daten »zur  Auswahl  und  Bestätigung«  zunächst  um  die  Feststellung 
der  der  Behörde  am  meisten  genehmen  Persönlichkeit  handeln  sollte. 
Eine  Landtagswahl  hatte  bisher  keinesfalls  stattgefuaden. 

»)  St.  A.  M.  a.  a.  O. 

7 
Lazarus.  ' 
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elitischen  Synodalverfassung  nur  ganz  kurz  dahin,  daß  er 
alle  aus  derselben  hergeleiteten  Ansprüche  für  ungültig 
ansehe.  Die  Aussichten  Steinhardts  standen  also  nicht 
besonders  günstig.  Da  kam  ihm  die  Verschleppungstaktik 
der  Paderbörner  zu  Hülfe.  Der  Regierung  kam  es  gewiß 
nicht  in  den  Sinn,  ihnen  die  Freiheit  der  Wahl  zu  be- 
schränken. Wäre  es  ihnen  bloß  darauf  angekommen,  Stein- 
hardt  auszuschalten,  so  hätten  sie  nur  einen  der  beiden 
der  Regierung  bereits  genannten  Kandidaten  auf  dem  Land- 
tage endgültig  zu  wählen  brauchen.  Offenbar  aber  wollten 
sie  überhaupt  keinen  Rabbiner  und  zogen  deshalb  unter 
allerlei  Vorwänden  die  Beschickung  des  Landtages  in  die 
Länge.  In  einem  beweglichen  Schreiben  wandte  sich  nun 
der  vielgeprüfte  Mann,  der  seit  mehr  als  einem  Jahre  kein 
Gehalt  mehr  bezogen  hatte,  noch  einmal  an  die  Behörde. 
Das  für  ihn  äußerst  charakteristische  Schreiben  lautet : 

Ew.  Hoch-  und  Wohlgcbohren  haben  in  Dero  sehr  verehrlichea 
Zuschriften  vom  19.  September  und  22.  Oktober  d.  J.  mir  den  Inhalt 
Dero  Verfügung  vom  6.  September  und  der  darauf  erfolgten  Eingabe 
der  Vorsteher  vermöge  deren  die  vorgeschriebene  Rabbinerwahl 
spätestens  anfangs  November  stattfinden  solle,  [mitgeteilt].  Dessen- 
ungeachtet ist  von  der  jüdischen  Gemeinde  noch  kein  Schritt  zu 
diesem  Behuf  vorgenommen  worden,  wie  man  mir  geschrieben,  um 
die  Ländervertheilungen  des  Wiener  Kongresses  abzuwarten  Wie  aber 
Unterthanen  in  jedem  Verhältnisse  nur  die  gegenwärtigen  Gesetze 
Verfassungen,  Regierer  im  Auge  haben,  keineswegs,  am  mindesten 
in  Rechtssachen,  auf  künftigen  möglichen  Wechsel  der  höchsten 
Gewalt  seine  Pflichten  berechnen  soll  (sie),  so  geht  mein  ganz  ge- 
horsames Ansuchen  dahin.  Hochlöbliche  Regierung  wolle  die  Ge- 
meinde zur  schnellen  ungesäumten  Feststellung  der  Wahl  ernstlich 
vermahnen.  So  oft  schon  war  ich  gezwungen,  Ew.  Hoch-  und  Wohl- 
gebohren auf  meine  traurige  Lage  aufmerksam  zu  machen,  auf  die 
Nothwendigkeit,  ihr  Abhülfe  zu  verschaffen,  auf  die  Unmöglichkeit,  in 
der  quälenden  Ungewißheit,  tüchtige  Maßregeln  zu  ergreifen,  mich 
zu  berufen,  daß  ich  Bedenken  tragen  muß  diese  Darstellung  zu 
wiederholen.  Dennoch  bin  ich  unter  meinen  Collegen  nicht  nur  der 
anglücklichste,  sondern  auch  derjenige,  dessen  am  meisten  begründete 
Ansprüche    am    wenigsten    Eingang    finden.    Mit    eiHer    zahlreichen 
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Familie  bin  ich  seit  länger  als  einem  Jahr  ohne  Oehalt,  der  dem  ehe- 
maligen Unterrabiner  Schulmann  selig  uad  dem  Herrn  Adjunkt 
Sutro,  für  das  laufende  Jahr  zuerkannt  worden  ;  und  im  Besitze  eines 
unbezweifelten  Rechts,  ist  selbst  die  Wahl,  von  der  es  abhängig 
gemacht  worden,  aus  dem  unstatthaftigsten  Grunde  und  Dero  aus- 
drücklichem Befehl  zuwider  schon  seit  Monaten  verschoben.  Die 
Gewogenheit  Ew.  Hoch- und  Wohlgebobren  und  die  innere  Begründung 
meiner  gehorsamen  Bitte,  läßt  mich  geneigten  und  zweckdienlichen 
Verfügungen  vertrauensvoll  entgegensehen.  Mit  schuldigstem  Respekt 
verharrt    Hochlöbl.    Regierungsdeputation    ganz  gehorsamster  Diener 

Steinhardt. 
Cassel,  den  15.  Dezember  1814. 

Die  Regierung  gelangte  nunmehr  zu  der  Überzeugung, 
daß  die  Gemeinden  des  Fürstentums  den  Landtag,  auf  dem 
die  Wahl  vorgenommen  werden  mußte,  nicht  beschicken 
wollten,  um  das  durch  den  Tod  des  Rabbiners  Schulmann 
erübrigte  Gehalt  zu  sparen*).  Die  Qualifikation  des  Konsis- 
torialrats  Steinhardt  scheint  dem  Regierungsreferenten  »durch 

»)  Über  die  Landtage  im  Paderborner  Gebiet  siehe  oben  S.  94 
Anm.  2  und  Seite  29  Anm.  1.  Sie  sind  bisher  noch  wenig  beachtet 
worden.  Zur  Kenntnis  von  deren  Geschäftsführung  ist  eine  Eingabe 
von  Interesse,  welche  das  Konsistorium  in  der  Korporationsschulden- 
frage am  23.  März  1812  an  den  Minister  richtet.  In  diesem  Bericht 
heißt  es:  »Es  war  nämlich  von  jeher  üblich,  daß  alle  drei  Jahre  eine 
Zusammenkunft  aller  Mitglieder  der  Korporation  auf  ciHcm  dazu 
bestimmten  sogenannten  Landtage  gehalten  wurde,  welche  den  Zweck 
hatte,  daß  Deputierte,  Vorsteher  und  Schätzer  gewählt  wurden,  die 
den  Vermögenszustand  der  Kontributionsfähigen  untersuchten  und 
hiernach  eine  Vermögenssteuer,  außerdem  aber  noch  eine  Kopfsteuer 
festsetzten.  Man  berücksichtigte  dabei  bloß  die  jährlich  zu  bezah- 
lenden Zinsen,  nicht  aber  eine  allmähliche  Abtragung  des  Kapitals,  . .  . 
Die  Kontributionsbeiträge  betreffend,  so  waren  solche,  sobald  sie  die 
Vorsteher  justifiziert  hatten,  exekutorisch,  und  es  weigerte  sich  selten 
jemand,  zu  bezahlen.  Erst  vom  Jahre  1807  an,  um  welche  Zeit  der 
letzte  Landtag  gehalten  wurde,  fing  die  Zahlung  zu  stocken  anc. 
Dem  Vorsteher  Salomon  Leiffmann,  der  diesen  letzten  in  Warburg 
stattfindenden  Judenlandtag  besuchen  wollte,  stellte  die  Regierung  zwey 
Gensdarmenzur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  znrVerfügung.  Er  lehnte 
das  mit  dem  Bemerken  ab,  er  hoffe,  es  werde  «icht  nötig  sein.  Eine  der 
1807  zur  Verbandlang  gelangendes  Fragen  betraf  die  Judcnschutzgelder. 

r 
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seine  vorige  Funktion,  durch  seinen  Ruf  und  durch  das 
Zeugnis  eines  verdienten  und  ernsten  Geschäftsmannes, 
des  Herrn  Präsidenten  von  Haenlein,  so  entschieden,  daß 
nichts  wünschenswerter  scheint,  als  diesen  in  Folge  der 
neuen  Zeitereignisse  in  den  dürftigsten  Umständen 
lebenden  Mann  an  der  Spitze  der  jüdischen  Gemeinde, 
der  er  früherhin  vorstand,  zu  sehen«.  Die  Regierung  bean- 
tragte am  25.  Dezember  die  provisorische  Anstellung  Stein- 
hardts  mit  dem  durch  Schulmann  bezogenen  Gehalte  von 
270  Talern.  In  ausführlicher  Begründung  weist  sie  auf  die 
schwerwiegenden  Übelstände  hin,  die  durch  die  Auflösung 
des  Konsistoriums,  der  Aufsichtsinstanz  über  die  religiöse 
Jugendbildung  und  den  jüdischen  Kultus,  hervorgerufen 
worden  seien.  Bereits  drei  Tage  später  entspricht  der  Gou- 
verneur diesem  Antrage.  Der  Bezirk  des  wieder  in  seine 
Rechte  eingesetzten  Oberrabbiners,  der  zugleich  auch  die 
Funktion  des  verstorbenen  Unterrabbiners  übernehmen 
sollte,  umfaßte  das  Fürstentum  Paderborn,  den  Bezirk 
Höxter,  sowie  die  Enklaven  Rittberg  und  Corvey.  Am 
1.  Februar  1815  dankte  Steinhardt  noch  von  Cassel  aus, 
und  am  20.  Februar  befand  er  sich  bereits  in  Paderborn*}. 
Die  Gemeinden  fanden  sich  wohl  oder  übel  mit  der  voll- 
zogenen Tatsache  ab.  Auch  die  finanzielle  Frage  regelte 
sich  nunmehr  befriedigender.  Dem  neuen  geistlichen  Führer, 
der  bisher  als  solcher  ein  Gehalt  von  500  Talern  bezogen 
hatte,  eine  Herabminderung  desselben  auf  wenig  mehr  als 
die  Hälfte  zuzumuten,  erschien  sowohl  der  Regierung  wie 
dem  nun  endlich  zusammengetretenen  Landtag  um  so 
unbilliger,  als  bereits  Oberrabbiner  Steeg  zu  Warburg, 
St's  Vorgänger,  450  Taler  nebst  freier  Wohnung  erhalten 
hatte.  Bezog  doch  der  erste  Lehrer  in  Paderborn,  Schlesinger, 
255  Taler*).    Langwierige  Verhandlungen   machte  indessen 


»)  Vgl.  oben  S.  28. 
«)  Vgl.  unten  S.  102  ff. 
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noch  die  Umlage   der  Gehaltssteuer  auf  die  verschiedenen 
Gebietsteile  des  Bezirks  erforderlich*). 

Von  den  besten  Absichten  beseelt,  trat  Steinhardt  sein 
neues  Amt  an.  Sein  Herz  mochte  von  neuer  Hoffnung 
auf  eine  segensreiche  Wirksamkeit  in  der  Stadt  an  der 
Pader  erfüllt  sein.  Erwartete  ihn  doch  hier  und  in  dem 
großen  dazu  gehörigen  Bezirk  ein  weites,  großes  Arbeits- 


')  Laut  einer  Erklärung  der  Landesvorsteher,  Deputierten  und 
Revisoren  C.  W.  Hellwitz,  S.  Leiffmanu  (oben  S.  99)  Löwentbal, 
Jakob  Lehmann,  Moses  Emanuel  Rinde),  Jonas  Michaelis,  L.  A. 
Ransebof,  Isaac  Archenhold,  Sosmann  Flechthelm,  Levi  S.  Sternberg, 
A.  Selig  Düsterberp'  vom  2.  April  1815  hatte  der  Landtag  350  Taler 
bewilligt.  Dazu  kommen  die  Enklaven  Rittberg  und  Corvey  mit 
Oehaltsquoten  von  40  resp.  60  Talern,  sodaß  das  Oehalt  das  des 
Vorgängers  erreicht.  Der  Beschluß  wurde  durch  Regierungsverfügung 
vom  27,  Juli  1815  genehmigt.  Der  ursprüngliche  Vorschlag,  die  erforder- 
liche Steuerumlage  wie  in  westphälischtr  Zeit  durch  die  Syndikate 
vollziehen  zu  lassen,  erwies  sich  infolge  der  mannichfaltigen  Besitz- 
verscbiebungen  der  nachwestphälischen  Periode  als  unausführbar.  So 
wohnte  der  Syndikus  des  Kantons  Albaxen  und  Höxter  in  Holzminden, 
das  jetzt  zu  Braunscbweig  gehörte.  Erst  ein  Jahr  später  einigte  man  sich 
innerhalb  Corveys  über  die  ihm  zugefallene  Quote  von  60  Taler«. 
(6.  April  1816.)  Die  Akten  fügen  den  Verhandlungen  die  interessantem 
Vermögensnachweise  bei,  die  hier  auszugsweise  folgen  mögen.  In 
Herlinghausen  wohnten  22  Juden,  darunter  einer  mit  einem  Ein- 
kommen von  500  Talern.  Ein  anderer  hatte  350  Taler  Einkommen, 
die  meisten  erheblich  weniger.  In  Höxter  wohnten  15  Juden,  unter 
denen  einer  auf  600  Taler,  die  übrigen  auf  ein  Einkommen  zwischen 
200  und  20  Talern  geschätzt  wurden.  In  Boseborn  (Kanton  Höxter) 
wohnte  einer  mit  200  Talern  Einkommen.  In  Amelunxea  (Kanton 
Beverungen)  wohnten  sieben,  die  zwischen  200  und  50  Talern  Ein- 
kommen hatten.  Nur  einer  hatte  ein  Eiskommen  von  400  Talern.  In 
Bruchhausen  4,  einer  600,  die  übrigen  80  bis  100  Taler.  In  Luech- 
leringen  (Kanton  Höxter)  vier,  einer  400,  die  übrigen  40  bis  200 
Taler.  In  Ottbergen  2  mit  je  250  Talern.  In  Albaxen  7,  zwei  500, 
die  übrigen  200  bis  50  Taler.  In  Brenckhausen  zwei  mit  je  200  Talern. 
In  Fürstenau  drei,  zwei  mit  je  200,  einer  mit  50  Talern.  In  Oven- 
hausen  neun,  einer  500,  sonst  35U  bis  50  Taler.  In  Stahle  fünf,  100 
bis  50  Taler.  In  Volkmarsheim  21,  510  bis  50  Taler. 
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feld^).  Die  Regierung  hatte  seine  Anstellung  herbeigeführt, 
stand  ihm  also  freundh'ch  und  wohlwollend  gegenüber. 
Auch  die  Gemeinden  durfte  er  durch  seine  ungewöhn- 
lichen Fähigkeiten,  vor  allem  durch  seine  Meisterschaft  auf 
dem  Gebiete  der  Kanzelberedsamkeit,  für  sich  zu  ge- 
winnen hoffen.  Besonders  galt  es,  im  Geiste  des  Casseler 
Konsistoriums  die  Jugend  mit  Liebe  und  Begeisterung  für 
das  Judentum  zu  erfüllen.  Gerade  in  dieser  Hinsicht  war 
in  Paderborn  noch  fast  alles  zu  tun. 

Die  bisher  unter  Jeromes  Szepter  lebenden  jüdischen 
Gemeinden  hatten  die  gesetzliche  Ordnung  der  Fremd- 
herrschaft allzu  plötzlich  und  unvermittelt  mit  der  Selbst- 
verwaltung von  früher  vertauscht,  für  die  sie  noch  in  keiner 
Weise  reif  waren.  Für  den  dadurch  in  Paderborn  wie 
anderswo  herbeigeführten  Wirrwarr  ist  die  Geschichte  des 
Lehrers  Schlesinger  in  Paderborn  ein  typisches  Beispiel*). 
Sie  lehrt  uns,  welche  ungeheuren  Schwierigkeiten  des 
neuen  Rabbiners  harrten,  liefert  einen  wertvollen  Beitrag 
zur  Kennzeichnung  der  wenig  erfreulichen  Gemeindever- 
hältnisse und  erschließt  uns  erst  das  volle  Verständnis  für 
Steinhardts  Schulreformpläne. 

Schlesinger  war  1811  von  Elberfeld,  wo  er  mehrere 
Jahre  als  Hauslehrer  fungiert  hatte,  durch  das  Konsistorium 
nach    P.    berufen    worden*).    Mit    dem  warmen  Eifer,    der 

'J  Vgl.  über  die  jüd.  Bevölkerung  oben  S.  92  u.  101. 

•)  St.  A.  M.  Oberpräsidium  Nr.  53. 

*)  Eingabe  Schlesingers  vom  26.  Juli  1814  a.  a.  O.  Sein  Qehalt 
betrug  anfangs  225  Taler  und  wurde  später  auf  255  Taler  erhöht. 
Seine  Anstellungsurkunde  lautet: 

Königreich  Westphalen.  Konsistorium  der  Israeliten. 

Cassel,  am  25.  October  181 L 

An  den  Herrn  S.  Schlesinger 

Lehrer  zu  Paderbors. 

Zufolge  der  mit  Ihnen  vorgenommenen  PrüfuBg  haben  wir  Sie 
brauchbar  gefunden,  Ihnen  die  Lehrerstelle  zu  Paderborn  anzu- 
vertrauen,   welche    wir    Ihnen    demnach,    und    zwar    annoch    in  Oe- 
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seine  Schulreformbestrebungen  ganz  besonders  auszeichnet, 
hatte  das  Konsistorium  sich  der  neuen  Schulanstalt  auch 
in  P.  angenommen.  Zwei  Mitglieder  der  Behörde  hatten 
der  im  August  1811  erfolgten  Eröffnungsfeier  der  Pader- 
borner Schule  beigewohnt  und  Lektionspläne^)  und  genaue 
Instruktionen  für  sie  ausgearbeitet.  In  der  Tat  schien  sich 
hier  ein  lohnendes  Arbeitsfeld  zu  bieten.  Die  Gemeinde 
stand  der  auf  ihren  Antrag  begründeten  Schule  freundlich 
gegenüber.  Aber  schon  im  zweiten  Jahre  änderte  sich  das 
Bild,  wie  es  scheint  nicht  ohne  Schlesingers  Schuld.  Ein 
eigenwilliger,  eingebildeter  Mensch,  wie  er  gewesen  zu  sein 
scheint,  mit  einer  ausgeprägten  Vorliebe  für  starke  Aus- 
drücke, verstand  er  es  nicht,  sich  mit  den  Gemeindegewal- 
tigen auf  einen  guten  Fuß  zu  stellen  und  verletzte  ihr 
Selbstgefühl  gerade  in  Dingen,  in  denen  es  am  verwund- 
barsten war.  Er  hatte  sich  geweigert,  eine  in  der  Gemeinde 
bestehende    Synagogenabgabe   von  1   Gulden    zu   erlegen, 

meinschaft  mit  dem  Herrn  L.  Görlitz,  der  Ihr  Qehülfe  besonders  bei 
der  zweiten  Abtheilung  sein  wird,  hier  durch  dergestalt  übertragen, 
daß  wir  demnächst  die  deshalbige  Bestätigung  bei  Sr.  Exzellenz, 
dem  Herrn  Minister  des  Inneren,  nachsuchen  wollen.  Wir  bestimmen, 
Ihnen  einstweilen,  solange  der  Unterricht  dauern 
wird,  einen  jährlichen  Gehalt  von  zweihundertfünfundzwanzig  Thaler, 
welchen  Sie  in  vierteljährlichen  Teilen  zu  567«  Thalcr  aus  den  ein- 
gehenden Schulbeiträgen  erhalten  werden.  Indem  wir  Ihaen  hier- 
nehen  einen  Entwurf  zu  einem  Lektionsplan  mittheilen,  bemerken  wirt 
daß  Sie  solchen  zwar  nach  Umständen,  und  besonders  in  Hinsich, 
auf  die  2te  Abtheiinng,  die  noch  mit  den  Elementen  sehr  beschäftigt 
werden  muß,  modifizieren  können,  die  Modifikationen  jedoch  uns 
zur  Nachricht  bekannt  machen  müssen.  Sie  wollen  übrigens  auch 
auf  das  Betragen  der  Kinder  besonders  wachsam  sein,  und  uns  von 
den  Fortschritten  der  Schüler  vor  Zeit  zu  Zeit  Bericht  mittheilen. 
Wir  grüßen  Sie  mit  Achtung 

Königlich  Westphälisches  Konsistorium  der  Israeliten. 

Berlin.  Merkel,  Sekr. 

^)  Der  Lektionsplan  lautet:  Entwurf  zu  einem  Lektionsplane 
für  den  öffentlichen  Unterricht  in  Paderborn  vom  Oktober  1811  bis 
April  1812. 
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und  sich  gerichtlich  zur  Zahlung  zwingen  lassen.  Dem 
Verlangen  nach  Erweiterung  der  Lehrziele  im  Hebräischen 
hatte  er  keine  noch  so  bescheidenen  Konzessionen  machen 
wollen*).  Das  hohe  Schulgeld')  machte  den  F^aderburnern 
eine  Schule,  in  der  sie  nichts  zu  sagen  hatten,  nicht  lieber. 
Dazu  kam  die  allgemeine  Abneigung  gegen  den  Zwang 
von  oben').  Besser  wußte  der  zweite  Lehrer  L.  Görlitz 
mit  der  Gemeinde  fertig  zu  werden*).  Zwischen  ihm  und 
seinem  Kollegen  herrschte  bereits  im  zweiten  Jahre  helle 
Feindschaft.  »Im  dritten,  in  welchem  durch  die  herbeige- 
führte politische  Veränderung  das  Consistorium  gar  nicht 
mehr  zu  wirken  imstande  war,  wo  man  endlich  dessen 
Auflösung,  ungeachtet  es  manche  gute  Einrichtung  in 
Betreff  des  Schulwesens  getroffen  hatte,  ....  entgegensah, 
da  nahmen  die  Unordnungen  noch  mehr  überhand  und 
kannten  keine  Grenzen  mehr')«.  In  der  Schule  herrschte 
jetzt  volle  Anarchie*). 

')  *So  kam  es  daß,  weil  man  dem  Wesen  des  Konsistoriums  ab- 
hold  war,  unJ  es  durch  Schmähungen  und  Flüche  in  den  Augen 
aller  herabsetzte,  man  die  Zeit  nicht  erwarten  konnte,  die  Schule 
aufzulösen,  und  mich,  weil  ich  mich  nicht  nach  ihrer  Laune  richten 
und  Thalmud,  Commentar  über  die  Bibel  und  mehr  dergleichen  für 
das  zarte  Alter  eines  Knaben,  der  nützlichere  mehr  in  das  Leben  des 
Menschen  hienieden  eingreifende  Gegenstände  zu  lernen  hat,  unnütze 
Dinge  unterrichten  wollte,  außer  Thätigkeit  zu  setzen  und  die  Schule, 
deren  Summe  durch  das  Herausnehmen  der  Kinder  sich  natürlich 
um  ein  Beträchtliches  vermindert,  jetzt  der  Kosten  wegen  auf  einen 
anderen  Fuß  einrichten  zu  wollen«.  Eingabe  Schlesingers  an  den 
Zivilgouverneur  vom  26.  September  1814. 

•)  Das  Schulgeld  war  auf  drei  Jahre  und  7  Taler  jährlich  für 
einen  Knaben,  sowie  6  Taler  für  ein  Mädchen  festgesetzt  worden.  Ein- 
gabe Schlesingers  vom  26.  Juli  1814. 

»)  Vgl.  oben  S.  94  ff. 

*)  Görlitz  bezog  ein  Gebalt  von  60  Talern  sowie  freie  Kost. 
Eingabe  Schlesingers  vom  26.  Juli  1814.  Vgl.  auch  oben  S.  48, 
Anm.  1. 

*)  Eingabe  Schlesingers  vom  26.  September  1814. 

•)  »Dieser  Mensch  fing  wirklich  damit  an,    daß  er  mir  verbot, 


-     106     — 

Die  Zahl  der  Knaben  nahm  immer  mehr  ab.  Die 
Mädchen  hatten  sich  schon  früher  fast  ganz  zurückgezogen. 
Zu  dem  Hohn  und  Spott  der  zahlreichen  Uebelwol- 
lenden,  welche  der  trotz  aller  Schwächen  höchst  ehren- 
werte Mann  sich  zu  Feinden  gemacht  hatte,  kam  noch 
die  tiefe  Verstimmung  und  die  trübe  Sorge,  was  aus  ihm 
werden  würde,  wenn  sein  Kontrakt  mit  der  Gemeinde 
abgelaufen  wäre^).  Das  Konsistorium,  an  welches  der 
in  seiner  Existenz  Bedrohte  sich  um  Schutz  vor  der 
Willkür  der  Gemeindemitglieder  wandte,  mußte  unter 
den  obwaltenden  Umständen  sich  darauf  beschränken, 
den  Gemeinderabbiner  Schulmann  um  seine  Intervention 
zu  ersuchen*).  Ebenso  wirkungslos  wie  diese,  blieben  die 
wiederholten  Gesuche  Schl.'s.  an  die  neue  Regierung  um 
Schutz  vor  dem  Uebelwollen  seiner  Gemeinde  und  vor 
ihrem  Haß  gegen  das  Konsistorium  und  die  von  ihm  an- 
gestellten   Beamten*).    Die   Regierung    enthielt    sich    jeder 

seine  Klasse  zu  besuchen  und  darin  den  Religionsunterricht  zu 
eitheilen;  dabei  kam  er  auch  nicht  mehr  in  meine  Klasse,  am  da  im 
Schönschreiben  zu  unterrichten,  so  daß  ich  mich  genötigt  sah,  dieses 
selbst  zu  thuo  ;  dann  wollte  er  auch  die  Mädchen,  die  ich,  weil  ich 
sie  zu  einem  besseren  Unterricht  fähig  fand,  in  meine  Klasse  nehmen 
wollte,  nicht  abgeben«.  St.  A.  M.  a.  a.  O. 

*)  Formell  war  er,  der  Übung  des  Konsistoriums  entsprechend, 
nur  provisorisch  angestellt.  Siehe  oben  S.  48  ff  und  S.  102,  Anm.  3 
Durch  allerlei  Vorspiegelungen  und  durch  eine  kleine  Oehaltserhöhung 
hatte  er  sich  zum  Abschluß  eines  Vertrages  mit  der  Gemeinde  ver- 
leiten lassen,  deren  Beamter  er  so  wurde. 

*)  KonsistorialeriaS  vom  15.  Dezember  1813,  also  nach  der 
Schlacht  bei  Leipzig.  Uaterzeichnet  ist  die  Schaldirektion  Fränkel 
und  Heinemann. 

*)  St.  A.  M.  Oberpräsidium  Nr.  53.  Regierungsbericht  vom 
5.  November  1814.  Aach  in  der  nicht  ganz  einfachen  Rechtsfrage 
bezüglich  der  von  Schi,  schließlich  nar  noch  aufrecht  erhaltenen 
jorderung  seiner  Einrichtungskosten  konnte  ihn  die  Behörde,  da 
die  Anweisung  auf  die  oicht  mehr  bestehende  Konsistorialkasse  und 
nicht  auf  die  Paderborner  Qemeindekasse  lautete,  nur  auf  den  Rechts- 
weg verweisen. 
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Einmischung.  Ihr  galt  Schlesinger  als  der  provisorisch 
angestellte  Beamte,  dem  zu  kündigen  der  Gemeinde  nicht 
verwehrt  werden  konnte,  zumal  man  ihm,  wenn  auch  im 
entschiedenen  Widerspruch  zu  seinen  eigenen  Angaben, 
Dienstvernachlässigung  vorwarft).  Die  weiteren  Schicksale 
des  unglücklichen  Lehrers  sind  uns  unbekannt.  Ob  er 
von  Konsistorialrat  Heinemann  die  ihm  in  Aussicht  ge- 
stellte Berufung  nach  dessen  jetzigem  Wirkungskreise 
Berlin,  die  er  sehnsüchtig  erwartete'),  noch  erhalten  hat, 
ob  er  wie  sein  26  Jahre  lang  in  Paderborn  gewesener 
Vorgänger  im  Elend  geendet  hat*),  wissen  wir  nicht.  In 
ihrem  letzten  Berichte  an  den  Oberpräsidenten  erklärte  die 
Regierung,  daß,  wenn  Schlesinger  es  bedauere,  daß  durch 
seine  Dienstentlassung  ein  völliges  Aufhören  des  Unter- 
richts in  der  jüdischen  Gemeinde  herbeigeführt  werde,  er, 
wie  sich  von  selbst  verstehe,  sehr  im  Irrtume  sei.  »Wir 
haben  die  jüdischen  Vorsteher  aufgefordert,  bei  uns  die 
Anstellung  eines  anderen,  nach  einem  beizubringenden 
Atteste  des  Consistorial-Raths  Steinhardt  gehörig  befähigten 
Subjekts  nachzuweisen.«  Auch  in  Preußen  herrschte  eben 
seit  dem  Edikt  vom  11.  März  1812  ein  anderer  Geist.  Es 
hatte  den  Juden  das  Staatsbürgerrecht  verliehen  und  hin- 
sichtlich der  religiösen  Zustände  und  des  Unterrichtes  der 
jüdischen  Kinder  im  Artikel  39  behördliche  Bestimmungen 
in  Aussicht  gestellt.  Die  Regierung  schien  jetzt  an  diese 
Aufgabe  mit  Eifer  herantreten  zu  wollen.  So  konnte  Stein- 
hardt des  tatkräftigen  Wohlwollens  der  Behörde  und  ihrer 
energischen  Unterstützung  bei  seinem  Reformwerk  sicher  sein. 

Am  30.  August  1815  richtete  er  daher  an  die  Vor- 
steher der  Paderborner  Gemeinde  nachfolgendes  Schreiben, 
das  als  ein  wertvoller  Beitrag  zu  seiner  Charakteristik  und 


«)  a.  a.  O. 

')  a.  a.  O.    Eingabe  Scblesiagers  vom  26.  September  1314. 

•)  a.  a.  O. 
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zur    Kennzeichnung    der    Paderborner   Zustände    hier    un- 
verkürzt folgen  mag. 

Sehr  verehrte  Herren  Vorsteher! 

Es  ist  schon  verschiedentlich  der  Gegenstand  unserer  gemein- 
samen Betrachtungen  und  Wünsche  gewesen,  die  Mittel  und  Weje 
für  eine  verständige  Wirksamkeit  zum  Besten  unserer  so  überaus 
verfallenen  Schulen  aufzusuchen.  Ew.  Wohlgeboren  haben  in  den 
wohlerwogenen  Ansichten,  in  den  edlen  Endzwecken  hochlöblicher 
Regierungskommission  einer  zwar  nicht  unerwarteten,  aber  ebenso 
folgenreichen  als  höchst  erfreulichen  Unterstützung  begegnet,  und  ihre 
Ansuchen  und  Vorhaben  haben  die  verehrliche  (sie)  Behördeu  nur 
überzeugen  können,  daß  Sie  mit  völliger  Bereitwilligkeit  dem  ent- 
gegen kommen,  was  längst  allgemeiner  und  reiner  Gesichtspunkt  ge- 
sammter  Verwaltung  ist.  Je  begründeter  die  Hoffnung,  je  empfänglicher 
die  Oemüther,  um  so  freudiger  und  geehrter  kann  mich  der  Auftrag 
erwarten,  daß,  was  mir  aus  ernstem  Nachdenken  und  vielfältiger  Er- 
fahrung, mehr  denn  aus  sicherer  Handhabung  theoretisch  feststehender 
Grundsätze  zugekommen  in  einem  Plane,  zu  Ihrer  Beistimmung  und 
zur  höheren  Prüfung  hochlöbl.  Regierungskommission  niederzulegen. 
Indem  wir  nun  wahrhaft  eine  bessere  Zukunft  vorzubereiten  unsere 
schwache  Kraft  verbinden,  wird  uns  eine  kurze  Entwickelung  der 
Gegenwart  die  beste  An-  und  Einleitung  gewähren. 

Hoffend  jetzt,  damals  zagend,  habe  ich  beim  Antritte  meines 
Amtes  die  Schulen  des  Sprengeis  in  höchst  trostlosem  Stande  ge- 
funden, und  dennoch  sind  die  Ursachen  eben  obenauf,  wie  allgemein 
und  nothwendig  wegen  der  inneren  Verfassung  oder  vielmehr  Nicht- 
Verfassung  des  Erziehungswesens  unserer  Glaubensgenossen. 

Die  verschiedenen  zu  einem  Sprengel  vereinten  Gemeinden  sind 
es  nur  in  nothdürftiger  Beziehung  zum  Rabbiner,  in  aller  anderen 
Hinsicht  und  so  auch  der  Schulen  jede  auf  die  eigene  Lust  und 
Tüchtigkeit  angewiesen.  So  mußte  dem  Rabbiner  die  Aufsicht  ent- 
gehen, die  kein  anderer  übernahm,  denn  selbst  im  Inneren  der  Ge- 
meinde war  jede  Willkühr  freigegeben.  Die  Vermögenden  nahmen 
gelegentlich  Privatlehrer  ohne  weitere  Prüfung,  als  welche,  die  eigne 
Bildung  zuließ,  entzogen  sich  alsdann  den  Beiträgen,  die  denen  ohne 
Kinder  von  selbst  abgenommen  waren.  Der  Gemeindelehrer  wird 
demnach  bloß  von  den  Unbemittelten  gesucht  und  bei  Mangel  an 
Schulfonds*)  aus  ihren  Vermögen  besoldet.  Bei  mäßigem  Gehalte 
sind  es  auch  die  Forderungen,  die  Erfüllung  noch  geringer;  denn 
wem  stand  über  die  Tauglichkeit  ein  Urtheil  zu?  Wiederum  waren  wegen 

')  Bei  der  Enqußte  von  1806  fanden  sich  nirgends  SchulfonJs. 
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Beifragsunfähigkeit  die  Armen  oft  ganz  ausgeschlossen,  während  da, 
wo  die  Reicheren  alles  leisteten,  ihnen  die  Last  drückend,  das  für 
ihre  Kinder  erreichte  (da  immerhin  das  rechte,  gemeinsame  unmös^lich) 
unersprießlich  ja  verderblich  sich  zeigte.  Der  unwissende  unfähig;« 
Lehrer  war  indeß  nicht  der  alleinige  Unfall,  selbst  der  Trefflichste 
mußte,  in  seiner  nothwendigen  Abhängigkeit  von  den  wählenden  Oe- 
meindemitgliedern,  sein  besseres  Wissen  dem  ihrigen  unterwerfen 
und  nach  ihrer  vorurtheilsvollen  Weise  den  Unterricht  umkehren,  be- 
schränken, oder  sich  in  ungemessener  Weite  über  alles  gleichzeitig 
verbreiten.  Qanz  ohnbczweifelt  aber  stand  jedes  Vaters  Befugnis,  den 
Sohn,  sobald  er  ihn  irgend  zu  gebrauchen  meint,  heimzuführen.  Den 
Durchschnitt  desjenigen,  was  der  dreizehnjährige  Konfirmalionsknabe 
als  erlernten  Schatz  mitbrachte,  können  wir  in  dem  engen  Bereiche 
begreifen:  Eine  Zahl  üblicherCeremonial-Qesetze,  hebräisch  Lesen  ohne 
Verstehen  des  Worts,  endlich  sehr  knappes  deutsch  Lesen  und  Rechnen; 
durchaus  aber  keine  Begriffe  von  Sittlichkeit  und  wahrem 
Gottesglauben*),  als  die  in  jede  menschliche  Brust  unauslöschlich 
gesenkte,  keine  Geschichte,  S'^lbst  die  nicht  seiner  Vorfahren,  denn 
nicht  einmal  die  Bibel  ist  ihm  gedeutet.  (Doch  weiß  er  noch  mehr 
als  das  Mädchen,  für  ihre  Erziehung  ist  noch  weniger  gesorgt.)  Aus 
solcher  Tiefe  sollen  wir  die  öffentliche  Bildung  zu  Licht  und  Blüthe 
heben,  daß  wir  mit  Muth  und  Vertrauen  uus  dem  schweren  Versuche 
weihen,  dazu  bedürfte  es  wahrlich  des  kräftigen  Mitwollens  der  thä- 
tigen  Zusicherung  unserer  Regierung.  Belohnend  genug  wäre  d;e 
Aussicht,  eines  Staates,  der  als  der  gebildetste,  ruhmvollste  in  Mitten 
aller  stehend,  uns  zu  seinem  Bürgerrechte  berufen,  einst  würdig  zu 
sein.  Die  Wege  und  Einrichtungen,  die  ich  vorzuschlagen  gedenke, 
innig  wohlgemeint,  wie  sie  sind,  werden  cinestheils  ihrer  Endesabsicht 
halber,  andertheils  einer  anscheinenden  Härte  wegen  von  Vielen  un- 
willig aufgenommen  werden;  und  ich  gestehe  es,  sie  sind  mit  einer 
Zwangspilichtigkeit  verbunden,  die  mir  selbst  so  unlieb,  als  sie  den 
ursprünglichen  Staatszwecken  eigentlich  fremd  ist:  doch  können  wir 
ihrci-  nicht  entrathen,  so  wir  es  nicht  uaternehmen  möchten  der 
jetzigen  Generation  durch  einen  Schlag  all  die  Bildung  und  Einsicht 
mitzutheilen,  die  zum  ernsten  guten  Willen  für  die  Erziehung  ihrer 
Kinder  erforderlich  scheint.  Manche  sind,  denen  keine  dieser  Eigen- 
schaften entsteht  (?),  und  auf  ihren  Beifall  dürfen  wir  rechnen. 

Nr.  1.  Zuvörderst  also  werde  hochlöbliche  Regierungskomission 
ersucht,    das    ganze    Erziehungswesen    der   jüdischen  Gemeinden  im 

»)  Dieser    Passus    ist,    wohl     von    dem    Regierungsreferenten, 
unterstrichen  und  an  den  Rand  geschrieben:  sehr  wahr. 
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FürsteRtbume  Paderborn  mit  Enklaven  unter  Aufsicht  eiaes  mit 
zweckmäßiger  Gewalt  versebenen  Subjects  zu  stellen.  Hochlöbliche 
RegieruHgskomission  gebiete  ferner,  daß : 

l.Jeder  Knabe  bis  zu  zurückgelegtem  13ten  Jahre  und  die  Mädchen 
bis  sie  die  Grundsätze  der  Religion  und  die  biblische  Geschichte 
wissen,  den  Unterricht  des  angesetzten  Lehrers  unausbleiblich  zu 
besuchen  habe.  Das  von  den  Herren  Lehrern  und  Ortsvorstehern 
bekräftigte  unentgeltliche  Zeugniß  gestattet  allein  die  Zulassung  zu 
den  öffentlichen  Ceremonien  in  der  Sinagoge.  Im  Ermangelungsfalle 
zahlt  der  Vater  außerdem  eine  angemessene  Geldstrafe  in  den  Schui- 
fonds.  Vom  religiösen  Unterricht  sind  selbst  die  Knaben  nicht  aus- 
genommen die  einer  anderen  Schulanstalt  oder  Privatlehrern  anver- 
traut sind'). 

2.  Gemeindelehrer  sind  der  Prüfung  des  Oberrabbiners  oder 
einss  von  ihm  dazu  Beauftragten  unterworfen.  Privatlehrer  nur  in 
Ansehung  des  Religionsunterrichts  insofern  die  Eltern  die  ausdrück- 
liche Befreiung  vom  vorigen  Artikel  zu  erhalten  wünschen ;  das 
(modifizierte)  Zeugniß  in  obiger  Form  ist  dabei  nicht  zu  erlassen,  und 
müssen  vom  Oberrabbiner  in  Religionsgegenständen  geprüft  werden. 

3.  Der  Unterricht  wird  in  Gemäßheit  der  Vorschriften  des 
Oberrabbiners  (welche  jedoch  dem  tüchtigen  Lehrer  freien  Spielraum 
gewähren)  erteilt.  Es  werden  die  nothwendigsten  Bücher  genannt, 
und  aus  den  Gemeindelasten  erkauft. 

4.  Das  nicht  zu  unbedeutende  Gehalt  des  Lehrers  wird  zur 
Hälfte  von  sämmtlichen  beitragenden  Gemeindegliedern  nachMaaßjabe 
der  Schätzung,  zur  Hälfte  von  denen  die  Schule  benutzenden  ge- 
tragen, verarmte  Eltern  zahlen  nichts.  So  ist  es  Gesetz  im  Choschen 
Hamischpat  §  163,  Jore  deah  §  244. 

5.  Der  Oberrabbiner  muß  insbesondere  stets  über  das  Erzie- 
hungswesen Wache  haben,  auf  seinen  Reisen  die  Schulen  unter- 
suchen, die  säumigen  Lehrer  zu  sich  berufen,  und  in  deren  Weigerung 
dieselben  suspendieren.  In  allen  Fällen  darf  er  des  gewogenen  Bei- 
standes der  Herren  Beamten  sicher  sein*). 


')  Dazu  Bemerkung  des  Referenten :  Es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
daß  die  israelitische  Jugend  ebenso  gut  zwangsweise  zum 
Unterricht  angehalten  werden  kann,  als  solches 
in  Betreff  der  übrigen  Schalkinder  vorgeschrie- 
ben  ist. 

■)  (Bern.  d.  Ref.):  Es  wird  nöthig  sein,  daß  der  Oberrabbiner 
eine  gründliche  Instruktion  und  eiRen  Lehrplan  entwirft,  dessen  Be- 
folgung  dann  den  Schullehrern  zur  strengsten  Pflicht  gemacht  wird. 
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Das  ist  was  mir  für  den  Augenblick  zweckmäßig  und  gereift 
schien.  Was  Ew.  Wohi^eboren  mit  gleich  günstigem  Urteil  aufnehmen 
möchten,  wollen  Sie  gefälligst  hochlöblicher  Regierungskommission 
zugleich  als  Ihre  und  meine  dringende  Bitte  vortragen.  Genehmigen 
Sie  usw. 

Paderborn,  den  30.  Aug.  1815. 

Steinhardt,  Oberrabbiner. 

Es  war  der  Versuch  einer  straffen,  staatlichen  Zwangs- 
organisation des  gesamten  jüdischen  Schulwesens  in  seinem 
Verwaltungsbeziri<e  mit  Steinhardt  selbst  als  staatHch  auto- 
risiertem, mit  weitgehenden  Befugnissen  ausgestatteten 
Aufsichtsbeamten,  unter  Einbeziehung  der  bisher  am  ärgsten 
vernachlässigten  Mädchenerziehung  und  des  Privatlehrers. 
Leider  hatte  der  Oberrabbiner  ohne  den  Cantöniigeist  seiner 
Gemeindegenossen  gerechnet. 

Am  3.  September  1815  reichten  die  Paderborner  Ge- 
meindevorsteher die  Steinhardt'schen  Vorschläge  »als  über- 
aus gut  und  zweckmäßig«  zur  Genehmigung  ein.  Die 
Behörde,  deren  Referent  schon  durch  seine  Randbemer- 
kungen zu  dem  Schreiben  warme  Sympathie  mit  den 
Gedanken  desselben  bekundet  hatte,  fordert  bereits  zwei 
Tage  darauf  den  Landrat  von  Elverfeld  zur  gutachtlichen 
Aeußerung  auf.  In  ihrem  Rescript  heißt  es  :  »Bleibt  gleich 
die  Regulierung  der  judenschaftlichen  Verhältnisse  und 
namentlich  die  Sorge  für  die  höchstnöthige  Versittlichung 
nach  vollendeter  Organisation  der  künftigen  Landes-Regie- 
rung  vorbehalten,  so  ist  es  gleichwohl  nicht  überflüssig, 
solche  schon  jetzt  möglichst  vorzubereiten.  »Am  22,  Mai 
1816  erst,  also  dreiviertel  Jahre  später  erstattet  der  alt- 
erprobte, mit  den  Verhältnissen  seines  Kreises  aufs  ge- 
naueste bekannte  Beamte  seinen  Bericht.  Er  hat  die  Ueber- 
zeugung  gewonnen,  daß  die  Vorsteher,  die  doch  Stein- 
hardts  Pläne  so  warm  empfahlen,  dieselben  völlig  miß- 
verstanden haben.  Nach  vielen  Weiterungen  vermag  der 
Landrat  endlich  in  folgenden  Punkten  ihre  Wünsche  zu- 
sammen zu  fassen. 
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1.  Die  Lehranstalt  soll  sich  lediglich  auf  die  Stadt 
Paderborn  beschränken. 

2.  Knaben  und  Mädchen  sollen  bei  demselben  Lehrer 
ihren  Unterricht  finden. 

3.  Der  Lehrer  soll  von  der  Gemeinde  gewählt,  vom 
Rabbiner  geprüft  und  bestätigt  werden. 

4.  Die  Kinder  sollen  ihre  völlige  Ausbildung  füglich 
in  den    christlichen  Schulen  finden. 

5.  Das  Gehalt  des  Lehrers  zu  210  Talern  nebst 
freier  Wohnung  incl.  der  Heizung  bedarf  keiner  Erhöhung. 

6.  Das  Lehrergehalt  soll  nach  Steinhardts  Vorschlägen 
aufgebracht  werden. 

7.  Die  Beiträge  des  Schulgeldes  richten  sich  nach 
der  Anzahl  der  schulfähigen  Kinder  und  sind  auf  diese  mit 
Ausschluß  der  Armen  zu  repartieren. 

8.  Jedes  schulfähige  Kind  der  israelitischen  Gemeinde 
ist,  auch  wenn  die  Familie  einen  Hauslehrer  hält,  zur  Lei- 
stung des  Beitrages  verpflichtet. 

9.  Die  Knaben  sind  vom  5.  bis  zum  13.  Jahre  einschließ- 
lich, die  Mädchen  vom  6.  bis  zum  11.  Jahre  schulpflichtig. 

10.  Die  Vorsteher  reichen  der  vorgesetzten  Behörde 
jährlich  eine  Liste  der  schulfähigen  Kinder  nebst  Repar- 
tition  des  von  jedem  zu  zahlenden  Schulgeldes  zur  exe- 
kutorischen   Erklärung  ein. 

Die  Regierung  fand  mit  Recht  diese  Vorschläge  von 
denen  der  Vorsteher  vom  3.  September  1815  sehr  ver- 
schieden. Offenbar  hatte  in  der  Zwischenzeit  eine  heftige 
Agitation  gegen  Steinhardts  Plan,  im  ganzen  Bezirk  öffent- 
liche Volksschulen  einzurichten  und  die  Schullasten  auf 
die  tragfähigen  Schultern  zu  laden,  eingesetzt.  Die  Regie- 
rung genehmigt  trotzdem  mit  Rücksicht  auf  den  »Abgang 
aller  Hilfsquellen  und  die  Dürftigkeit  der  auf  dem  Lande 
zerstreut  wohnenden  israelitischen  Familien,  wodurch  Schul- 
einrichtungen   für   dieselben   fast  unübersteigliche  Hinder- 
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nisse  entgegenstehen c  (Outachten  des  Landrats)  die  Vor- 
schläge der  Vorsteher. 

Die  großzügige  Reformaktion  zu  einer  umfassenden 
Neugestaltung  des  Unterrichtswesens  war  also  im  wesent- 
lichen mißglückt.^)  Übriggeblieben  war  nur  eine  staatlich 
überwachte,  für  alle  Kinder  obligatorische  Religionsschule 
in  Paderborn,  soweit  diese  nicht  durch  Privatlehrer  unter- 
richtet wurden.  Freilich  verstummen  die  Berichte  über 
irgend  welche  Veränderungen  im  Schulwesen  damit  voll- 
kommen, so  daß  selbst  von  dieser  bescheidenen  Reform 
nicht  genau  feststeht,  ob  sie  überhaupt  ins  Leben  getreten  ist. 

Mehr  Erfolg  scheint  Steinhardt  bei  der  Festsetzung 
seiner  rein  rabbinischen  Befugnisse  gehabt  zu  haben.  Auch 
hier  fehlte  es  nicht  an  Gegnern.  Die  Gemeinde  Neuen- 
kirchen in  der  Grafschaft  Rittberg  hatte  eine  Auffor- 
derung erhalten'),  zum  Gehalt  des  Oberrabbiners,  der  zur 
Vornahme  rabbinischer  Funktionen,  insbesondere  der 
Trauungen,  ausschließlich  befugt  sei,  beizutragen*).  Am  7. Juni 

•)  Am  28.  Mai  1816  erfolgte  die  Genehmigung.  Die  Aufstellung 
der  Heberolle  sollte  der  Landrat  veranlasten  und  zur  exekutorischen 
Erklärung  einreichen.  Die  Zwangsverbindlichkeit  des  Unterrichts  ist 
besonders  Sache  des  Oberrabbiners,  dem  fortgesetzte  Autsicht  em- 
pfohlen sein  soll. 

»)  Am  15,  Mai  1815. 

V  Nach  Mitteilung  Steinhardts  an  die  Korporationsvorsteher  vom 
16. Juni  1815  enthielt  das  Protokollbuch  der  Korporation  die  Bestim- 
mung, nur  der  zuständige  Rabbiner  oder  sein  beauftragter  Vertreter 
sei  zur  Vornahme  einer  Trauung  befugt.  Auf  Zuwiderhandlungen 
waren  20  Taler  Strafe  gesetzt,  die  zur  Hälfte  dem  Fiskus  und  der 
israelitischen  Paderbornischen  Land-Korporationskasse  zufiießen  soll- 
ten. Waren  beide  Teile  Inländer,  so  mußte  der  Trauungsakt  im  Inlande, 
d.  h.  innerhalb  des  Sprengeis,  war  die  Braut  Ausländerin,  so  durfte 
die  Hochzeit  zwar  an  ihrem  Wohnorte  stattfinden,  aber  der  Rabbi- 
ner erhielt  die  Hälfte  der  vorgeschriebenen  Gebühren.  Diese  bisher 
unbeobachtet  i;ebliebenen  Vorschriften  wurden  jetzt  regierungsseitig 
anscheinend  genehmigt  (Bericht  der  Regierung  an  den  Zivilgouver- 
neur  vom  22.  Juni  1815  a.a.O.).  Am  12.  März  1818  machte  auch  der 
Landrat  zu  Minden  auf  eine  Regierungsverfügung  vom  15.  Februar 
Lazarus.  8 
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1815  richtete  die  Gemeinde  eine  ganz  eigenartige  Be- 
schwerde an  den  Ziviigouverneur.  Man  weiß  nicht,  ob 
man  mehr  die  krasse  Ignoranz  oder  den  fanatischen  Rab- 
binerhaß anstaunen  soll,  die  dem  Verfasser  die  Feder 
geführt  haben.  Der  Hauptinhalt  seiner  Ausführungen  läßt 
sich  in  folgende  Punkte  zusammenfassen.  Das  Rabbinat 
war  und  ist  im  allgemeinen,  und  für  die  Gemeinde  Neuen- 
kirchen im  besonderen,  eine  mindestens  völlig  überflüssige, 
ja  selbst  höchst  schädliche  Institution.  Zur  Zeit  des  israe- 
litischen Staates  kam  man  ohne  Rabbiner  sehr  gut  aus. 
Erst  seit  ungefähr  tausend  Jahren  datiert  die  Neuerung, 
zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten  der  Juden  unter  einan- 
der Rabbiner  anzustellen.  Seit  hundert  und  mehr  Jahren 
hat  man  ihnen  nun  die  Jurisdiktion  genommen,  sie  aber, 
obwohl  sie  nunmehr  keine  Existenzberechtigung  mehr  be- 
saßen, dort,  wo  sie  einmal  waren,  beibehalten.  Im  ganzen 
Königreich  Preußen,  außer  in  Berlin,  gibt  es  keine  Rab- 
biner (I)  »Die  jüdische  Gemeinde  der  Grafschaft  Rittberg 
stand  nie  unter  der  Gewalt  eines  Rabiners.  Sie  wünschen 
auch  keinen,  sondern  wollen  von  dieser  Last  befreit  bleiben. 
Es  beruhet  wohl  in  der  Notorität,  daß  mancher  Rabiner 
zur  Verbreitung  von  Moral  und  Humanität  und  Annähe- 
rung der  verschiedenen  Religions-Partheien  eben  so  wenig 
geeignet  ist  als  man  von  der  spanischen  Inquisition  sagen 
könnte,  sie  hätte  Aufklärung  oder  sonst  etwas  Gutes  zu 
Wege  gebracht.  Erprobt  ist  es  vielmehr,  daß  die  Israeliten 
im  Fürstentume  Waldeck,  Bükeburg,  Grafschaft  Rheda, 
hier  und  überall,  wo  niemals  Rabiner  existierten,  mora- 
lischer, humaner  und  aufgeklärter  sind,  als  da,  wo  sie  seit 
Jahrhunderten  unter  dem  eisernen  Joche  eines  phanta- 
stischen Rabiners  standen«.    Der  Verfasser,  dessen  Namen 


1818  aufmerksam,  wonach  bei  Trauungen  stets  die  Erlaubnis  des 
Oberrabbiners  vorzuzeigen  sei  (Acta  des  Magistrats  Minden  1814  die 
Verhältnisse  der  Juden  betreffend).  Hier  ist  sicherlich  Oberrabbiner 
Friedheim  in  Bielefeld  gemeint.  Ueber   denselben  siehe  S.  116  ff. 
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der  Nachwelt  leider  nicht  erhalten  blieb,  hält  es  zwar  nicht 
für  unmöglich,  daß  »Herr  Steinhardt  eine  Ausnahme  von 
jenen  Subjekten  verdiene«.  Aber  er  wohne  zu  weit  von 
ihnen  und  könne  ihnen  deshalb  so  wenig  nützen  wie  ein 
Hirte  seiner  Herde,  die  zehn  oder  mehr  Stunden  entfernt 
von  ihm  weide.  Nachdem  so  die  Überflüssigkeit  des  Rab- 
bineramtes gezeigt  worden  ist,  wird  ebenso  seine  Schäd- 
lichkeit bewiesen.  Die  Trauung  durch  den  Oberrabbiner 
verursache  ungeheure  Kosten.  Das  junge  Paar  werde  »schon 
am  Hochzeitstage  zu  Bettlern  werden« i).  Eine  ganz  natür- 
liche Folge  davon  werde  es  sein,  daß  die  weniger  vermö- 
gende Klasse  der  Israeliten  dem  Ehestande  entsagen  müsse. 
Die  Bevölkerung  werde  dadurch  verringert,  und,  da  jetzt 
die  Israeliten  ebenfalls  zur  Verteidigung  des  Vaterlandes 
verpflichtet  seien,  dem  Staate  auch  in  militärischer  Hin- 
sicht ein  großer  Nachteil  zugefügt.  Solchen  Widersachern 
gegenüber  konnte  Steinhardt  der  Sieg  nicht  schwer  wer- 
den. Seine  Antwort  an  die  Regierung  ist  in  durchaus 
würdigem  Tone  gehalten  und  stellenweise  von  überlege- 
nem Humor  durchweht.  Nach  eingehender  Begründung 
der  Notwendigkeit  des  geistlichen  Standes  weist  er  aus 
den  außerordentlichen  Schwierigkeiten,  die  die  Zeremonial- 
satzungen  des  Judentums  dem  Laien  bieten,  die  unbe- 
dingte Notwendigkeit  der  Bestellung  von  Rabbinern  nach. 
Freilich  sei  die  öftere  Verkündigung  des  lebendigen  Gottes- 
wortes in  der  Art  christlicher  Prediger  eine  schönere  Tätigkeit, 
aber  auch  zu  ihr  sei  er  verpflichtet.  »Nicht  Ceremonie 
bloß  ist  ihr  Beruf,  sondern  entstehende  Streitig- 
keiten beizulegen,  durch  Predigten  dasVolkzu 
belehren*).  Auf  Reisen,  zu  denen  oft  Gelegenheit 
ist,  auch  dem  übrigen  Theil  des  Sprengeis  bei- 
zustehen inRath  und  Lehre,  und  vor  allem  die 


')  Dabei    gehörte    NeueRkircben    nach    Sleinbardts  Angabe    zu 
den  reichsten  Gemeinden  im  Lande. 
»)  Vgl.  oben   S.  28  und  102. 

8* 
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Aufsicht  Über  die  jüdischen  Schulanstaiten.«  So 
fehlen  denn  auch  nirgendwo  in  Deutschland  Rabbiner.  In 
Waldeck,  Lippe  und  Bielefeld*)  befinden  sich  Unterrabbiner. 

')  Bielefeld  war  der  Sitz  des  Rave  n  sberg'sch  en  Ober- 
rabbiners M.  Friedheim,  der  ganz  ähnliche  Schicksale  za  erdulden 
hatte,  wie  Steinhardt.  Ein  geborener  Preuße,  stand  er,  wie  er  selbst 
angibt,  mehrere  Jahre  als  Rabbiner  in  Cassel  (vielleicht  als  Rabbinats- 
adjunkt  und  Rosenbachs  Vorgänger)  und  wurde  1810  vom  Konsisto- 
rium als  Rabbiner  des  Weser-Departements  nach  Bielefeld  versetzt. 
Die  vielfachen  Beiitzveränderungen  der  napoleonischen  Periode  hat- 
ten ihn  um  den  Hauptteil  seines  Sprengeis  gebracht  und  damit 
um  seine  Einkünfte.  1811  verlor  er  den  größten  Teil  davon,  darunter 
das  Fürstentum  Minden,  1813  auch  den  Distrikt  Rinteln  infolge  der 
Rückgab«  der  Grafschaft  Schaumburg  an  den  Kurfürsten  von  Hessen. 
Sein  Bezirk  war  nunmehr  auf  Bielefeld,  Herford  und  Vlotho  zusam- 
mengeschrumpft (Staatsarchiv  Münster  Reg.-Bez.  Minden  V,  10) 
Auch  ihm  war,  wie  Steinhardt,  seit  längerer  Zeit,  seit  Juli  1813,  kein 
Cehalt  mehr  gezahlt  worden.  Wie  Steinhardts  nahm  sich  auch 
seiner  die  Regierung  an.  Am  26.  Januar  1814  teilte  sie  ihm  mit,  daß 
nunmehr  wieder  die  ganze  Grafschaft  Ravensberg  unter  dem  bishe- 
rigen Rabbiner-Sprengel  begriffen  sei.  Um  von  den  Juden  der  Graf- 
schaft Ravensberg  nur  200  Taler  Gehalt  fordern  zu  müssen,  bat  er, 
auch  die  Israeliten  des  Fürstentums  Minden,  die  nach  wie  vor  in  rab- 
binischen  Fragen  sich  aa  ihn  wendeten,  ebenso  wie  die  von  M  ü  n- 
sterland,  denen  er  seit  seiacm  Hiersein  das  Rabbineramt  ohne  Gehalt 
versehen  habe,  endlich  auch  Warend  orf  dem  Bezirk  wieder  anzuglie- 
dem.  »Umundum  befindet  sich  in  den  hiesigen  preußischen  Landen 
kein  Rabbiner<  (Berichte  Friedheims  an  die  Regierung  vom  8.  August 
1814  und  14.  Februar  1815).  Während  aber  die  Bielefelder  Regierung 
in  richtiger  Würdigung  der  Verhältnisse  die  mindestens  vorläufige 
Aufrechterhaltung  der  bisherigen  Konsistorial-Gemeindeverfassung 
für  geboten  ansah,  stand  der  Oberpräsident  zum  Unglück  für  Fried- 
heim  auf  einem  ganz  entgegengesetzten  Standpunkte.  In  unzweideu- 
tiger Mißbilligung  ihres  Verhaltens  erklärt  er  der  Regierung,  sie  hätte 
wohl  wie  dies  im  Bezirk  Paderborn  geschehen  sei,  die  westphälische 
Verfassung,  die  durch  Auflösung  des  Konsistoriums  in  Cassel  in  sich 
selbst  zerfallen  und  bei  den  jüdischen  Glaubensgenossen  wenig  be* 
liebt  sei  »und  in  der  Tat  keinen  wesentlichen  Vorteil  erzeuget,  auf 
sich  beruhen  lassen  können,  um  dadurch  die  frühere  preußische 
Ordnung  wieder  herbeizuführea.  Für  1815  sei  die  frühere  Verfassung 
völlig  außer  Acht  zu  lassen  (a.  a.  O.  Verfügung  vom  17.  März  1815 
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Die  Trauungsgebühren,  deren  Höhe  nach  einer  seit  hundert 


noch  einmal  nachdrücklich  wiederholt  am  25.  Mai  1815).  Die  Folgen 
der  veränderten  Situation  zeigten  sich  bald.     Friedheim  sah  sich   mit 
einem  Schlage  in  die  frühere  Notlage  zurückversetzt.  Am  30.  Novem- 
ber 1813  hatte  der  Syndikus  Eisenstädter  der  Regierung  berichtet,  die 
Judenschaft  sei  durchaus    nicht  dazu  zu  bewegen,  die  vom  Konsisto- 
rium   für    1813    ausgeschriebene    Steuer    zu    zahlen.    »Der  Rabbiner 
Friedheim,    der    von    diesen  Geldern  seinen  Oehalt    für  1813  haben 
muß,  wird  sehr  notleidend  werden«.  Diese  trostlose  Zeit  schien  jetat 
wiederzukehren.    Der  Versuch,  auf  privatem  Wege  einen  Oehaltsver- 
trag  mit  den  Oemeinden  zu  vereinbaren,    mißglückte   völlig.    Von  71 
Familien  der  Grafschaft,  darunter  etwa  50  durchaus  zahlungsfähigen, 
waren    nur    vier   zur    Unterzeichnung    des    Kontraktes    bereit.     Auch 
Bielefeld  mit  seinen  17  Familien    (darunter  10  wohlhabenden)  schiea 
wenig  geneigt,  die  alte  Steuerlast   wciterzuttagen.     Der  Syndikus  bat 
verärgert    die    Regierung   um    seine    Entlassung.     Er  wies   auf    seine 
vieijährigen    Dienste    als    westphälischer    Syndikus    und    preußischer 
Landesvorsteher  hin.  »Die  immerwährenden  Kränkungen  ungezogener 
Menschen«  hätten  ihm  seine  Stellung,    die  er  sechs  Jahre  im  Dienste 
des  Königreichs  Westphalen    und    drei  Jahre  in  preußischem  Dienste 
innegehabt  habe,   verleidet.    Weil  kein  Konsistorium   mehr    existiere, 
handele    jeder  gegen    Gesetz    und   Ordnung    (Bericht  vom  29.  März 
1814).     Nach    seinem  Berichte  vom  7.  Mai  1815    hatte  Bielefeld  über 
560  Taler  jährlich  aufzubringen,  für  die  kleine  Gemeinde  eir.e  in  der 
Tat    hohe    Belastung:    für  den  Kantor  Salair   nebst  Beköstigung  und 
Sportein    160   Taler,    an   Zinsen    für    schuldige    Kapitalien    59   Taler. 
53  Taler  jährlich  mußten  vom  Kapital  abgetragen  werden.  Für  Syna- 
gogen-Reparaturen etc.  berechnet  Eisenstädter  jährlich  40  Taler.    »Zur 
Korporationsschuld  ist  uns  auferlegt  jährlich  78  Tbalerc.  Die  Armen- 
kasse bedurfte  40  Taler.  An  Rekognitionsgeld  für  den  Rabbiner  warei 
zu  zahlen  70  Taler.     Der  Syndikus    hält    den  Rabbiner  zwar  für  ent- 
behrlich.   Denn    vor  Friedheim    war    die  Grafschaft    13  Jahre    ohne 
Rabbiner.  Er  will  ihn  aber  nicht  ans  seiner  Stelle  treiben,    wenn    er 
sich  nnr  mit  freiwilligen  Beiträgen  zum  Gehalt  begnügt.  Warendorf 
erhält    der    brotlos    gewordene    ehemalige  Rabbinatsadjunkt  von  Be- 
verungen  (wohl  Sutro.  Staatsarchiv  Münster  Reg.-Bez.  Minden  V  10. 
Vgl.    auch    Mitteilungen    des    Gesamtarchivs    der    deutschen    Juden 
3.  Jahrgang  I.  Heft,   S.  12   Anm.    1).    Minden,    zu    einem    Beitrag 
von    100    Taler    jährlich    zu   Friedheims  Gehalt    aufgefordert,    lehnt 
rundweg   ab.    »Ein  Rabbiner   als   ein    bloßer  Privatgelehrter«    könne 
weder   auf    den    religiösen  Kultus    noch    auf  den  Unterricht  und  die 
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Jahren  bestehenden  Übereinkunft  geregelt  sei,  seien  außer- 
ordenthch  niedrig*).  Offenbar  ist  Neuenkirchen  abgewiesen 
worden*). 

Stand  so  die  Behörde  Steinhardt    recht    wohlwollend 
gegenüber,  so  scheint  die  christh'che  Bevölkerung  der  Stadt 

Bildung  des  Volkes  einwirken,  weil  ihm  in  Ermangelung  einer  Konsi- 
storialverfassung  die  von  geistlichen  Behörden  geliehene  Gewalt  fehle. 
(St.  A,  M.  Bericht  der  Mindener  an  die  Regierung  vom  7.  Juli  1815). 
So  war  Friedheim  in  einer  recht  peinlichen  Situation.  Selbst  für  den 
Fall,  daß  ihm  die  Grafschaft  Ravensberg  wenigstens  blieb,  war  er 
mit  200  Talern,  wie  er  der  Regierung  klagte,  beinahe  ein  Bettler. 
Sc-ine  Wohnung  in  Bielefeld  kostete  ihn  allein  40  Taler,  er  zahlte 
5  Taler  Personalsteuer  und  hatte  im  Laufe  des  Jahres  1813  nicht 
weniger  als  200  Mann  Einquartierung  gehabt.  Ja  es  scheint,  daß  er 
seines  Amtes  förmlich  entsetzt  werden  sollte.  Abermals  griff  die 
ihm  offenbar  wohlwollend  gesinnte  Regierung  zu  seinen  Gunsten  ein. 
Sie  berichtete  dem  Oberpräsidenten,  daß  durch  die  Verfügung,  die 
westphälischen  Dekrete  außer  Kraft  zu  setzen,  Friedheim  in  eine 
bedauernswürdige  Lage  versetzt  worden  sei.  Nach  Analogie  des 
Verfahrens,  welches  man  gegen  die  vorgefundenen  öffentlichen 
Beamten  aller  Art  angewandt  habe,  durfte  auch  Friedheim  nicht 
besorgen,  daß  man  ihn  aus  Amt  und  Brot  jagen  würde.  Unter  Bei- 
fügung einer  kürzlich  bei  dem  Dank-  und  Freudenfeste  von  F.  gehal- 
tenen Predigt  bat  sie,  ihn  doch  wenigstens  für  das  laufende  Jahr 
im  Amte  zu  lassen  (am  25.  Juli  1815).  Die  Bemühungen  der  Behörde 
hatten  den  Erfolg,  daß  er  nicht  nur  im  Amte  geduldet  wurde,  sondern 
ihm  auch  Minden  und  ein  von  Minden  und  Ravensberg  gemein- 
schaftlich aufzubringendes  Gehalt  von  300  Talern  gesichert  wurde. 
So  erhielt  er  wenigstens  einen  größeren  Teil  seines  ursprünglichen 
Amtsbezirkes,  der  außer  Ravensberg,  dem  Fürstentum  Minden  und 
dem  Distrikt  Rinteln  noch  das  Fürstentum  Osnabrück  umfaßt  hatte. 
(Eisenstädters  Bericht  an  die  Regierung  vom  7.  Mai  1815.)  Interessant 
ist,  daß  der  Oberpräsident  seine  günstige  Entscheidung  unter  anderem 
auch  damit  motiviert,  nach  der  Königlichen  Verordnung  vom  11.  März 
1812  sei  »die  Aufsicht  eines  Rabbiners  gesetzmäßig  erforderlich«. 
Siebe  auch  weiter  S.  122. 

•)  Die  Trauungssporteln  betrugen  von  300  Talern  Brautschatz 
3  Taler,  von  jedem  Hundert  darüber  8  Groschen,  für  Ausfertigung 
der  Ehepakten  oder  des  Cbaiizabriefes  das  Stück  5  Groschen.  Bei 
geringerer  Mitgift  wurde  auf  die  Gebührea  ganz  verzichtet. 

•)  Arch.  d.  d.  J.  I  1,  S.  33 
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diese  Sympathien  nicht  geteilt  zu  haben,  wenn  ein  für 
Steinhardt  recht  peinlicher  Vorfall,  der  sich  um  die  gleiche 
Zeit  zutrug,  uns  irgend  welche  Schlüsse  gestattet.  Ein 
vierzehnjähriger  Schüler  des  Gymnasiums  hatte  durch  einen 
Roheitsakt  eine  jüdische  Beerdigung  gestört  und  war  von 
der  Schule  dafür  mit  einer  Disziplinarstrafe  belegt  worden, 
über  die  wir  nichts  Näheres  erfahren.  Der  Judenschaft 
muß  diese  Strafe  wohl  als  keine  hinreichende  Sühne  er- 
schienen sein.  Jedenfalls  erhob  Steinhardt  in  ihrem  Namen 
Beschwerde.  Die  zum  Bericht  aufgeforderten  Gymnasial- 
professoren weisen  die  Klage  in  recht  erregter  Weise  und 
in  den  heftigsten  Ausdrücken,  wie  Unverschämtheit  und 
Verleumdung,  zurück,  mit  dem  Erfolg,  daß  im  Auftrage 
des  Gouverneurs  die  Regierung  dem  Rabbiner  die  unüber- 
legte Beschwerde  verwies.  Für  die  nächsten  Jahre  lassen 
uns  die  Quellen  fast  völlig  im  Stich.  So  stehen  wir  ratlos 
vor  der  merkwürdigen  Tatsache,  daß  der  seit  dem  7.  Fe- 
bruar 1815  als  Oberrabbiner  von  Münster  und  der  Mark 
fungierende  frühere  Untergebene  Steinhardts,  Abraham  Sutro, 
1818  mit  der  Judenschaft  des  ehemaligen  Fürstentums 
Paderborn  einen  Kontrakt  schloß,  wonach  diese  zu  seinem 
Gehalt  einen  jährlichen  Betrag  von  126  Reichstalern  leistete. 
Die  Summe  wurde  bis  1850  aus  der  Kasse  der  Judenschaft 
des  ehemaligen  Fürstentums  Paderborn  bezahlt,  nach  Auf- 
lösung dieser  Kasse  aber  von  den  einzelnen  Gemeinden 
des  Bezirks  repartiert,  so  daß  die  Gemeinden  außer  dem 
Gehalt  für  ihren  Rabbiner  auch  noch  einen  Beitrag  zu 
Sutros  Gehalt  aufbrachten.  Steinhardt  muß  sein  Amt 
schon  etwa  ein  Jahr  vor  seinem  im  September  1825 
erfolgten  Tode  niedergelegt  haben^).  Denn  1824  bewarb 
sich  Oberrabbiner  Sutro  um  den  vakanten  Posten.  Die 
Mindener  Regierung  bemerkt  ihm,  der  vakante  Oberrab- 
binerbezirk Paderborn  werde  keinesfalls  mit  dem  von 
Münster,    eher    mit    dem    zu    Bielefeld    vereinigt    werden. 

^)  Vgl.  oben  S.  29. 
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Später  erreichte  Sutro  aber  doch,  wie  es  scheint,  auf  Grund 
freiwilhger  Vereinbarung,  sein  ZieP).  Steinhardts  Gattin 
siedelte  nach  Cassel  über,  wo  sie  am  (29.  EIul  5599  =) 
8.  September  18ci9  starb.  Ihre  Grabschrift  lautet: 

ntriD  HTD  )  nnro    'otr   /i«ti  |  r\2^h2  nn'n   bt<  min 
3in  ntf»  I  ^ira  mpM  ntt^wn  n-n   ]vz»h  nnn  |  'jy^ 

.(2pD^  B'^ipn  13  ia'3  DVD  I  mspji 
So  war,  wie  die  Institution  des  Konsistoriums  selbst, 
auch  das  Paderborner  Oberrabbinat,  das  ihm  sein  Dasein 
in  letzter  Linie  dankte,  eine  ephemere  Schöpfung,  deren 
selbständige  Existenz  mit  dem  ersten  und  einzigen  In- 
haber des  Postens  wieder  verschwand^).  Auch  des  Ra- 
vensberger  Oberrabbinatsbezirkes  Entstehung  geht  auf 
das  Konsistorium  zurück,  und  auch  er  teilte,  wenn  es  uns 
auch  an  bestimmten  Nachrichten  fehlt,  sehr  wahrscheinlich 
das  Schicksal  des  Nachbarbezirkes.  Friedheim  war  erster 
und  letzter  Inhaber  dieser  Würde*).  Am  längsten  erhielt 
sich  das  Oberrabbinat  von  Münster  und  der  Mark 
unter   dem   langlebigen  Abraham  Sutro').     Abgesehen  von 

^)  Ob  Friedheim  1824  noch  im  Amte  war,  ist  auch  nicht  be- 
kannt. Da  vermutlich  aber  die  Stelle  mit  seinem  Tode  ebcHso  ein- 
ging, wie  die  Steinhardts,  so  scheint  dies  der  Fall  gewesen  zu  scia. 
Ueber  Sutro  vergleiche  Mitteilungen  des  Oesamtarchivs  der  deut- 
schen Juden  III  1. 

*)  Mitteilung  des  Herrn  Horwitz  hier.  In  den  Casseler  Adreß- 
büchern für  die  Jahre  1835—1839  wird  Henriette  Stelnhardt,  verwit- 
wete Gattin  des  Consistorialraths,  aufgeführt. 

*)  Ueber  Steinhardts  Vorgänger  in  Warbnrg  siebe  oben  S.  91 
und  100. 

*)  Ueber  Friedheim  s.  oben  S.  116.  Auch  vor  ihm  hat  es  in 
Bielefeld  Rabbiner  gegeben.  Der  letzte  scheint  um  1797  verstorben 
zu  sein.  Vgl.  oben  S.  91,  97. 

•)  Ueber  Sutro  vgl.  oben  S.  117.  Vgl.  auch  Qesamtarchiv 
der  deutschen  Juden  a.  a.  O.  S.  12,  Aam.  1,  wo  1800  wohl  in  1810  zu 
ändern  ist,  sowie  S.  47  ff.  Siehe  ferner  Jew.  Enc.  s.  v.  Abraham  Sutro. 
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diesen  drei  Oberrabbinatsbezirken  taucht  in  der  unmittelbar 
»nachwestphälischen«  Zeit  noch  ein  viertes  und  fünftes  west- 
phälisches  Landrabbinat  auf,  nämlich  das  des  Landrabbiners 
Joseph  Abraham  Friedländer,  des  Neffen  David  Fried- 
länders,  zu  Brilon^)  sowie  das  des  Hirsch  Cohen  zu 
G  e  s  e  k  e*). 

Der    bis   tief   in    die   zweite  Hälfte  des  neunzehnten 


Sutro  wurde  1810  als  Lehrer  und  Rabbinatsadjunkt  in  Beverangen 
vom  Konsisiorium  bestellt.  In  letzterer  Eigenschaft  hatte  er  das 
Kreisrabbinat  Warburg,  dessen  Amtssitz  Beverunj^en  war,  zu 
verwalten.  Ueber  sein  Qchalt  siehe  Tablcau  von  1811,  S.  128.  Nach 
Jew.  Enc.  s.  v.  soll  er  um  1814  Lehrer  in  Reichensachsen  gewesen 
sein,  was  ich  nicht  nachprüfen  kann.  Vgl.  dagegen  obcu  S.  117.  1814 
scheint  er  Warendorf  erhalten  zu  haben.  Ini  gleichen  Jahre  in 
welchem  er  zum  Landrabbiner  von  Münster  und  der  Mark  gewählt 
worden  ist,  ~  Friedheim  hatte  sich  vergeblich  um  diesen  Bezirk 
beworben  (a.  a.  O.),  1815,  —  erhielt  er  auf  Veranlassun;j;  des  Ober- 
präsidenten durch  Oberrabbiner  Steinhardt  »die  in  jüdischer  Sitte  ein- 
f;eführte  Weihe  der  Gradation  mit  dem  vorgeschriebeneu  CeremonielU. 
Es  ist  wohl  der  Morenutitel  gemeiut.  Bei  der  Feier  trug  Steinhardts 
Sohn  Simon,  Regierungsprokurator  in  Cassel,  ehemaliger  hessischer 
freiwilliger  Jäger,  ein  von  ihm  selbst  verfaßtes  Gedicht  vor,  welches 
Steinhardt  dem  Oberpräsidenten  gleichzeitig  mit  dem  Bericht  über 
die  Feier  überreichte.  Das  Gedicht  ist  in  Paderborn  bei  B.  C.  Schiegel 
erschienen  und  trägt  die  Widmung:  »Am  3.  August  1815«. 

^)  Ueber  Friedländer  siehe  Jew.  Enc.  s.  v.  und  die  daselüst 
angegebene  Literatur. 

■)  Hirsch  Cohen  Rapaport  in  Geseke  war  1790  als  Vizerabbiner 
im  Herzogtum  Westphalen  angestellt.  (Bericht  Cohens  vom  16.  De- 
zember 1807  St.-A.  M.  Herzogtum  Westphalen  XI  betr.  Gerichtsbarkeit 
des  Vizerabbiners  in  jüdischen  Zeremoniensachen.)  Im  Jahre  1807 
beansprucht  Cohen  in  einer  Klage  eines  Juden  wider  einen  anderen 
wegen  Vorenthalfung  des  ihm  gebührenden  Chabertitels  die  Ent- 
scheidung. Im  Jahre  1817  erscheint  der  »Rabiner  Hirsch  Cohen« 
als  rückständiger  Steuerzahler  (Staatsarchiv  Münster  Beitrag  der  Ju- 
den zur  Befreiung  von  Militair  Dienste  betr.).  1825  erteilte  der  west- 
phäliscbe  »Landrabbiner  Hirsch  Cohen  zu  Geseke«  dem  bekannten 
»Prediger  und  Obervorsteher  der  Juden  im  Herzogtum  Westphalen« 
Hellwitz  die  Autorisation  als  Prediger  (Mitteilungen  des  Ges.  Archivs 
d.  d.  J.  a.  a.  O.   S.  43  Anm.  1). 
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Jahrhunderts,  bis  zu  Sutros  Tode  im  Jahre  1869,  bestehende 
Oberrabbinatsbezirk  zu  Münster  war  der  letzte  Rest  der 
westphähschen  Konsistorial-Organisation.  War  aber  auch 
die  staathche  Zwangsorganisation  mit  dem  Fall  des  Kon- 
sistoriums dahin,  war  an  Stelle  der  straffen,  einheitlichen 
Leitung  von  der  Casseler  Zentrale  aus,  die  Selbstverwal- 
tung der  einzelnen  Gemeinden  getreten,  so  zeigt  doch  die 
spätere  Entwicklung  mehr  als  einer  westphähschen  Gemeinde 
unverkennbare  Spuren  des  tiefeingreifenden  Einflusses  der 
kurzen  Konsistorialherrschaft.  Selbst  die  preußischen  Be- 
hörden kehrten  später  zu  jenen  Einrichtungen  wieder  zu- 
rück, deren  Abschaffung  sie  in  psychologisch  leicht  erklär- 
licher Abneigung  gegen  alles  von  den  Fremden  stammende 
kurzerhand  dekretiert  hatten*). 

')  Am  12.  November  1817  richtet  die  Mindener  Regierung  an 
den  Oberrabbiner  Friedheim  zu  Bielefeld  folgendes  Reskript:  »Bei 
den  häufig  aus  Ihrem  Rabbiner  Bezirke  und  neuerlich  noch  durch 
den  p.  Wolfers  zu  Minden  angebrachten  Klagen  israelitischer  Vor- 
steher über  die  Schwierigkeit,  Ruhe,  Ordnung  und  Anstand  beim 
öffentlichen  Gottesdienste,  so  wie  bei  anderen  israelitischen  Oe- 
meindeversammlungen  zu  erhalten,  finden  wir  uns  veranlaßt,  fol- 
gcndes  hierdurch  zu  verordnen:  1.  Die  unter  der  Fremdherrschaft 
im  Jahre  1810  erschienene  Bekanntmachung  des  damaligen  israeliti- 
schen CoHsistorii  wegen  verbesserter  Einrichtung  des  Gottesdienstes 
in  den  Synagogen  soll  soweit  sie  polizeilich  disziplinarischen  Inhalts 
ist,  und  nicht  etwa  dogmatische  auch  damals  nicht  zur  Ausführung 
gekommene  Neuerungen  betrifft,  auch  ferner  ia  den  Synagogen  zur 
Norm  und  Richtschnur  dienen.  Namentlich  werden  alle  dadurch  den 
Vorstehern  eingeräumten  Aufsichtsrechte  zur  Erhaltung  guter  Ord- 
nung hiermit  ausdrücklich  bestätigt.  2.  Die  Vorsteher  erhalten  das 
Recht,  jeden  Störer  des  Gottesdienstes  mit  Geldstrafen  bis  1  Taler 
zu  belegen  (Acta  des  Magistrats  Minden  1814  die  Verhältnisse  der 
Juden  betreffend).  Eine  ähnliche  Verfügung  ist  nach  «Mitteilungen 
des  Ges.-A.  d.  deutschen  Juden«  a.  a.  O.  S.  8  und  15  unter  Berufung 
aaf  die  Cabinettsordre  vom  8.  August  1830  auch  1832  ergangen.  Der 
Vorstand  der  Mindener  Gemeinde  veröffentlicht  am  12.  Juli  1840 
einen  Auszug  aus  den  1810  seitens  des  Kgl.  Westphälischen  Konsi- 
listorii  erschienenen  Verordnungen  »zur  Kenntnis  und  gebührenden 
Nachacbtung  unserer  Gemeinde«. 
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Anhang  II. 

Urkundliches. 
1.   Bekanntmachung    des    Konsistoriums    vom   7.   Juli 
1809  betreffend  Eröffnung  der  Schule^). 

Das  Konsistorium  zeigt  den  Israelitischen  Hausvätern  Nach- 
richtlich an,  daß  nunmehr  die  nöthigen  Vorbereitungen  zur  Errichtun;j 
der  hiesigen  öffentlichen  Lehr-Anstalt  getroffen  sind,  und  diese  den 
bevorstehenden  Iten  August  eröffnet  wird. 

Die  Gegenstände  des  Unterrichts  sind  folgende: 

1.  Religion  und  Moral, 

2.  Hebräische  Sprache, 

3.  Bibel  mit  Erklärungen, 

4.  Uebersetzen  der  Qebete, 

5.  Hebräisch-Schreiben, 

6.  Deutsch-Schreiben, 

7.  Deutsche  Sprache, 

8.  Französische  Sprache, 

9.  Rechnen, 

10.  Anfangsgründe  der  Mathematik, 

11.  Geschichte  und  Geographie  nebst  Naturbeschreibung, 

12.  Zeichnen. 

Endlich  sollen  diejenigen  Knaben,  welche  die 
dazu  erforderlichen  Fähigkeiten  erlangt  haben,  zu 
einer  künftigen  Aufnahme  ins  Seminarium  vor- 
bereitet werden.  Die  Herren  Hausväter  und  Vormünder  werden 
dazu  eingeladen,  an  den  dazu  festgesetzten  Tagen  künftiger  Woche 
nämlich  Montag,  Dienstag,  Mittwoch,  Donnerstag  und  Freitag  Vor- 
mittag von  11  —  12  Uhr  in  der  Behausung  des  Herrn  Konsistorialrats 
Berlin,  von  den  daselbst  sodann  anwesenden  Mitgliedern  des  Konsi- 
storiums die  näheren  Bedingungen  zu  vernehmen,  indem  die  vor 
Ablauf  künftiger  Woche  nicht  angemeldeten  Kinder  auf  die  Liste  der 
Zuzulassenden  nicht  gebracht  werden  können. 

Kassel  den  7.  Juli  1809. 

Königl.  Westphäl.  Konsistorium  der  Israeliten. 

2.  Aus  einer  Eingabe  des  Konsistoriums  an  den 
Minister  des  Inneren  vom  12.  März  1810*). 

')  Staatsarchiv  Berlin  a.  a.  O. 

*)  Staatsarchiv  Berlin  a.  a.  O.  Da  wichtige  Stellen  dieser  Ein- 
gabe noch  nicht  veröffeatlicht  sind,  so  habe  ich  sie  auszugsweise 
hier  wiedergegeben. 
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Das  C.  »arbeitel  mit  Menschen,  die  durch  Verwahrlosung  in 
politischer  und  moralischer  Hinsicht  nicht  so  leicht,  wie  jede  andere 
Religionssckte  zur  Ordnung  geführt  werden  können,  fordert  ferner 
alle  Berichte  von  Männern,  deren  Dienst  gratis  übernommen  ist,  und 
gegen  welche  man  nicht  mit  solcher  Strenge  verfahren  kann,  wie 
jedes  andere  Kollegium  welches  seine  Berichte  von  besoldeten 
Dienern  fordert,  deren  Unfolgsamkeit  den  Verlust  ihrer  Stelle  fürchten 
läßt.«  Es  klagt  dem  Minister,  daß  »verschiedene  Individuen  ganz 
unfolgsam  gegen  die  Befehle  des  C.  sind,  und  letzterem  bis  jetzt 
keine  andere  Mittel  zu  Gebote  standen,  sie  dazu  zu  zwingen,  als 
durch  weitläufige  Inquisitionen,  welche  vielleicht  6  Monate  und  Jahre 
danern.«  Es  fo!(>t  eine  ausführliche  Darstellung  der  Schwierigkeiten, 
mit  denen  es  zu  kämpfen  hat.  »Der  dermalige  Zustand  der  Israeliten, 
als  sie  noch  eine  nur  geduldete  Nation  autmachten  und  der  Staat 
ihre  Duldung  als  eine  Revenue  betrachtete,  war  in  kirchlicher  Hinsicht 
so  beschaffen,  daß  darin  eine  Revolution  nicht  ausbleiben  konnte. 
Der  Staat  bekümmerte  sich  weder  um  ihre  Schulanstalten  noch  über- 
haupt um  ihre  Bildung,  sondern  der  reichste  unter  ihnen,  der  am 
meisten  kontribuirte,  stand  an  ihrer  Spitze  ;  der  Zufall  entschied,  ob 
die  Einrichtung  gut  oder  schlecht  war,  denn  auf  einem  Prinzip  be- 
ruheten alle  diese  Einrichtungen  nicht.  War  jener  Reiche  bigott,  un- 
wissend, so  wurden  Schullehrer  seinem  Charakter  gemäß  gewählt 
und  angestellt,  und  die  daraus  entstandenen  Früchte  entsprachen  der 
Pflanze.  Ein  anderer,  der  leichtsinnig  war  und  die  Religion  abzu- 
schütteln dachte,  wählte  Lehrer  nach  seinen  Wünschen,  und  da 
weder  Vorschriften  zu  einer  Lehrmethode  noch  Bücher  allgemein 
anerkannt  wurden,  wonach  jeder  Israelit  seine  wahre  Religion  be- 
stimmt wissen  konnte,  so  war  es  ganz  natürlich,  daß  in  jedem  Ort 
anderer  Unterricht  ertheiit  und  andere  Prinzipien  gelehrt  wurden.  Von 
einem  wissenschaftlichen  Unterrichte  wußte  man  vor  30  Jahren  unter 
cen  Juden  gar  nichts.  Deutsch  Schreibea  und  Rechnen  nach  Regeln, 
wer  das  verstand,  wurde  schon  ausgezeichnet.  Wozu  sollte  auch  der 
Jude  bei  Erziehung  seiner  Kinder  höheren  Bedacht  nehmen?  Seiae 
Bestimmung  konnte  nur  die  eines  Handelsmanns  seyn.  Was  brauchte 
dieser  mehr  zu  verstehn  als  Schreiben  und  Rechnen  ?  Der  Klein- 
händler bedurfte  auch  dies  nicht  einmal.  Bei  seiner  eignen  ReligioRS- 
partei  konnte  er  nur  imponieren,  wenn  er  den  Talmud  studierte,  und 
die  strengste  Ausübung  der  äußerlichen  Ceremonien  beobachtete. 
Begriffe  über  Bilduag  oder  Roheit  waren  so  fremd  unter  den  Israe- 
liten, als  unter  den  Banern  der  Unterschied  zwischen  der  Kant'schen 
nnd  Fichte'schen  Philosophie.  Ausnahaien  machte  nur  der  reiche 
Stand,  der  Umgang  mit  gebildetea  Klassen  anderer  Religionen  hatte, 
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nn.i  der  Stand  des  Arztes,  denn  letzterer  trieb  ein  Gewerbe,  welches 
den  Juden  erlaubt  war.  Bei  dieser  Ausnahme  fand  sich  aber  auch 
nicht  selten,  daß  der  Jude  sich  von  seinen  Qlaubeasbrüdern  trennte, 
80  wie  sie  es  nicht  miuder  in  Ansehung  seiner  thalen  .  .  .  bo  wie  e» 
sich  in  Ansehung  der  Schullehrer  verhielt,  so  verhielt  es  sich  nicht 
minder  mit  den  Volkslehrern  unter  dem  Namen  :  Rabbiner.  Er  war 
Souverain;  aber  Kenntnisse  besaß  er  nicht,  ob  er  seinen  Posten  ver- 
stand oder  nicht,  davon  war  garnicht  die  Rede  ;  von  Schulkennt-^isson, 
von  Erziehung,  mit  einem  Worte  von  dem,  was  zu  den  Eigcnschatten 
eines  guten  Volkslehrers  gehört,  fand  man  bei  ihm  gewöhnlich 
das  Gegenteil,  er  sah  nur  darauf,  daß  alle  äußerlichen  Ceremonien 
beobachtet  wurden,  nahm  sich  auch  die  Freiheit,  zuweilen  neue 
hinzuzusetzen,  war  selbst  streng  in  der  Beobachtung  derselben  und 
forderte  als  Souveraiü  seiner  Gemeinde,  die  größte  Submission  und 
Ehrenbezeigung,  die  er  sich  öfters  die  Erlaubnis  nahm,  selbst  vor- 
zuschreiben. Bei  dem  Drucke,  unter  welchem  diese  Religiüuspaitei 
in  politischer  Hinsicht  seufzte,  war  es  die  größte  Wohlthat  für  sie, 
daß  jeder  Rabbiner  die  Quaal  (!)  dieses  Lebens  (sie  mochte  nun  vom 
Staat,  von  Verachtung  ihres  Nebenmenschen  anderer  Religion,  oder 
selbst  von  dem  Drucke  der  Rabbiner  herrühren,  die  theils  aus  Un- 
wissenheit, teils  aus  Schwärmerei  zu  religiösen  Handlungen  durch 
so  viele  Zusätze  der  Ge-  und  Verbote  die  Israeliten  quälten)  als  ver- 
dienstlich schilderte,  um  in  jenem  Leben  die  höchste  Stufe  zu 
erreichen.»  Nach  einer  Darlegung  über  den  Einfluß  Mendelssohns 
auf  die  Erziehung  beklagt  sich  das  K.  immer  wieder  über  den  Unge- 
horsam der  Vorsteher,  über  die  ausbleibenden  oder  verzögerten 
Berichte.  Es  wünscht  Kirchen-  oder  sonstige  Strafen  verfügen  zu 
können.  »Ohne  Macht,  unmittelbare  Strafen  zu  erkennen,  gebricht  es 
uns  auch  an  Unterstützung  von  Seiten  der  Behörden,  deren  manche 
Friedensrichter,  die  wir  um  Beistand  ersuchten,  hielten  nicht  einmal 
uns  einer  Antwort  wert».  In  dem  Bericht  wird  als  Syndikus  von 
Cassel  Meier  Josef  Büding  genannt.  Die  Rabbinatsadjunktstellen 
sollen  mit  der  eines  Schullehrers  aus  Sparsamkeitsrücksichten  ver- 
bunden werden.  »Was  den  Punkt  der  Schulkosten  betrifft,  so  bat 
das  C.  bis  jetzt  nur  wenig  tüchtige  Männer  gefunden,  die  ihres  Amtes 
bewährt  sind«.  Siehe  das  Weitere  oben  S.  47. 

3.  Brief  Berlins  an  die  Königl.  Mairie  zu  Cassel  vom 
30.  November  1810,  betreffend  die  öffentlichen  und  Privat- 
schulen der  Stadt  Cassel. 

»Auf  dero  Erlaß  vom  14.  und  19.  d.  M.  habe  ich  die  Ehre  zu 
erwiedern:    wie  hier  keine  Privatschule    existiert,    sondern  daß  viele 
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Hausväter  die  Privatlehrer  zum  Unterricht  ihrer  Knaben  täglich  in  ihrem 
Hauße  kommen  lassen.  Was  aber  die  Konsistorialschule  betrifft:  hier- 
über kann  nur  das  Konsistorium  Auskunft  geben.  Ich  hätte  schon 
ehender  diese  Nachricht  gegeben,  wenn  mich  nicht  eine  Unpäßlich- 
keit hieran  verhindert  hätte,  weswegen  ich  um  Entschuldigung  bitte, 
ich  versichere  Sie  übrigens  meiner  vollkommenen  Hochachtung. 
Der  Rabbiner  des  Sprengeis  Cassel  Berlin.«') 

4.  Die  zwecks  Neueinrichtung  des  Casseler  Schul- 
wesens im  Auftrage  des  Generaldirektors  Leist  veranstaltete 
Schulenquftte  von  1810  zählt  unter  den  öffentlichen 
Schulen  auf: 

6)  Die  Israelitische  Consistorialschule.  Nähere  Angaben  über  die 
Lehrer  enthält  das  folgende  Schema: 

6)    israelitische    Consistorialschule. 


Namen  der  Lehrer 

Alter      Dienst- 
Jahre        zeit 

Verhei- 
ratet 

Kinder 

Jährliches 
Dienstein- 
kommen 

Herr  Rosenbach, 
Rabineradjunkt 
Sprengeis  Cassel 

39 

seit 

August 

1809 

1  Frau 

keine 
KiLder 

250  Thlr. 

Herr  Benlevi 

32 

seit 
Angust 

1809 

von 
Ostern 

1810 

— 

— 

250  Thlr. 

Herr  Hanao  von 
Offenbach 

19 

— 

— 

236  Thlr. 

Bechtel,   Kantor 
der  Brüderkirche 

43 

von 

August 
1809 

1  Frau 

6 

100  Thlr. 

Herr  Leo  Mahler 

52 

von 

August 

1809 

1  Frau 

3 

60  Thlr. 

Herr  Bernhard 

31 

von 

August 

1809 

— 

— 

75  Thlr. 

Herr  Alberg 

19 

von 

August 

1810 

— 

— 

36  Thlr. 

Herr  Praeger 

34 

von 

Pfingsten 

1810 

— 

— 

75  Thlr. 

')    Städtisches    Archiv    zu    Cassel     M.    1100.    Vergleiche    auch 
oben  S.  40  das  über  die  Winkelschalen  Oesagte. 


—     127     — 

5.  Bericht  des  Konsistoriums  über  die  israelitischen 
Schulen  im  Fulda-Departement.  Cassel,  d.  27.  October  1811. 

»Herr  Maire  der  Residenz. 

Zur  Erledigung  des  am  5-ten  uns  zugegangenen  verehrlichen 
Schreibens  vom  2-ten  d.  M.  haben  wir  die  Ehre,  das  uns  mitgetheilte 
Tableau  der  Israelitischen  Schulen  im  Fuidadepariement  ausgefüllt, 
so  gut  dies  geschehen  konnte,  hierneben  zu  übersenden.  Unausge- 
füllt  haben  wir  nähmlich  diejenigen  Rubriken  lassen  müssen,  welche, 
vermöge  der  bisherigen  und  zur  Zeit  noch  bestehenden  Verfassung, 
bei  den  Israelitischen  Schulen  nicht  Statt  finden.  Zugleich  erneuern 
wir  Ibnep,  Herr  Maire  der  Residenz,  die  Versichernng  unserer  vor- 
züglichen Hochschätzung. 

Kgl.  Westph.  Consistorium  der  Israeliten. 

Merkel  ß^^'*" 

Sekretäre 
Der  Maire  beklagt  sic'i    in    seinem    Bericht    an    den  Generaldirektor 
über  die  lange  Verzögerung    des    vom    Konsistorium  zu  erstattenden 
Berichts,     (a.  a.  O.  Das  Tableau  S.  128.) 

6.  Die  Erwähnung  des  Glaubensbekenntnisses  in  be- 
hördlichen Bekanntmachungen. 

Das  Konsistorium  bittet  am  14.  Mai  1811  die  Präfekten  dafür 
Sorge  zu  tragen,  daß  man  in  allen  Aufsätzen  und  Erklärungen, 
welche  Israeliten  betreffen,  deren  Religionsbezeichnung  sich  zu  ent- 
halten, sondern  sie  ebenso  wie  andere  Religionsgenossen  durch  Stand, 
Namen  und  Wohnort  kenntlich  zu  machen  habe,  es  sei  denn,  daß  die 
Religionsbezeichnung  in  besonderen  Fällen  zur  Verständlichkeit 
durchaus  nothwendig  werden  sollte.«  (St.  A.  Hannover  a.  a.  O  Nr.  36.) 

7.  Festgesang  bey  Erhebung  ihres  durchlauch- 
tigsten Landesherrn  zur  hohen  Kur-Würde^). 

Sr.  Kurfürstlichen  Durchlaucht  Namens  der  sämmt- 
lichen  Judengemeinden 

in 
den     Kurfürstlich    Hessischen    Staaten,     unterthänigst    ge- 
widmet, 

von 
den  Ober-Hof-    und    Kammeragenten  Susman    Abraham") 

')  Gedruckt  1803  bei  J.H.Martin  Anbei  in  Cassel.  Siehe  oben  S.  5. 
*)  Über    denselben  siehe     iHesseHland*    1909  S.  307  f.    sowie 
oben  Seite  6. 
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und  Moses  Joseph  Büdinger'),  als  judenscliaftlichen  Ober- 
assistenten und  Assistenten^), 

Jakob  Simon  Michel') 

als  Vorsteher 

und 

den  übrigen  judenschaftlichen  Landes-Vorstehern. 

Der  Ooüheit  Lieblingssöhne  sind  die  Ffirsten, 

die,  voll  Gerechtigkeit,  voll  zarter  Milde, 

die  Völker  weiden,  wie  auf  Salems  Aaen, 

d'C  Heerden  einst  der  edle  Sohn  Isai's. 

Ihm  reichte,  für  den  sanften  Hirlenstab, 

den  goldnen  Scepter  dar  Israel's  Volk, 

für  welches  unter  Deinem  Scepter  nun 

des  stillen  Wohles  Kranz,  o  Wilhelm  !  blüht. 

Erhab'ner  Vater  Deiner  biedren  Gatten, 

an  dessen  Blick  auch  wir  mit  heil'ger  Liebe, 

mit  fester  Treue,  froh  dich  segnend,  hangen, 

erhab'ner  Vater!  Dank  erlöae  Dir! 

Du  leitest,  mächtig,  voll  Gerechtigkeit, 

voll  zarter  Milde,  sie  zum  Ziel,  des  Glücks, 

die  biedren  Völker,  die  Dich,  Vater !  ehren. 

Ein  höh'rer  Glanz  umstrahlt  nun  Deinen  Scheitel, 

und  Friede  geußt  herab  sein  reiches  Füllhorn, 

und  laut  in  Deinen  frohen  Gauen  schallet 

aus  Hütten,  Tempeln  und  Palästen  Jauchzen  ! 

Auch  ihn  vernimm,  den  Psalm  der  Enkel  Abram's ! 

Vernimm  ihn  jetzt  im  neuen  Diadem  ! 

Verdient  umstrahlt  es  Dich  ;  denn  gern  umfasset. 

Dein  helles  Auge  das,  was  gut  und  wahr 

')  Siehe  »Hessenland*  a.  a.  O.  Büdinger  wird  1809  zum  Ober- 
Hofagenten  ernannt;  Daselbst  S.  326.  Sußmann  Abraham  wird  1788 
zum  Hof-  und  Kammer-Agenten  befördert.  Aus  Obigem  dürfte  sich 
ergeben,  daß  er  inzwischen  ebenfalls  den  Titel  Ober-Hofagent  erhalten 
hatte. 

•)  Büding,  der  letzte  judenschaftliche  Assistent,  erhielt  dies 
Amt  ebenfalls  1801.  Siehe  Horwitz  »Die  Verwaltung  der  judenschaft- 
lichen Angelegenheiten«  S.  13.  IJber  seine  Funktionen  als  Assistent 
siehe  auch  »Hessenlandt  a.  a.  O.  S.  326  sowie  oben  Seite  6. 

*)  Über  ihn  siehe  oben  S.  6.  Er  ist  sicherlich  identisch  mit 
Jacob  Simon  Michel  Benia.  Siehe  über  ihn  S.  84. 

Lazarus.  9 


-    no   - 

und  scliün  und  edel  ist,  und  immer  wird, 
wie  Säulen,  her  um  Deinen  Thron  es  stehen, 
was  iiut  und  schön  und  wahr  und  edel  ist. 
Israei's  Gott!  —  Du,  Herischer  aller  Herrscher! 
Der  Himmel  Meister  und  des  düstren  Abgrunds ! 
Du,  der  den  Seraph  schuf,  und  lenkt  die  Sonnen, 
und  jedem  Würmchen  zeichnet  vor  die  Bahn, 
die's  in  der  Welten  nie  gemeß'neni  Räume 
durchwandeln  soll !  (Es  lebt,  beginnt  die  Bahn, 
stirbt,  lebet  wieder,  stirbt,  und  lebet  ewig!!) 
Erhör',  Unendlicher,  das  Flehn  der  Harfen, 
das  hin  zu  Deinem  ewig  festen  Throne, 
vor  dem  sich  Seraph,  Würmchen,  Sonnen  beu>>en, 
Dein  treues  Volk  für  seinen  Herrscher  sendet ; 
für  seinen  Herrscher  und  für's  fernste  Wohl 
von  seinem  täglich  blüthenreicliern  Stamme  ! 
In  seinem  milden  Schatten  knie'u  noch  einst 
Israei's  Enkel,  wann  (o  süßer  Trost !) 
am  müden  Abend  dieser  kleinen  Erde, 
auf  Deinen  Wink,  der  ewig  höh're  Wunder 
dem  Blick  enthüllt,  die  rätselvollen  Thränen 
der  Frommen  sich  iu  Engelzährcu  waudehi !') 


')  Am  Eingange  dieses  in  Klopstock'schcm  Odcnitüe  ge- 
schriebenen »Psalmes  der  Enkel  Abrams«  zei^^t  sich  die  Muse  des 
Gesanges  auf  der  Harfe  spielend.  Am  Schlüsse  ist  fir.e  Art 
Mausoleum  dargestellt.  Ganz  minderwertig  ist  ein  in  recht  schlechten 
hebräischen  und  deutschen  Keimen  abgefaßtes  Hochzeitskarmcn  unter 
dem  Titel  »Ehrerbietigstes  Zeugnis  der  tiefsten  Ehrfurcht,  aufrichtig- 
ster Freude  und  der  allertreucsten  Wünsche  Ihro  Hochfürsllichen 
Durchlaucht  Herrn  Wilhelm  Erbprinzen  zu  Hessen  niid  Ihro  König- 
lichen Hoheit  Frauen  (!)  Augusta  Prinzessin  von  Preußen  etc.  unter- 
thänigst  übergeben  von  der  sämmtlichen  Judenschaft  in  Hessen«. 
Cassel  den  20.  Mir?:  1797. 
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